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Die Taͤtigkeit des Lentrums

in politiſchen Fragen .

A . Herhaͤltnis der Vundesſtaaten untereinander .
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1. Die ſt e Stellung der Reichslande war

ſchon im vorig hre von den Abg . Dr. Schädler

Dr . Bachem und her als eine ungenügende bezeichnet
worden . Heuer kündigte bereits in — Etatsrede Dr .

Spahn am 5. Dezember 1904 ein weiter s Vorgehen des

Zentrums an , er erinnerte daran , daß 255 Jahre verfloſſen
ſeien , ſeitdem Elſaß⸗Lothringen nach ſeinem geltenden
Organiſationsgeſetz Reichsland zum Deutſchen Reiche
gehöre ; der La indesausſchuß i

in Straßburg habe bei dieſer

Gelegenheit Beſchlüſſe gefaßt , die auf die Geſtaltung der

Reichslande als ſelbſtändiger Einzelſtaat gerichtet ſind . Eine

dieſer Forderungen könne der Reichstag aufnehmen , näm⸗

lich die Vertretung von Elſaß - Lothringen im Bundesrat .

Nach ſeineer Bevölkerrungszahl müßte es drei Stimmen

im Bundesrat erhalten, wo es jetzt gar nicht vertreten ſei .

( 105 . Sitzung vom 5. Dezember 1904 , S. 3348 . ) Dieſer

Ankündigung folgte am 14 . Dezember folgender Antrag
Dr . Spahn , Gröber , Dr . Schädler :

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen , dem
Entwurf eines Geſetzes vorzulegen , durch welches Elſaß - Lothringen
als Mitglied des Reichs eine ſelbſtändige Vertretung im Bundes⸗
rat erhält ( Reichsverfaſſung Artikel 6) . “ ( Nr. 532 . )

Am 15 . März 1905 begründete Dr . Spahn den Antrag mit

dem Hinweis , daß die Stellung der Reichslande nicht gleich

Reichstag den
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ſei der Stellung , welche die anderen deutſchen Staaten im

Reiche einnehmen , daß ihm in erſter Linie eine Vertretung
im Bundesrat fehle . Die ſelbſt vom Landesausſchuß ge —

ſchaffenen Geſetze ſeien nicht Geſetze des Einzelſtaates ,
ſondern Reichsgeſetze , welche der Zuſtimmung des Kaiſers
und des Bundesrats bedürfen . Da zeige ſich aber die

Schwäche des heutigen Zuſtandes . Während man über

elſaß⸗lothringiſchen Verhältniſſe im Bundesrat verhandle , ſei
dieſes ſelbſt nicht mit einer einzigen Stimme dabei beteiligt ;
der elſaß⸗lothringiſche Kommiſſar habe nur beratende , auf —
klärende Stimme . Den weitergehenden Wünſchen der elſaß —
lothringiſchen Bevölkerung ſtehe dieſer Antrag nicht entgegen ;
das Zentrum habe nicht mehr gefordert , weil es dem Prinzip
des förderaliſtiſchen Charakters des Reiches nicht entſprechen
würde , wenn der Reichstag direkt in die innerſtaatlichen
Verhältniſſe eines Landes eingreifen wollte . Die Initiative

hierzu komme nicht dem Reichstage zu ; die Bevölkerung
und ihre Vertreter müßten ſie ergreifen . Was die Inſtruk⸗
tion der drei Stimmen betreffen würde , ſo ſei der Umſtand ,
daß der Kaiſer als Landesherr gleichzeitig König von

Preußen iſt , kein Hindernis , daß eine „ſelbſtändige , von

Preußen unabhängige Inſtruktion dieſen Mitgliedern für
den Bundesrat erteilt wird “ . ( Auch wenn der Kaiſer Re⸗

gent des Landes bleibt , ſo kann durch die Statthalterſchaft
Fürſorge getroffen werden , daß die reichsländiſchen Stimmen

im Bundesrat vollſtändig unabhängig von den preußiſchen
abgegeben werden , je nach den Bedürfniſſen des Landes .

Man hat dies bereits , wie Dr . Spahn mit Recht hervor —
hob , bei der Beratung des Zolltarifs erlebt , wo die reichs —
ländiſchen Vertreter nicht nur unabhängig von Preußen ,
ſondern auch gegen die preußiſchen Wünſche und Anſichten
aufgetreten ſind . D. V. ) Zum Schluſſe wies der Redner auf die

in dem Reichslande zunehmende Sympathie für das Deutſche
Reich hin . ( 164 . Sitzung vom 15 . März 1905 , S . 5263 . )
Reichskanzler Graf Bülow ſtellte ſich dieſem Antrage nicht
prinzipiell entgegen , meinte aber , daß derſelbe eine ſchwer —
wiegende politiſche Maßnahme ſei , deren Durchführung er —

hebliche Schwierigkeiten und Bedenken begegnet ; er nannte



hierbei die Inſtruktion der Vertreter der Reichslande
im Bundesrate ; ehe er näher auf den Antrag eingehe ,

müſſe die Frage im Bundesrat erörtert und eine Über —

einſtimmung zwiſchen den verbündeten Regierungen erzielt
werden . ( S. 5268 . )

Die Reſolution fand am 17 . März 1905 durch eine

große Mehrheit Annahme ; nur die Rechte und ein Teil

der Nationalliberalen ſtimmten dagegen . Dem Antrage
des Zentrums kann auch dann Folge gegeben werden ,
wenn eine Umgeſtaltung der innerpolitiſchen Verhältniſſe

( Landesausſchuß ) nicht eintritt .

Die elſaß⸗lothringiſchen Abgeordneten ömit Ausnahme
von Delſor , Vonderſcheer und Blumenthal ) ergriffen noch
in derſelben Seſſion die Initiative und brachten folgenden
Geſetzentwurf im Reichstag ein :

betreffend

die Verfaſſung Elſaß - Lothringens .

Wir Wilhelm , von Gottes Gnaden Deutſcher
König von Preußen ꝛc.

Kaiſer ,——

verordnen im Namen des Reichs , nach erfolgter Zuſtimmung
des Bundesrats und des Reichstags , was folgt :

8

Den Staaten , aus denen das Bundesgebiet gemäß Artikel 1
der Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 16. April 1871 beſteht ,
tritt als weiterer Staat das bisherige Reichsland Elſaß⸗Lothringen
hinzu .

Landesherr in Elſaß⸗Lothringen iſt der Deutſche Kaiſer . Der
Kaiſer kann die landesherrlichen Befugniſſe ganz oder teilweiſe einem
Statthalter übertragen .

Elſaß - Lothringen wird im Bundesrate durch Bevollmächtigte
vertreten , welche vom Landesherrn ernannt werden . Die Feſtſtellung ,
wie viel Stimmen Elſaß - Lothringen im Bundesrate führt , bleibt
einem beſonderen Geſetze vorbehalten .
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Der Bundesrat und der Reichstag ſcheiden als Organe der

Landesgeſetzgebung in Elſaß - Lothringen aus .

In den der Reichsgeſetzgebung in den Bundesſtaaten nicht

unterliegenden Angelegenheiten werden Geſetze für Elſaß⸗Lothri
von dem Landesherrn nach erfolgter Zuſtimmung des elſaß —loth⸗
ringiſchen Landtages ( bisher Landesausſchuß ) erlaſſen .

Berlin , den 12 . Mai 1905 . ( Nr. 796 . )

gen

Dieſer Antrag erhielt die Unterſtützung von 32 Zentrums —

abgeordneten ( darunter auch 8 bayeriſche ) , damit er über —

haupt eingebracht werden konnte . Dieſe Unterſtützung
bedeutet nicht eine Zuſtimmung zu allen Einzelheiten des

Entwurfes , ſondern iſt in erſter Linie eine politiſche Ge —

fälligkeit , die man den Abgeordneten der Reichslande nicht

abſchlagen wollte , nachdem das Zentrum ſelbſt auf dieſem
Gebiete bereits vorangegangen war . Solche Unterſtützungen
kommen wiederholt vor ; das Zentrum behält damit ſeine
volle Aktionsfreiheit auch in dieſer Angelegenheit . In der

Preſſe hat am meiſten Bedenken erregt , daß durch eine

ſolche Regelung der preußiſche Einfluß im Bundesrat um

ein bedeutendes wachſe , weil die 3 reichsländiſchen Stim —

men ſich ſtets den preußiſchen zugeſellen würden . Wir

haben ſchon oben auf die Außerung von Dr . Spahn hin —

gewieſen , nach welcher dieſes nicht der Fall zu ſein braucht ;

man kann ſich die Sache auch ſo denken , daß Elſaß - Lothringen

einen lebenslänglichen Statthalter erhält ; wenn dieſem die

Inſtruktion der Stimmen obliegt , iſt die Gefahr der Ver⸗

ſtärkung des preußiſchen Einflußes ſehr vermindert . Ferner

iſt nicht außer acht zu laſſen , daß die Bundesratsvertreter

der Reichslande genötigt ſind , der Stimmung der Be —

völkerung weitgehend Rechnung zu tragen und ſo kann

man mit demſelben Rechte ſagen , daß die ſüddeutſchen

Verhältniſſe durch eine ſolche Vertretung mehr Unter⸗

ſtützung erhalten . Endlich iſt nicht zu vergeſſen , daß mit

der Erhöhung der Bundesratsſtimmen von 58 auf 61 durch
die 3 reichsländiſchen Stimmen eine ſolche auf 64 erfolgen

kann , indem man der Anſicht Rechnung trägt , daß der

preußiſche Einfluß geſtärkt werden kann ; die 3 weiteren
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Stimmen würden dann die 3 größten Bundesſtaaten ( Bayern ,

Sachſen , Württemberg ) erhalten . Alles dies ſind Möglich —

keiten , die in Erwägung zu ziehen ſind , die aber zeigen ,

daß man nicht rundweg behaupten kann , der preußiſche

Einfluß werde durch eine ſolche Maßnahme erhöht .

2. Die mecklenburgiſche verfaſſungsfrage wurde nach

jahrelangem Ruhen durch folgende Interpellation Büſing

( Nat . ⸗L. ) wieder angeſchnitten :
Will der Herr Reichskanzler nicht dem vom Bundesrate in

ſeiner Sitzung vom 26. Oktober 1875 gefaßten Beſchluſſe :

„die Erwartung auszuſprechen , es werde den Großherzoglich

Mecklenburgiſchen Regierungen gelingen , eine Anderung der be —

ſtehenden Mecklenburgiſchen Verfaſſung mit dem Mecklenburgiſchen

Landtage zu vereinbaren “

im Wege bundesfreundlicher Verhandlungen eine weitere Folge

zroßherzoglich Mecklenburgiſchen Regierungen ſeit

en keinen Verſuch mehr gemacht haben , der

ausgeſprochen

geben , da die 0

länger als

vom Bund Srate en und von ihnen ausdrücklich ge⸗

billigten Erwartung zu entſprechen ? ( Nr. 562 . )

Am 24 . Januar 1905 kam die Interpellation zur

Beratung ; der Interpellant entwickelte ein Bild der mecklen⸗

burgiſchen Verfaſſungsverhältniſſe und betonte , wie der

Reichstag 1871 , 1873 und 1874 mit großer Mehrheit

Anträge angenommen habe , die in jedem Bundesſtaat eine

aus Wahlen der Bevölkerung hervorgegangene Vertretung

forderten . Am 26 . Oktober 1875 habe der Bundesrat

die Erwartung ausgeſprochen , „ es werde den großherzog —

lich mecklenburgiſchen Regierungen gelingen , eine Anderung
der beſtehenden mecklenburgiſchen Verfaſſung mit dem

mecklenburgiſchen Landtag zu vereinbaren “ . Aber das

ſei ſeither nicht erreicht ! Der größte Teil des Zentrums
und die Konſervativen hätten ſich im Reichstage ſtets gegen

ein Eingreifen in die Verhältniſſe Mecklenburgs aus⸗

geſprochen . Als das Zentrum ſeinen Toleranzantrag ein —

gebracht habe , hätte der Reichskanzler in „ bundesfreund⸗

licher Weiſe “ auf die mecklenburgiſche Regierung ein⸗

gewirckt und zwar mit Erfolg ; was damals für die

wenigen Katholiken geſchehen ſei , erbitte er im Intereſſe
der ganzen mecklenburgiſchen Verhältniſſe . Staatsſekretär
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Graf von Poſadowshy lehnte zunächſt den Vergleich
mit dem Toleranzantrag ab : „ Dieſe Vermittlung ließ ſich
auf Grund der Reichsverfaſſung rechtfertigen und zwar

auf Grund des Art . 3, welcher von den ſtaatsbürgerlichen
Rechten der deutſchen Staatsangehörigen innerhalb des

Reichsgebietes handelte . Anders aber liegt es mit dem

Gegenſtand der heutigen Interpellation . Die deutſche Reich —
verfaſſung erkennt auf Grund des Art . 76 Abſ . 2 ein

Recht der Einmiſchung des Bundesrats in die inneren Ver —

hältniſſe der Einzelſtaaten nur dann an , wenn eine Ver —

faſſungsſtreitigkeit vorliegt . Eine ſolche Verfaſſungsſtreitig⸗
keit kann aber nur vorliegen , wenn eine Meinungsver⸗
ſchiedenheit zwiſchen Regierung und Bundesvertretung beſteht
über die Auslegung und Handhabung der Verfaſſung . “
( 126 . Sitzung vom 24 . Jan . 1905 , S . 4001 . ) Aber eine ſolche
Streitigkeit liege nicht vor und ſo habe der Bundesrat

kein Recht zur Einmiſchung ; an dieſer „unerſchütterlichen ,

ſtaatsrechtlichen Grundlage “ müſſe ſtets feſtgehalten werden .

Zudem ſei ihm mitgeteilt worden , daß vertrauliche Ver —

handlungen über die Fortführung der Verfaſſungsreform
in Mecklenburg geführt werden und ſo müſſe der Bundes —

rat es doppelt ablehnen , ſich einzumiſchen . Der mechklen⸗

burgiſche Geſandte von Brtzen ſchloß ſich prinzipiell dieſen
Ausführungen an und fügte mit ungewohnter Nonchalance

hinzu , er könne dem Reichstage nur dringend empfehlen ,

ſich nicht in Dinge zu miſchen , mit denen er nichts zu tun

habe ; der Reichstag habe genug an dem zu tun , was die

Reichsverfaſſung ihm gewährt habe . Stürmiſche Heiter —
keit war die Antwort des geſamten Reichstages . Während
der in Mecklenburg gewählte konſervative Abg . Rettich

ſich den Anſichten des Bundesrats anſchloß , traten die

freiſinnigen Abg . Kopſch und Dr . Pachnicke auf die

Seite des Interpellanten ; der ſozialdemokratiſche Abg . Dr .

Herzfeld verhöhnte die Nationalliberalen , daß ſie jetzt ſo

beſcheiden mit einer Interpellation auftreten , während ſie

früher viel energiſcher geweſen ſeien , aber doch ihre Macht

nicht ausgenützt hätten , obwohl feſtſtehe : „ Verfaſſungs —

fragen ſind Machtfragen . “ ( S. 4002 ) . Staatsſekretär



Graf von Poſadowsky meinte zutreffend darauf : „ Wenn

das richtig wäre , könnte man mit dieſem Grundſatz jeden

Verfaſſungsbruch rechtfertigen und ich bin überraſcht , daß

ſolch eine gefährliche Außerung aus der Mitte dieſes

Hauſes erfolgt iſt . Ich habe bisher immer die Auffaſſung

gehabt : „ Verfaſſungsfragen ſind Rechtsfragen ! “ ( S. 4007 . )
Namens des Zentrums verwies Abg . Dr . Spahn auf die

vom 3. Dezember 1874 erfolgte Erklärung Windthorſts
in dieſer Sache , die dahingeht : „ Wir haben zurzeit ab —

ſolut kein Recht , ſo vorzugehen , wie hier geſchieht , und

ich weiß keinen Titel des beſtehenden Rechtes , welcher es

begründen könnte , daß wir uns hier auf eine Erörterung
der mecklenburgiſchen Verfaſſungszuſtände oder der lippeſchen

einlaſſen . Ich meinesteils werde kein Damonhlesſchwert
über Mecklenburg aufhängen und auch nicht über Lippe⸗
Detmold und ich wünſche , daß die Mecklenburger ihre An —

gelegenheiten in ihrem Hauſe ſchlichten , daß ſie ſich ihr

Heim friedrich und wohnlich einrichten und bei dieſer Ein⸗

richtung Rückſicht auf die Verhältniſſe nehmen , wie ſie ſich
nun einmal im Laufe der Zeit entwickelt haben . “ An

dieſem Standpunkte der Rechtszuſtändigkeit des Reiches

halte das Zentrum auch heute noch feſt ; aber es halte
den Wunſch für berechtigt , daß auch Mecklenburg zu einem

konſtitutionellen Staatsweſen übergehen möge . Sodann

unterſtrich er noch die Bemerkung des Staatsſekretärs
über die Zuſtändigkeit des Reiches in Sachen des Toleranz —
antrages , im Jahre 1900 habe der Bundesrat ſich anders

geſtelltt . Dann gab er dem mecklenburgiſchen Geſandten

zu bedenken , ſeine Mahnungen nicht an den Reichstag zu

richten , ſondern an den Bundesrat , der 1875 anders ge —

handelt habe . „ Die Einzelſtaaten des Deutſchen Reiches
haben die Verfaſſung eingegangen bei Exiſtenz ihrer Ver —

faſſungen und in der Erwartung der Sicherung ihrer
Exiſtenz und der Exiſtenz ihrer Verfaſſung . “ Das Reich
ſei alſo nicht ſouverän in dieſer Frage ; die Erweiterung
der Kompetenz des Reiches könne nicht auf einem Initiativ⸗

antrag des Reiches beruhen , ſondern der Reichstag kann

dieſer Erweiterung nur zuſtimmen , wenn ihm ein dahin⸗
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gehender Vorſchlag des Bundesrates gemacht werde ; ſo

habe auch Dr . Lieber ſich am 20 . Februar 1895 geäußert .

3. Der lippeſche Thronfolgeſtreit hat durch das

Kaiſertelehramm anläßlich des Ablebens des Grafen —

Regenten und die Nichtvereidigung der Truppen zu Detmold

auf den Graf - Regenten eine höchſt bedenkliche Wendung

angenommen ; durch das geſchickte Eingreifen des Reichs⸗

kanzlers einigten ſich die ſtreitenden Linien Lippe⸗Bieſterfeld
und Lippe - Schaumburg auf einen Schiedsvertrag , der dem

Graf - Regenten die Regentſchaft zuſichert und dem Reichs —

gericht das entſcheidende Wort in der Thronfolgeſtreitigkeit
ſichert . Die Vereidigung der Truppen erfolgte nun ; das

Reichsgericht hat ſein Urteil noch nicht gefällt . So war

der geſamte Streit erledigt , ehe der Reichstag zuſammen⸗
trat . Dr . Spahn meinte in der Generaldebatte zum Etat ,

daß die Geſchichte von Lippe - Detmold in den letzten paar

Jahren im Depeſchenſtil geſchrieben worden ſei ; er dankte

dem Reichskanzler für die „raſche und glückliche Art der

Erledigung dieſer Frage “ , betonte aber doch , daß auch

dieſes Vorkommnis gezeigt hätte , wie notwendig die Er⸗

richtung eines Staatsgerichtshofes ſei , welche das Zentrum

ſchon in der letzten Legislaturperiode gefordert habe , ganz

abgeſehen von früheren Anläufen ; man werde jetzt dieſem
Gedanken wieder näher treten müſſen ( 105 . Sitzung vom

5. Dezember 1904 , S . 3347 ) . Das Zentrum hat lediglich

deshalb den diesbezüglichen Antrag nicht eingebracht , weil

der Reichstag ohnehin ſtark mit Arbeit belaſtet war . ( An⸗

läßlich des Ablebens der Mutter des Grafen - Regenten im

Juli 1905 hat der Kaiſer ein ſehr herzliches Beileids⸗

telegramm an den Grafen - Regenten gerichtet und hierbei

auch erſtmals die Anrede „Erlaucht “ gebraucht . )

4. Zur Frage der Erwerbung der Staatsangehörigkeit
in den einzelnen deutſchen Bundesſtaaten hatte die Sozial⸗
demokratie einen Antrag eingebracht , der einen Geſetz⸗

entwurf forderte ,
„ durch den die Landesgeſetze aufgehoben werden , welche polizei⸗

liche Aufenthaltsbeſchränkungen zulaſſen , und durch welchen ferner

reichsgeſetzliche Erleichterungen für die Aufnahme von Angehörigen



eines deutſchen Bundesſtaates in einen anderen Bundesſtaat ge—
ſchaffen werden “ . ( Nr . 684 ) .

Der ſozialdem . Abg . Eichhorn begründete eingehend
den Antrag vom 17 . März 1905 ; er wies in einer Reihe
von Einzelfällen nach , wie in einigen deutſchen Bundes⸗

ſtaaten die Erwerbung der Staatsangehörigkeit durch aller —

lei Polizeimaßnahmen ſehr erſchwert werde . Allerdings
ging der Redner in anderen Forderungen wieder zu weit ,
wie ihm Dr . Spahn zutreffend entgegenhielt , als er darauf
hinwies , daß der Reichstag ſicherlich dann nicht zuſtändig
ſei , wenn gar angeſtrebt werde , auf das Wahlrecht und die

Wahlfãähigkeit in den Gemeinden geſetzgeberiſchen Einfluß aus⸗

zuüben . Staatsſekretär Graf von Poſadows ky betonte , daß
der erſte Wunſch bereits erfüllt ſei durch das Geſetz über die

Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 , deſſen § 7 beſtimmt ,
daß jedem unbeſcholtenen Deutſchen , der für ſich und ſeine
Angehörigen ſelbſtändig zu ſorgen in der Lage iſt , die Auf—⸗
nahme in den Bundesſtaat , in welchem er ſich nieder —

gelaſſen hat , erteilt werden muß ; eine Verpflichtung der

Bundesſtaaten zur Aufnahme in der engeren Staats⸗

verbindung auch für ſolche Deutſche feſtzuſtellen , die ſich in dem

betreffendem Bundesſtaate nicht niedergelaſſen haben , dazu
liege nicht die geringſte Veranlaſſung vor . Die Bedingungen
für die Ausübung der politiſchen Rechte im Einzelſtaat
müſſen der Landesgeſetzgebung vorbehalten bleiben . Im

Schlußprotokoll vom 23 . November 1870 betreffend den
Beitritt Bayerns zum Norddeutſchen Bunde ſei dies klar

beſtimmt und hieran könne die Reichsgeſetzgebung nichts
ändern . Die Frage des Unterſtützungswohnſitzes mache
in vielen Fällen ein eingehendes Nachforſchen der Polizei
über die Herkunft der Zuziehenden erforderlich . Dr . Spahn
( 8entrum ) betonte , daß der Reichstag durch den Vertrag
mit Bayern gebunden ſei ; über dieſe Vereinbarung dürfe
man ſich nicht hinwegſetzen und deshalb müſſe der Antrag
abgelehnt werden . Für die Reſolution ſtimmten auch nur
die Sozialdemokraten .

5. Die verkehrsumleitungen auf den Eiſenbahnen ſind
ſchon am 23 . Februar 1904 durch den Abg . Gröber

2
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zur Sprache gebracht worden ; bei der heurigen Etats —

beratung erkundigte ſich der Abg . Erzberger nach dem

Stand der Dinge , da inzwiſchen am 9. Januar 1905 eine

Konferenz der einzelſtaatlichen Bahnverwaltungen ſtattge —

funden hatte . Die Verkehrsumleitungen müßten im natio⸗

nalen und wirtſchaftlichen Intereſſe ein Ende finden ; eine

völlige Durchlöcherung der einzelſtaatlichen Eiſenbahnhoheit
wünſche er nicht ; aber die angekündigte Betriebsmittel⸗

gemeinſchaft ſcheine der richtige Ausweg zu ſein ; dieſe

ermögliche auch den Ausbau von Eiſenbahnen , die jetzt

nur wegen der nachbarſtaatlichen Konkurrenz zum wirt —

ſchaftlichen Nachteil unvollendet blieben (3. B . Leuthirch⸗

Jsny u. a. ) , gebe auch dem Reichseiſenbahnamt eine

beſſere Stellung . Die Redner aller Fraktionen ſtimmten

dieſem Wunſche zu . Dr . Pichler (8tr . ) betonte hierbei ,

„ daß die Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit der einzelnen

Staatseiſenbahnverwaltungen aufrecht erhalten bleibe “ .

( 131 . Sitzung vom 18 . Januar 1905 , S . 3859 . )

t ’ trοσt .

B. Keichstagstfragen .

t

1. Das Budͤgetrecht des Reichstages erſchien in der

verfloſſenen Seſſion ſeitens des Bundesrats erheblich ge —

fährdet . Die Ausgaben für Südweſtafrika wurden ge —

macht , ohne daß der Reichstag zuvor gehört wurde . Dr .

Spahn rügte dies bereits in ſeiner Etatsrede vom 5.

Dezember 1904 und meinte : „ Als das Bedürfnis eintrat ,

die bewilligten Summen für Südweſtafrika um mehr als

100 Millionen zu überſchreiten , da , meine ich, wäre es

eine Rückſicht auf den Reichstag geweſen , daß man ihn

zuſammenberufen und ihm den Reichstagsetat in kurzer

Sitzung vorgelegt und ſeinen eigenen Entſchluß zu dieſem

Reichstagsetat herbeigeführt hätte . ( 135 . Sitzung vom

5. Dezember 1904 , S . 3345 . ) Reichskanzler Graf Bülo w
erklärte , daß er die „volle Verantwortung übernehme für
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alle Truppenſendungen , die behufs raſcher Niederwerfung
des Aufſtandes von zuſtändiger militäriſcher Seite für not⸗

wendig erklärt werden würden , ebenſo für die Koſten , die

aus dieſen Maßnahmen zur Bekämpfung des Aufſtandes

hervorgehen würden “ ( S. 3375 ) . Der Reichstag ſei des⸗

halb nicht im Sommer einberufen worden , weil ſich damals

die Sachlage noch nicht habe überſehen laſſen und weil

nach der ſeitherigen Haltung desſelben doch alle Maß —
nahmen genehmigt worden wären .

Die Budgetkommiſſion gab ſich mit dieſer Erklärung
nicht zufrieden ; am 12 . Januar 1905 forderte Abg . Prinz
von Arenberg , daß der Reichskanzler um förmliche
Indemnität nachſuchen müſſe , zumal es ſich in dieſem Nach⸗
tragsetat auch um Ausgaben für dauernde Zwecke handle .
Als der Kolonialdirektor erklärte , er ſei zu der Abgabe
einer entſprechenden Erklärung nicht berechtigt , betonte

Dr . Spahn , daß Indemnität unbedingt gefordert und

eingehend begründet werden müſſe . Der Reichstag dürfe
nicht umgangen werden , um Schwierigkeiten aus dem Wege
zu gehen . Die Vertreter ſämtlicher Parteien ſtimmten dieſer
Forderung zu ; ein Antrag der Sozialdemokraten , den Ein⸗

tritt in die Beratung überhaupt abzulehnen , fand keine

Mehrheit , da mit Recht von mehreren Seiten gefordert
wurde , doch erſt dem Reichskanzler und den verbündeten

Regierungen Gelegenheit zu geben , ſich zu äußern . Lehne
man den Entwurf von vornherein ab , ſo werde praktiſch
auch nichts mehr erreicht , als daß die Verabſcheidung
verzögert werde . Am folgenden Tage gab nun Staats⸗

ſekretär Freiherr von Stengel namens des Reichskanzlers
folgende Erklärung ab :

Der Nachtragsetat für Südweſtafrika enthält zweierlei : Er
enthält einerſeits die bisher entſtandenen über - und außeretats⸗
mäßigen Ausgaben und andrerſeits den Voranſchlag künftiger , im
Rechnungsjahr 1904 noch erwachſender Ausgaben . Für die nach⸗
trägliche Genehmigung des Reichstags kommen nur erſtere in
Betracht . Bei der Vorbereitung der Geſetzesvorlage durch die
Kolonialabteilung und das Reichsſchatzamt war davon ausgegangen
worden , daß die geſetzgebenden Faktoren die Erteilung einer förm⸗
lichen Indemnität wegen jener Ausgaben im Hinblick auf die von

2*
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dem Herrn Reichskanzler am 9. Mai 1904 im Plenum des Reichs⸗

tags abgegebene Erklärung nicht für geboten erachten würden .

Nachdem bei der geſtrigen Kommiſſionsberatung der Meinung
Ausdruck gegeben worden iſt , daß es bezüglich jener Ausgaben
einer förmlichen Erteilung der Indemnität bedürfe und dieſe Auf⸗

faſſung der Kommiſſion zur Kenntnis des Herrn Reichskanzlers

gebracht worden iſt , trägt derſelbe kein Bedenken , dem geäußerten

Verlangen ſtattzugeben . Der Herr Reichskanzler würde ſchon in

der geſtrigen Kommiſſionsſitzung eine entſprechende Erklärung

haben abgeben laſſen , wenn es ſich nicht um eine Anderung der

Geſetzesvorlage handelte , welche der Zuſtimmung des Bundesrats

bedurfte . Dieſe Zuſtimmung habe ich im Auftrage des Reichs —

kanzlers in der geſtrigen Sitzung des Bundesrats eingeholt . In —

dem ich daher namens des Herrn Reichskanzlers für jene über⸗

und außeretatsmäßigen Ausgaben um Indemnität nach⸗

ſuche , erkläre ich zugleich das Einverſtändnis des

Bundesrats damit , daß in dem Geſetzentwurf die

folgende , dem § 6 des Geſetzes vom 25 . Februar

1901 , betreffend die oſtaſiatiſche Expedition , nach⸗

gebildete Beſtimmung eingeſchaltet werde :

„ § 3.

Für alle Ausgaben , welche auf den im 81 be⸗

zeichneten Betrag zu den Verwendungszwecken
des zugehörigen Nachtragsetats bereits geleiſtet

ſind , wird dem Reichskanzler Indemnität erteilt .

Die bereits geleiſteten Aus gaben kommen auf

den im §S 2 bewilligten Kredit in Anrechnung . “

Dieſe Erklärung wurde am 30 . Januar 1905 im

Plenum des Reichstages wiederholt . Von konſervativer

Seite wurde nun ein Antrag geſtellt , einen §S 3 nach der

obigen Faſſung in den Reichstagsetat aufzunehmen , nach —

dem Frhr . v. Stengel noch erklärt hatte , der Reichs —

kanzler wäre bereit geweſen , mit einer neuen Vorlage an

den Reichstag heranzutreten und in dieſe ſofort das Geſuch

um Indemnität aufzunehmen , wenn eine Verabſchiedung
nicht beſondere Eile nötig machen würde , da die Mittel

der Reichshauptkaſſe erſchöpft ſeien ; die Kommiſſion er⸗

teilte dann die Indemnität .

Das Budgetrecht des Reichstages war am ſchwerſten
verletzt worden durch die Einſtellung der Summe von

200000 Mk . für Vorarbeiten für den Bau einer Eiſenbahn

von Windhuk nach Rehoboth , die der Firma Koppel —
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Berlin kraft eines Vertrages übertragen worden waren . In

dem Vertrage ſelbſt war keine einſchränkende Klauſel betr .

nachträglicher Zuſtimmung des Reichstages enthalten . Der

Abg . Erzberger bezeichnete dieſes Vorgehen in der Budget⸗

kommiſſion als das ſtärkſte , was je dem Reichstag geboten
worden ſei (4. Sitzung vom 12 . Januar 1905 ) . Dr . Bachem

betonte , daß die geforderte Summe ohne weiteres abgelehnt
werden könne . Als die Vertreter der Regierung meinten ,

daß durch die Indemnität doch auch dieſe Ausgabe gedeckt

ſei , erklärte Dr . Spahn , er halte das Etatsrecht für ſo

ſchwer verletzt , daß er bei dieſer Forderung in dieſer Form
die Indemnität nicht erteilen könne (7. Sitzung vom 9. Ja⸗
nuar 1905 ) . Obwohl Staatsſekretär Frhr . v. Stengel

tags darauf wiederum erklärte , daß der Reichsverwaltung

jede Abſicht , dem Budgetrecht des Reichstages irgendwie zu

nahe zu treten , durchaus ferne gelegen habe , wurde dieſe Po⸗

ſition doch abgelehnt . Bei der zweiten Leſung im Plenum zog

Frhr . v. Stengel namens des Bundesrats dieſe Poſition

zurück mit der Erklärung , daß „dieſe Forderung in einer

beſonderen , eingehender zu begründenden Vorlage ſeiner Zeit
im Reichstage aufs neue zur verfaſſungsmäßigen Beſchluß⸗
faſſung eingebracht würde “ . ( 129 . Sitzung vom 30 . Januar
1905 , S . 4094 ) . Abg . Bebel erklärte das Nachſuchen
um Indemnität für „ ſehr erfreulich , um ſo erfreulicher , als

es außerordentlich ſelten vorkommt , daß der Reichskanzler
beziehentlich die verbündeten Regierungen auf Anträge des

Reichstages reagieren und zuſtimmen “ . ( S. 4096 . ) Er

hätte aber noch beifügen ſollen , daß dieſer Erfolg des

Reichstages in erſter Linie dem Zentrum zu verdanken iſt ;
es hat zuerſt und am entſchiedenſten innerhalb und außer⸗
halb des Reichstages das Nachſuchen um Indemnität ge —
fordert . Das Plenum erteilte auch die Indemnität . Dieſes
entſchiedene Verhalten zeitigte den Erfolg , daß der dritte

Reichstagsetat für Südweſtafrika bereits einen Artikel 3

des Wortlautes enthält : „ Für alle Ausgaben , welche zu

Verwendungszwecken des im §1 bezeichneten Reichstags⸗
etats bereits geleiſtet ſind , wird dem Reichskanzler Indem⸗

nität erteilt . “ ( S. 718. ) In dem zweiten Reichstagsetat
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fehlte dieſes Nachſuchen . Der Reichstag kann mit dieſem

Erfolg zufrieden ſein .
2. Eine „ wirkſame politiſche und butgetrechtliche ver⸗

antwortung des Reichskanzlers “ forderte ein Antrag der

Sozialdemokraten ( Nr . 582 ) , den der Abg . Heine am

16 . März 1905 begründete . Der Antragſteller begründete
ſeinen Vorſtoß eigens mit der eben geſchilderten Verletzung
des Budgetrechts des Reichstages . Redner wollte die

Veranwortung des Reichskanzlers nicht beſchränkt wiſſen

auf die Akte die er gegenzeichnet , ſondern auch bei Unter —

laſſungen desſelben eintreten laſſen , ja auch überall da , „ wo
keine Gegenzeichnung eintritt “; er wollte die Verantwortung
des Reichskanzlers auch ausgedehnt wiſſen „ auf Handlungen
des Monarchen , die er nicht kontraſigniert hat , ja die

überhaupt nicht ſchriftlich , ſondern nur mündlich vor —

gekommen ſind und von dem der Herr Miniſter vielleicht

gar keine Kenntnis erhalten hatte “. ( S. 5314 ) . Im

weiteren Verlauf ſchränkte der Redner allerdings dieſe

Ungeheuerlichkeit ein auf „ wirklich politiſche Handlungen
des unverantwortlichen Monarchen “ . Die Vertreter der

verbündeten Regierungen gingen auf die Frage nicht ein ,

auch die anderen Parteien nicht , zumal die Polenpolitik

mehr in den Vordergrund der weiteren Erörterungen
trat . Die ungeſchickte Begründung , die über das Ziel
weit hinausſchoß , machte es anderen Parteien , die ſonſt

für den Gedanken ſelbſt eintreten , unmöglich , der Reſolution

zuzuſtimmen ; dieſelbe wurde gegen die Stimmen der

Sozialdemokraten abgelehnt ( S. 5360 ) .
3. Der freiſinnige Antrag auf Neueinteilung der

Reichstagswahlkreiſe „ unter Berückſichtigung der ſeit Grün —

dung des Deutſchen Reiches erfolgten Verſchiebung der

Bevölkerung “ ( Nr . 130 ) wurde am 8. März 1905 durch
den Abg . Kopſch begründet . Nur die Polen und Ssozial —
demokraten ſtimmten dem Antrage zu ; die Nationalliberalen

wollten den Antrag zur Erwägung überweiſen . Die anderen

Parteien verhielten ſich ablehnend ; der Abg . Dr . Pichler
erinnerte an die Stellungnahme Windthorſts am 11 . Januar

1882 , die heute noch das Zentrum einnehme ; er ſtehe dem



„ Antrage zur Zeit prinzipiell ablehnend “ gegenüber . Würde

man ein neues Wahlgeſetz jetzt ſchaffen , ſo würde die

gegenwärtige Bevölkerungsziffer wohl grundlegend werden ;
aber der Antrag wollte nur eine Anderung der Wahlkreis⸗

einteilung . Die äußerſte Linke ſolle jedoch eine gewiſſe Vorſicht

nicht vergeſſen , wenn ſie Anderungen am Wahlrecht be⸗

fürworte ; das Geſchütz gehe oft in einer anderen Richtung

los , als man wünſche ; die Stimmungen an gewiſſen Orten

ſeien bekannt ; in den Reihen des Zentrums beſtehen

dieſe allerdings nicht . Das Intereſſe des ganzen Volkes

ſei maßgebend für dieſe Frage ; die große Bedeutung der

landwirtſchaftlichen Bevölkerung für das geſamte Vater —

land ſei anerkannt ; an dieſem Grundpfeiler aber rüttle

man , wenn man dem Antrag zuſtimme . Lege man gar

die reine Bevölkerungszahl der Steuereinteilung zugrunde ,

ſo erhielten einige Bundesſtaaten gar keinen Abgeordneten

mehr , Württemberg z. B. nicht einmal ſo viel wie die

Stadt Berlin allein ! ( Gerade dieſer letztere Hinweis gibt

uns Gelegenheit , einen anderen Geſichtspunkt zu erwähnen ;

für die Exiſtenz , den Fortſchritt und die Kultur des Reiches
kommt nicht allein die Bevölkerungszahl in Betracht ,

ſondern auch die Bedeutung einzelner Länder . Bei aller

Hochſchätzung vor der Bedeutung der Großſtädte wird man

doch rundweg zugeben müſſen , daß ein größerer Bundes⸗

ſtaat , der gar ein Königreich iſt , eine ganz andere Bedeutung

für das Reich hat , als Berlin nach ſeiner bloßen Bevölkerungs⸗

zahl . ) Von verſchiedenen Rednern der Rechten wurde betont ,

daß die Landwirtſchaft ſehr ſchlecht bei einer ſolchen Neu⸗

einteilung weghkommen müßte . Der Antrag wurde gegen

die Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten ab —

gelehnt .
4. die Immunität der neichstagsabgeordneten iſt

noch in der letzten Sitzung vor Schluß der Seſſion von

Rednern aller Parteien ſehr entſchieden verteidigt worden .

Gegen den Abg . Jeſſen war nämlich ein Strafverfahren

wegen Beleidigung eingeleitet worden durch das Amts —

gericht zu Flensburg ; auf Antrag des Zentrums ( Abg .
Dr . Spahn ) iſt jedoch die Einſtellung des Verfahrens be —
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ſchloſſen worden , auch wurde die Geſchäftsordnungskom⸗
miſſion mit der Prüfung der Frage beauftragt . Die Ge —

ſchäftsordnungskommiſſion beſchloß auf Antrag des Abg .
Gröber folgende Erklärung :

Der Reichstag erblicht in dem auf Antrag der Staatsanwalt⸗
ſchaft gefaßten Beſchluß des Königlichen Amtsgerichts zu Flens⸗
burg vom 1. März 1904 , durch welchen „in der Strafſache gegen
den Redakteur der Zeitung „ Flensborg Avis “ , Jens Jesſen in
Flensburg , die Beſchlagnahme des Manuſkript zum Artikel „ Tysk
Skandale paa Graasten “ in Nr . 273 der Zeitung „ Flensborg
Avis “ vom 22. November 1903 , ſowie die Durchſuchung der Ge⸗
ſchäfts - und Redaktionsräume dieſer Zeitung zwecks Beſchaffung
von Beweismitteln zur Ermittelung des Verfaſſers des genannten
Artikels angeordnet “ worden iſt , eine gegen den Reichstags⸗
abgeordneten Jesſen gerichtete Strafunterſuchung , welche ohne
Genehmigung des Reichstags erfolgte und daher einen Verſtoß
gegen Artikel 31 der Reichsverfaſſung darſtellt . ( Nr . 810 . )

In der 193 . Sitzung vom 30 . Mai 1905 wahrte Dr .

Bachem neben andern Rednern ausdrücklich die Immunität
der Mitglieder des Reichstages ; obige Erklärung iſt ein⸗

ſtimmig angenommen worden .

5. Die Frage der Anweſenheitsgelder für die Reichs⸗
tagsabgeordneten iſt bereits zu Veginn der Verhandlungen
von Dr . Spahn (5. Dezember , S . 3553 ) angeregt worden ;
er nannte ſie nicht eine Geldfrage , ſondern „eine Frage des

Anſehens des Reichstages , den wir alle als Förderer und

Schützer deutſcher Freiheit und Macht , als Hüter der
Güter und Intereſſen aller Stände des deutſchen Volkes

anſehen . . . . Die Diäten ſollen uns die Vertreter aller Staaten
Deutſchlands hier zuſammenhalten und ſie zur Mitwirkung
bei der Geſtaltung der Geſchicke Deutſchlands als Ver —
treter des geſamten deutſchen Volkes zwingen . “ ( 105 .
Sitzung vom 5. Dezember 1904 , S . 3353 . ) Die Erklärung
des Reichskanzlers Fürſt Bülow an demſelben Tage klang
zurückhaltender als je ; es ſeien nur einige Sätze aus der —

ſelben angeführt : „ Man kann im Prinzip der Gewährung
von Diäten nicht abgeneigt und doch der Meinung ſein ,
daß der gegenwärtige Zeitpunkt der Regelung dieſer Frage
nicht günſtig iſt . . . Die verbündeten Regierungen wollen

nicht oder wollen noch nicht in eine Anderung der Reichs —
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verfaſſung eintreten . “ ( S. 3378 . ) Fürſt Bülow ſcheint

hier vergeſſen zu haben , daß eine ganze Anzahl von

Regierungen ſich in den Einzellandtagen für die Gewährung

von Anweſenheitsgeldern ausgeſprochen hat . Dr . Spahn
gab am 9. Dezember eine ſehr beſtimmte Antwort dem

Reichskanzler ; gerade die Sozialdemokraten , gegen welche
die Diätenloſigkeit gerichtet war , erfreuten ſich der Diäten und

ſie benutzten dieſe , um unangenehme Reviſioniſten fern zu

halten ; der Widerſtand liege nur noch an Preußen . Die

größte Anzahl der Abgeordneten ſtamme aus Kreiſen des

Mittelſtandes , denen man nicht mehr länger die hohen

perſönlichen Opfer zumuten dürfe . Gerade Kleinbauern ,
deren Sachkenntnis ſo wünſchenswert ſei , könnten ſich jetzt

nicht wählen laſſen . Die preußiſchen Mitglieder des Reichs —

tages genöſſen größtenteils als preußiſche Landtagsmitglieder

Diäten ; die ſüddeutſchen Mitglieder litten am ſchwerſten
unter den heutigen Zuſtänden ; darin liege eine ſchwere

Gefahr für den Einheitsgedanken des Reiches . Es ſei
ein irriger Gedanke , daß die deutſchen Fürſten die Träger
des Einheitsgedankens ſeien ; das ſei der Reichstag und

das werde er bleiben . Aber deshalb ſei es geboten ,
daß Vertreter aus Oſt und Weſt , Nord und Süd hier
zuſammen arbeiten könnten . Das Mittel hierzu ſeien
die Anweſenheitsgelder . Der Reichskanzler könne ſich
dem nicht verſchließen und müſſe deshalb eine zuſtimmende
Haltung einnehmen . ( S. 3411 . ) Auch Dr . Heim hatte
die Empfindung , daß nach der Erklärung des Reichs —
kanzlers die Sache ſeit 37 Jahren nie ſo ſchlecht geſtanden
habe wie heute . Die Verlängerung der Seſſionen müſſe zu
Diäten führen , ſonſt könnten die kleinen Leute ſich nicht
mehr in den Reichstag wählen laſſen . Wenn man dem

Kaiſer einmal vorſtellen würde , daß gerade die ſüd —
deutſchen Abgeordneten unter der Diätenloſigkeit leiden ,
würde er ſicher dieſe beſeitigen helfen . So dringend die

Löſung der Diätenfrage auch ſei , ſo dürfe ſie aber nie

verbunden werden mit einer Verſchlechterung des Wahl⸗
rechtes ; lieber keine Diäten , als auf dieſe Weiſe . ( 109 .
Sitzung vom 10 . Dezember 1904 , S . 3474 . )
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Von Intereſſe iſt auch eine Mitteilung des Abg . Bebel

in derſelben Sitzung über die Regelung der Diätenfrage
in der ſozialdemokratiſchen Fraktion ; die Fraktion ſei ent —

ſprechend der ſozialen Stellung ihrer Mitglieder in 5 Klaſſen
eingeteilt ; die erſte habe genügend Mittel , um aus eigner
Taſche leben zu können und erhalte nichts ; die zweite
Klaſſe ſeien ſolche , die in Berlin in Parteiſtellungen leben

und 3 Mk . erhalten ; die dritte erhalten 6 —7 Mk , die

vierte 9 — 10 Mk . und die fünfte 12 Mk . Dem ſsozial⸗
demokratiſchen Prinzip entſpricht eine ſolche Staffelung
nicht ; es wäre auch von Intereſſe zu erfahren , wer die

Einteilung in die Klaſſen vornimmt , muß da ein Faſſions⸗
bogen über das Einkommen vorgelegt werden , wer kon —

trolliert ihn uſw . Jedenfalls dürfte der Frahktions —
vorſtand einen ſehr weiten Spielraum für ſein Wohlwollen
haben ! Für die Sozialdemokratie kommt noch folgendes in

Betracht , was ihr die relativ ſtärkere Vertretung im Reichstag
ſehr erleichtert . Einmal ſtellt ſie die größte Zahl der jüngeren
Abgeordneten , denen die Reiſen weniger beſchwerlich fallen ,
ſodann wohnt eine ſehr große Anzahl derſelben in Berlin

ſelbſt oder ſo nahe , daß ſie faſt täglich nach Hauſe reiſen
können . Auch zieht ihre Berufstätigkeit als Redakteur

und Schriftſteller ſehr viele ſozialdemokratiſche Abgeordnete
von ſelbſt nach Verlin . Die bürgerlichen Parteien ſtehen
nicht in demſelben Maße unter ſolch günſtigen Voraus⸗

letzungen .
Wenn angeſichts dieſer neueſten Erörterung die Frage

der Anweſenheitsgelder auch in die Ferne gerückt zu ſein
ſcheint , ſo dürfte auf der anderen Seite die drückende

Macht der Tatſachen doch bald eine Anderung herbeiführen ,
wohl ſchon im kommenden Herbſte ! Der Reichstag wird

in der erſten Hälfte des Monats November einberufen , um

die erſte Leſung der Reichsfinanzreform und Flottenvorlage
vorzunehmen ; da Seſſionsſchluß erfolgte , liegt für das

Plenum weiter keine Arbeit vor . Die Budgetkommiſſion
muß Zeit gewinnen und es iſt deshalb wohl mit Sicherheit
anzunehmen , daß der Reichstag bald nach ſeinem Zuſammen⸗
tritt wieder in Ferien gehen muß . Dann ſoll die Budget⸗



kommiſſion weiter arbeiten ! Aber das dürfte nicht ohne

die Gewährung von Anweſenheitsgeldern gehen . Und

damit iſt die Frage wieder aufgerollt !
6. Die Entſchließungen des Bundesrats auf die Be⸗

ſchlüſſe des Reichstags erfolgte manchmal erſt in einigen

Jahren ; das veranlaßte die Abg . Gröber und Dr .

Schädler zu folgendem Antrag :
1. die tabellariſche überſicht der vom Bundesrat auf Beſchlüſſe

des Reichstags gefaßten Entſchließungen dem Reichstag jährlich ,

ſpäteſtens mit Vorlegung des Entwurfes des Reichshaushalts —

Etats , zugehen zu laſſen ;
2. dieſe Überſicht der Bundesratsentſchließungen zu erſtrecken auf

ſämtliche Initiativanträge und Reſolutionen des Reichstags ,

ſoweit ſolche nicht lediglich die Uberweiſung eines Gegenſtandes

zur Kenntnisnahme oder als Material betreffen , und hierbei

auch über die Erledigung derjenigen älteren Beſchlüſſe des

Reichstags Auskunft zu geben , über welche in früheren Über⸗

ſichten eine Entſchließung des Bundesrats noch nicht mitgeteilt
worden iſt. ( 9 533. )

Am 15 . März 1905 begründete der Abg . Gröber

den Antrag , der eine „ ganz kleine Frage zur Beſſerung
der Geſchäfte des Reichstages betrifft “. Er legte dar ,

daß die Mitteilung dieſer Entſchließungen nach einer Seſſion

zu keinen Unzuträglichkeiten führte , ſolange die Seſſion nur

ein Jahr dauerte ; daß aber mit den mehrjährigen Seſſionen
es doch ſehr mißlich geworden ſei , wenn der Reichstag

erſt nach Jahren erfahre , was der Bundesrat mit ſeinen

Beſchlüſſen begonnen habe ; die entſchiedene Verfolgung
einer angeſchnittenen Frage leide unter dieſer Verzögerung
der Antwort . ( 164 . Sitzung vom 15 . März 1905 , 8S.

5289 . ) Man war nicht gering überraſcht , als Staatsſekretär

Graf Poſadowsky am 17 . März „ernſte ſtaatsrechtliche
Bedenken “ gegen dieſe Forderung ins Feld führte und

gar das Prinzip der Diskontinuität gefährdet ſah , man

dürfe dem Bundesrat nicht zumuten , daß er nach jeder
Vertagung ſchon Stellung nehme . ( S. 5343 . ) Dr . Spahn
ſuchte ſofort dieſe Bedenken zu zerſtreuen ; der Bundes⸗

rat werde hierdurch nicht genötigt , ſeine Beſchlüſſe raſcher

zu faſſen ; es handle ſich nur um eine Zeiterſparnis und

Arbeitserſparnis . ( S. 5343 . ) Der Abg . Gröber betonte

f
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eigens , daß es ſich um einen förmlichen „Reichstagsabſchied “
gar nicht handle , ſondern nur um einen Akt der Höflichkeit
und raſchen Geſchäftsabwicklung ; ſelbſt Fürſt Bismarck

habe am 26 . März 1873 erklärt , daß der Bundesrat ,
wenn er dem Reichstag Auskunft gebe über ſein Tun und

Laſſen , dies in einer Form geſchehen ſolle , die der Reichstag
ſelbſt wünſche ; um eine ſolche Form der Aushkunft handle
es ſich. Die Geſchäfte des Reichstags zu beſchleunigen ſei
um ſo mehr geboten , als keine Anweſenheitsgelder gewährt
werden . ( 166 . Sitzung vom 18 . März 1905 , S . 5356 . )
Der Reichstag nahm den Antrag einſtimmig an .

7. Der Antrag auf namentliche Abſtimmung iſt im

Reichstage immer mehr als ein in der Geſchäftsordnung
zugelaſſenes Obſtruktionsmittel benutzt worden . §S 57 der

Geſchäftsordnung ſchreibt für Anträge auf namentliche Ab —

ſtimmung die Unterſtützung durch „ wenigſtens fünfzig Mit⸗

glieder “ vor . Man hat alſo von Anfang an vorbeugen
wollen , daß eine kleine Zahl von Abgeordneten in der

Lage iſt , dieſes Mittel , das in ſehr vielen Fällen den

Reichstag am Weiterarbeiten hindert , anzuwenden . 199

Abgeordnete müſſen anweſend ſein , dann iſt der Reichstag
ſtets geſichert gegen irgendwelche Art von Obſtrulktion .
Nur / derſelben = 50 ſoll es möglich ſein , die übrigen

durch eine namentliche Abſtimmung laufen zu laſſen ,
nicht aber /6 oder /s oder /10 . Die Geſchäftsordnung
will ſomit durch dieſe Sperrvorſchrift die Mehrheit des

Reichstages ſichern vor der Laune einer kleinen Zahl von

Abgeordneten . Der Gedanke , der in dieſer Einengung
liegt , iſt ein ſehr guter ; aber er wird in der Praxis viel⸗

fach vereitelt .

Schon ſeit geraumer Zeit iſt die Unſitte eingeriſſen ,
daß Fraktionen auch dann Anträge auf namentliche Ab —

ſtimmung ſtellen , wenn ſie keine fünfzig Mitglieder zur
Stelle haben .

Für den Reichstag ſind Anträge auf namentliche
Abſtimmung um ſo mißlicher , weil derſelbe nie erfährt ,
welche Abgeordnete den Antrag geſtellt haben . Der Prä —
ſident verkündigt nur : „ Es iſt mir ein genügend unter⸗
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ſtützter Antrag auf namentliche Abſtimmung überreicht
worden ! “ Die Namen der Unterſtützer dieſes Antrages

erfährt man nicht , da dieſe Anträge nie gedruckt werden !

Alle anderen Anträge werden dem Reichstage durch Druck

zugänglich gemacht , nur dieſer nicht , obwohl er der folgen⸗

ſchwerſte ſein kann , indem er das geſamte Parlament

ſchachmatt ſetzt ! Deshalb hat Abg . Dr . Bachem ſchon

vor Jahren gebeten , daß die Namen dieſer Antragſteller

der Abſtimmungsliſte ſtets beigegeben werden . Man hat

leider dieſe Anregung nicht näher verfolgt , bis es bei der

Abſtimmung über die Erhöhung der Reviſionsſumme beim

Reichsgericht zu toll getrieben wurde . Von 51 ſozial⸗

demokratiſchen Antragſtellern fehlten bei der Abſtimmung 421

Nunmehr ſtellte Dr . Bachem den Antrag :

§ 57 der Geſchäftsordnung wird als Abſatz 2 hinzugefügt :

ige auf namentliche Abſtimmung werden durch den

Präſidenter m Druck und zur Verteilung an die Mitglieder des

Neichstages be er Demnächſt ſind ſie den Abſtimmungsliſten

am Kopfe beizufügen . ( Nr . 855 ) .

Dadurch ſoll der Reichstag die Möglichkeit erhalten ,

wenigſtens nachſehen zu können , wer namentliche Ab —

ſtimmung herbeigeführt , ohne ſelbſt an der Abſtimmung teil⸗

zunehmen . Der Antrag iſt infolge des Schluſſes der Seſſion

nicht mehr beraten worden . Es dürfte ſich aber die Frage

erheben , ob nicht noch ein Schritt weiter gegangen werden

ſoll zur Beſeitigung dieſes parlamentariſchen Unfuges , der

gegen Ende der Seſſion noch einen beſonderen Ausdruchk fand .

Die Konſervativen und Nationalliberalen forderten
am 24 . Mai 1905 namentliche Abſtimmung darüber , ob

gemäß dem Antrag Graf v. Hompeſch am 25 . Mai die

Initiativanträge über den Bergarbeiterſchutz beraten werden

ſollen oder nicht . Der Antrag erhielt mit Mühe und Not

50 Unterſchriften ! Aber ſofort entfernte ſich ein erheblicher
Teil der Antragſteller aus dem Saale . Der Reichstag
wurde ſo künſtlich beſchlußunfähig gemacht . Kann ſich der

Reichstag dies gefallen laſſen ? Erſt ſtellt man einen Antrag

auf namentliche Abſtimmung in der ausgeſprochenen Abſicht ,
den Reichstag lahm zu legen ; um aber dieſe Abſicht ganz ſicher
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zu erreichen , geht man noch vor der Abſtimmung hinaus und

beteiligt ſich an jenem Akt nicht , den man durch ſeine
Unterſchrift erſt möglich macht ! Da iſt unſeres Erachtens
ein tiefer Schnitt geboten , um die Krankheit der Obſtruktion
nicht weiterfreſſen zu laſſen ! Man muß einfach beſtimmen ,
daß nur diejenigen Ageordneten den Antrag auf nament —

liche Abſtimmung ſtellen und unterſtützen können , die an
der Abſtimmung ſelbſt teilnehmen . Mit einer ſolchen Be —

ſtimmung iſt ausgeſchloſſen , daß Abgeordnete auf den

weitern Gang der Verhandlung einen hemmenden Einfluß
ausüben , wenn ſie ſelbſt nicht im Sitzungsſaal ſich befinden .
Man bönnte ſich auf den Vorſchlag des Präſidenten Graf
Balleſtrem einigen , daß „ man die Herren , die den Antrag
auf namentliche Abſtimmung ſtellten , bei der Abſtimmung
als anweſend betrachten müſſe und zwar , wenn ſie nicht
abgeſtimmt haben , als ſich der Stimme enthaltend “. ( 190 .
Sitzung vom 23 . Mai 1905 , S . 6079 ) .

Irgend ein Bedenken gegen eine ſolche Neuregelung
der Geſchäftsordnung kann bei jenen Parteien gar nicht
beſtehen , welche es mit dem Parlamentarismus ernſt
meinen ; wer aber ein Gegner desſelben iſt , hat erſt recht
keinen Anſpruch darauf , daß ihm die Geſchäftsordnung
eine Lücke läßt , bei welcher er ſeine Hebel auf Vernichtung
des Parlaments einſetzen kann . Deshalb ſollte dieſe Lücke

bald ausgemauert werden ; es liegt dies im Intereſſe des

Parlaments ſelbſt .

f

C. Politiſche Fragen

aus der inneren Herwaltung .

1. Die polenfrage gehört zweifelsohne zu den erſten
Fragen der inneren Politik ; wenn ſie nun auch in erſter
Linie im Preußiſchen Landtag gelöſt werden muß , ſo iſt es

doch leicht begreiflich , daß ſie auch ſtets im Reichstage ihre
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Wellen zieht , da dieſe Frage zweifelsohne Reichsangelegen —

heit iſt . Zu eigentlichen Polendebatten kam es bei der

zweiten Beratung des Militäretats , des Etats des Reichs —⸗

kanzlers und bei der dritten Leſung des Etats . Die

entſcheidenden Debatten fanden bei dem Etat des Reichs⸗

kanzlers ſtatt ( 17 . Mai 1905 ) . Nationalliberale und die

geſamte Rechte ſtellten ſich einmütig auf die Seite des

Reichskanzlers , der am 16 . März die Oſtmarkenfrage als

eine „ große politiſche Machtfrage “ ( S. 5301 ) bezeichnet
hatte ; die Maßnahmen der preußiſchen Regierung ſeien

„ nur defenſiver Natur “ , gerichtet gegen die großpolniſche

Agitation . Dr . Spahn trat dieſer Anſicht entgegen ; er

betonte auf Grund ſeiner eigenen Erlebniſſe im Oſten : „ Die

Polen haben den Streit nicht angefangen ; der Streit iſt

angefangen von der preußiſchen Verwaltung , mit ihren

Maßregeln , zunächſt in der Kirche , dann in der Schule ,
und als dieſe Maßregeln nicht reichten , mit dem klingenden

Gelde , mit dem man die Anſiedlungspolitik in Poſen be —

treibt ! “ ( 166 . Sitzung vom 17 . März 1905 , S . 5345 . )
Dann betonte er , wie dieſe Anſiedlungspolitik konfeſſionellen
Charakter habe , den Proteſtantismus begünſtige und ſo die

Polen erſt recht zuſammenſchließe . Der bedenklichſte Miß⸗
griff des Anſiedlungsgeſetzes liege darin , daß es in das

Privatrecht eingreife und hier für die Polen eine Ungleich —
heit ſchaffe ; damit begebe ſich der Staat auf eine abſchüſſige
Bahn , was von größter Bedeutung für das geſamte Reich
werden müſſe . Reichskanzler Graf Bülow blieb bei ſeiner
Anſicht , daß die Polen den Streit geſucht hätten und er —

klärte : „ den Gedanken , daß unſere Oſtmarkenpolitik ſich
gegen das katholiſche Bekenntnis richten ſoll , ſei es gegen
das katholiſche Bekenntnis im allgemeinen in unſeren öſt —
lichen Provinzen , ſei es auch gegen das hatholiſche Be —

kenntnis der polniſchen Bevölkerung , weiſe ich mit Ent⸗

ſchiedenheit zurück ! “ ( 166 . Sitzung vom 17 . März 1905 ,
S . 5349 . ) Dr . Spahn konnte ſofort hierauf feſtſtellen ,
daß „ unter den etwa über 60 000 angeſiedelten Deutſchen
ſich nur 4 % Katholiſche und 96 % Evangeliſche befinden “ .
( S. 5351 . )
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Ein Niederſchlag der Polenpolitik der preußiſchen Re —

gierung fand ſich auch im Poſtetat , indem 200 000 Mk .

an Oſtmarkenzulagen eingeſetzt waren , obwohl der

Reichstag ſie bereits im Vorjahre abgelehnt hatte . In der

Budgetkommiſſion wurde auf Antrag des Zentrums dieſe
Poſition geſtrichen ; Staatsſekretär Krätke betonte hier wie

im Plenum (24. Februar 1905 ) , daß die Zulagen gar keinen

politiſchen Charakter hätten ; es handle ſich um reine Unter⸗

ſtützungsgelder .
Der Abg . Gröber erklärte , daß er einer allgemeinen

Aufbeſſerung nicht abgeneigt ſei ; aber er könne ebenſowenig
eine Oſtmarkenzulage geben , wie eine badiſche , eine Weſt⸗
markenzulage uſw . In der Budgetkommiſſion hatte der

Abg . Erzberger ſchon auf den Antrag hingewieſen , die

polniſch ſprechenden Beamten im Oſten ſelbſt zu laſſen und

nicht in andere Landesteile zu verſetzen ; dieſes ſei der

beſte Weg , um die Zulage zu verwenden , da die polniſch
ſprechenden Beamten dieſe gar nicht forderten . Die Zu —

lagen wurden abgelehnt .
2. Die geſetzliche Regelung der Aufenthaltsverhält⸗

niſſe der Ausländer forderte eine Reſolution der Polen

( Nr . 606 ) und der Sozialdemokraten ( Nr . 607 ) . Staats⸗

ſekretär Graf Poſadowsky lehnte die Zuſtändigkeit des

Reiches ab ; er hält den „ Erlaß eines ſolchen Geſetzes für

vollſtändig ausgeſchloſſen “ , „ein ſolches Geſetz werden die

verbündeten Regierungen nie beſchließen “. ( 164 . Sitzung
vom 15 . März 1905 , S . 5287 . ) Demgegenüber wies

der Abg . Gröber darauf hin , daß das Reich nach Art . 4

der Verfaſſung vollkommen zuſtändig ſei . Das Zentrum

wünſche „eine Regelung und Handhabung des Fremden —

rechts vom freiheitlichen Standpunkt aus “ . Aber es bleibe

die praktiſche Frage übrig , ob ein ſolcher Geſetzentwurf

je vorgelegt werde , nachdem man die Praxis Preußens
kenne . Von den verbündeten Regierungen dürfe niemand

jetzt einen ſolchen Geſetzentwurf durch eine Reſolution

fordern , das erinnere förmlich an die Faſchingszeit ; wer

das Fremdenrecht geſetzlich regeln wollte , müſſe vielmehr
ſelber einen vollſtändig ausgearbeiteten Geſetzentwurf vor —



legen ; dann arbeite das Zentrum ſehr gerne mit . Aber

von den verbündeten Regierungen die Ausarbeitung eines

freiheitlichen Geſetzes über das Fremdenrecht fordern ,

ſei ebenſo verkehrt , als wenn das Zentrum von der ſäch⸗

ſiſchen Regierung die Ausarbeitung eines Toleranzgeſetzes
verlangt hätte . Nur eine Reſolution anzunehmen , ſei

nicht das Richtige ! ( 164 . Sitzung , S . 5283 . 165 . Sitzung ,
S. 5323 . ) Aus dieſen Gründen lehnte auch das Zen —
trum die beiden Reſolutionen ab . Zu den viel ge⸗
nannten Kontrollſtationen für ruſſiſche Auswanderer

gab Dr . Spahn am 17 . Mai 1905 eine dankenswerte

Aufklärung ; in den letzten 10 Jahren haben 1328 124

Auswanderer dieſe Stationen benutzt . Ihre Errichtung
war geboten im Intereſſe der Geſundheit der Bevölkerung ;
die Schiffahrtsgeſellſchaften haben die Verpflichtung über⸗

nommen , ſie zu errichten und zu unterhalten und jene Aus⸗

wanderer , die in Amerika nicht aufgenommen werden , auf
ihre Koſten durch Deutſchland nach Rußland zurück zu

befördern . In 10 Monaten ſeien nicht weniger als 5062

an den verſchiedenſten Krankheiten leidende Perſonen durch
dieſe Kontrollſtationen zurückgewieſen worden ; ſo ſeien ſie
„die wirkſamſte Vorkehrung gegen die Einſchleppung von

Krankheiten , ſie behüteten mittelloſe oder kranke Aus⸗

wanderer vor unnützen Koſten oder fruchtloſen Reiſen “ .
( 166 . Sitzung vom 17 . März 1905 , S . 5344 . ) Das Ge⸗

ſchrei der ſozialdemokratiſchen Preſſe war wieder einmal
übertrieben !

3. Die Kündigung des ruſſiſchen Auslieferungsver⸗
trages , den Preußen und Bayern je für ſich mit Rußland
abgeſchloſſen hatten , forderte eine Reſolution der Sozial⸗
demokraten . ( Nr . 645 . ) Dr . Spahn erklärte ſich am
15 . März 1905 für dieſe Reſolution und hob beſonders
hervor , daß das Reich berechtigt und verpflichtet ſei , mit

Rußland einen Auslieferungsvertrag abzuſchließen , der den

Verträgen mit andern Staaten ähnlich ſei ; wohl könne das

Reich Bayern und Preußen nicht zur Kündigung ihrer Ver⸗

träge zwingen , aber ein neuer Vertrag mit Rußland ſei ge⸗
boten . Wie Windthorſt ſchon 1874 , ſo habe Dr . Lieber am

3
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17 . Februar 1899 auf denſelben Boden ſich geſtellt . ( 164.
Sitzung vom 15 . März 1905 , S . 5283 . ) Das Zentrum ſtimmte

deshalb auch für dieſe Reſolution und verhalf ſo derſelben

zur Annahme . Bei der Beratung des Etats des Reichsjuſtiz⸗
amtes wurde eine ähnliche Reſolution der Freiſinnigen

angenommen ; der Abg . Burlage erklärte die Zuſtimmung
des Zentrums hierzu . ( 115 . Sitzung vom 11 . Januar

1905 , S . 3648 . )

4. Die Frage der Schiffahrtsabgaben kam durch

folgende Interpellation der Freiſinnigen Volkspartei zur

Sprache :

„ Welche Stellung nimmt der Herr Reichskanzler ein gegen⸗
über der im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe beantragten und von

dem Vertreter der Königlich Preußiſchen Staatsregierung ge—

billigten Einführung von Gebühren auf den natürlichen Binnen⸗

ſchiffahrtsſtraßen ?“ ( Nr . 527 . )

In der Beantwortung erklärte Staatsſekretär Graf

Poſadowsky am 6. Februar 1905 , daß es unzweifel⸗

haft ſei , daß jeder Bundesſtaat , der auf natürlichen Waſſer⸗

ſtraßen andere Abgaben als ſolche für die Benutzung be —

ſonderer Anſtalten erheben wollte , der beſonderen Ge —

nehmigung durch ein Reichsgeſetz bedürfe . Wenn Preußen
die Ungleichheit in den Abgaben auf den natürlichen und

künſtlichen Waſſerſtraßen beſeitigen wolle , ſo liege gar kein

Anlaß vor , daß es die reichsgeſetzliche Genehmigung nicht

einholen werde ; die preußiſche Regierung habe im Ab —

geordnetenhauſe dieſes eigens erklärt . Bis jetzt aber ſei
ein ſolcher Schritt der preußiſchen Regierung nicht erfolgt
und ſomit liege für das Reich kein Anlaß zu einem Ein⸗

ſchreiten oder einer beſtimmten Stellungnahme vor . — Für

völlige Abgabenfreiheit traten neben dem Interpellanten

noch die Sozialdemokraten ein . Der Abg . Oſel erklärte

für ſeine Perſon , daß der Artikel 54 der Verfaſſung , der

dieſe Abgabenfreiheit feſtſetzt , ſo bald wie möglich ge⸗—

ändert werde ſollte ; er wollte eine Gleichſtellung der Grund —

bedingungen für die Tarife auf Schienenwegen und Waſſer⸗

ſtraßen . ( 134 . Sitzung vom 6. Februar 1905 , S . 4293 . )
Die geſamte iſt Frage bekanntlich in Fluß geraten durch
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die preußiſche Kanalvorlage ; will Preußen in Ausführung

dieſes Geſetzes Gebühren erheben , die über den §S 54 der

Verfaſſung hinausgehen , ſo muß es die Zuſtimmung des

Reichstages und Bundesrats durch ein Reichsgeſetz hierzu

erſt einholen .

trtοιι .

D. Politiſehe Fragen

aus dem Veichsjuſtizamt .

t =

1. Die Entlaſtung des Keichsgerichtes iſt in dieſer
Seſſion durch Annahme der veränderten Regierungsvorlage
betreffend Anderung der Zivilprozeßordnung ( Nr . 415 ) er⸗

reicht worden . Nachdem am 14 . Mai 1904 die erſte Leſung
ſtattgefunden hatte , behandelte die Kommiſſion den Entwurf
in 13 Sitzungen , über welche der Zentrumsabgeordnete
Trimborn einen von allen Seiten als vorzüglich gerühmten
Bericht erſtattete ( Nr . 782 ) . Am 18. , 19 . , 20 . und 23 . Mai

1905 fand die zweite Leſung ſtatt ; bei der namentlichen Ab⸗

ſtimmung ergab ſich wiederholt Beſchlußunfähigkeit ; die

wichtigſte Neuerung — Erhöhung der Reviſionsſumme von

1500 Mk . auf 2500 Mk . — wurde mit 119 gegen 74

Stimmen und 10 Enthaltungen angenommen ; vom Zentrum
ſtimmten etwa / mit Ja . Die dritte Leſung fand am

24 . Mai ſtatt . Vom Zentrum ſprachen in der Debatte die

Abg . Dr . Bachem , Burlage und Dr . Spahn für die Er —

höhung , Schmidt - Warburg , Rintelen und Kirſch
gegen dieſelbe .

Wir ſtellen anmit die Gründe für die Entlaſtung des

Reichsgerichts zuſammen ; die Vorlage empfahl :
1. In erſter Linie Erhöhung der bisher geltenden

Reviſionsſumme von 1500 Mk. , und zwar derart ,
daß bei duae conformes die Heraufſetzung auf
3000 Mk. , bei difformes auf 2000 Mk . erfolgen
ſoll .
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2. Daneben werden , ohne daß ihnen für die Frage
der Entlaſtung eine ausſchlaggebende Bedeutung
beigemeſſen wird , noch die folgenden „ kleinen “
Maßnahmen in Vorſchlag gebracht :
a) Beſeitigung der unbeſchränkten Reviſibilität für

die Fälle , in denen es ſich um die Unzuſtändig —
keit des Gerichts oder die Unzuläſſigkeit der

Berufung handelt (§ 547 Nr . 1) .

b) Dem Reviſionsgericht ſoll die Befugnis einge —
räumt werden , ohne vorgängige mündliche Ver —

handlung durch Beſchluß darüber zu befinden ,
ob die Reviſion an ſich ſtatthaft und ob ſie in

der geſetzlichen Form und Frriſt eingelegt ſei .
c) Gegen ein in der Reviſionsinſtanz erlaſſenes

Verſäumnisurteil ſoll der Einſpruch ausgeſchloſſen
werden .

d) Die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts auf dem

Gebiete der Beſchwerden ſoll eingeſchränkt werden .

e) Auch in den Angelegenheiten , welche , wie Armen —

rechtsſachen dem Anwaltszwang nicht unterliegen ,
ſollen Beſchwerden gegen die Entſcheidungen der

Oberlandesgerichte nur durch Erklärung zum

Protokoll des Gerichtsſchreibers oder durch Ein —

reichung einer von einem Rechtsanwalt unter⸗

zeichneten Beſchwerdeſchrift eingereicht werden

können .

ſ ) Bei Beſchwerden an das Reichsgericht ſoll die

Zuläſſigkeit der Beſchwerde zunächſt vom Ober —

landesgerichte geprüft und entſchieden werden .

Durch dieſe Vorlage ſoll ſich die Zahl der Reviſionen
um 23 %% vermindern .

Das Hauptbedenken , das gegen die Vorlage geltend
gemacht wurde , war ſozialer Natur : durch die Erhöhung
der Reviſionsſumme werde das Reichsgericht zu einem

„ Gerichtshof für die Reichen “ gemacht . Hiergegen iſt zu

bemerken , daß die Aufgabe eines höchſten Gerichtshofes
nicht ſo ſehr darin zu erblicken iſt , im einzelnen Falle
einer beſtimmten Partei zum Rechte zu verhelfen , als viel —
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mehr darin , als Regulator zwiſchen den abweichenden Ur —

teilen der Oberlandesgerichte zu fungieren , um namentlich

die für die Rechtspflege und die Sicherheit des Verkehrs⸗

lebens unumgänglich notwendige Rechtseinheit aufrecht zu

erhalten . Was das Recht der einzelnen Partei anlangt ,

ſo iſt man bei Schaffung der Zivilprozeßordnung von der

Anſchauung ausgegangen , daß zu deſſen Wahrung an ſich

zwei Inſtanzen genügten . Nur von dieſem Standpunkte

aus iſt es überhaupt zu rechtfertigen geweſen , einmal das

drittinſtanzliche Rechtsmittel auf die Rechtsfragen zu be⸗

ſchränken und ſodann ſeine Anwendung durch die Feſt⸗

ſetzung einer Reviſionsſumme einzuſchränken . Diejenigen ,

welche die Erhöhung der Reviſionsſumme grundſätzlich be⸗

kämpften , müßten folgerichtig für die Beſeitigung jeder

Reviſionsſumme und ſogar für den Erſatz der Rechtsreviſion
durch eine volle dritte Inſtanz , alſo für die Wiederein⸗

führung der gemeinrechtlichen Oberappellation eintreten .

Wer ſich dagegen grundſätzlich auf den Boden der Reviſion

ſtellt , kann aus der Begrenzung derſelben durch eine höher
oder niedriger bemeſſene Reviſionsſumme nicht mehr eine

Frage des Prinzips , ſondern nur mehr eine ſolche der

praktiſchen Abwägung je nach den tatſächlichen Verhält⸗

niſſen machen . Haben dieſe früher zur Einſchränkung der

Reviſion auf Rechtsſtreitigkeiten über 1500 Mk . geführt ,

ſo zwingen ſie heute zu einer mäßigen Erhöhung , weil

nur ſo das Reichsgericht imſtande bleibt , ſeiner erſten und

vornehmſten Funktion , der Wahrer der Rechtseinheit zu

ſein , auch in der Folge in vollem Umfange gerecht zu

werden . Das Reichsgericht hat nicht die Aufgabe , daß es

zu allen einzelnen Fällen Stellung nehmen muß oder kann ,

ſondern es iſt berufen , für alle Rechtsmaterien die Rechts⸗

einheit zu wahren und dadurch für neu einzugehende
Geſchäfte eine feſte Rechtsnorm aufzuſtellen . Wenn man

bei der Feſtſetzung der Reviſionsſumme auf 1500 Mark

von der Anſicht ausging , daß noch aus allen Rechtsma⸗
terien Fälle an das Reichsgericht gelangen können , ſo iſt

dieſer Gedanke auch jetzt feſtgehalten worden . Die allge⸗
meine Lebenshaltung hat aber ſeit 1879 ſich entſprechend



38

gehoben ; wie Dr . Spahn mitteilte , verdiente damals ein

Steiger im Bergwerk 1500 Mk. , jetzt ſtellt er ſich auf
2200 Mk. , darin zeigt ſich, wie durch die beſſere Löhnung
dieſelben Einkommensklaſſen bald die neue Reviſionsſumme
erreicht haben werden .

Diejenigen , welche in der Erhöhung der Reviſions⸗
ſumme eine weitreichende Verſchlechterung der Rechtspflege
erblicken , ſcheinen ſich nicht genügend zu vergegenwärtigen ,
wie verhältnißmäßig gering überhaupt die Zahl der er —

folgreichen Reviſionen iſt . Nach der für das Jahr 1901

gemachten Statiſtik ſind in Sachen , in denen die Zuläſſig⸗
keit der Reviſion vom Werte des Beſchwerdegegenſtandes
bedingt war :

2360 Urteile

gefällt worden . Von dieſen lauteten :

a) auf Zurückweiſung oder Verwerfung der

Reviſtion 79 84 %% 1135364

b) auf Aufhebung des angefochtenen Urteils

unter Zurückverweiſung in die frühere
Inſtanz i66 V397

c) auf Aufhebung unter Entſcheidung in

der Sache ſelbſt 4, %, , 299

Die Zahl der Fälle aber , in welche die Reviſion zu

gunſten des Klägers auslief , beträgt nur 10 / ſämtlicher
Reviſionen ! Von dieſen 10 % fallen künftig wenn

man die Zahl der günſtigen Urteile gleichmäßig verteilt ,
23 % 0 weg , d. h. 2 % ſämtlicher Reviſionen ! Wegen
dieſer 2 %/ , die für die Kläger günſtiger ausfallen können ,
darf aber doch nicht das Intereſſe der Allgemeinheit ,
die Reviſion der übrigen 98 %, gefährdet und zu ſehr
verlangſamt werden , da jetzt ſchon das Reichsgericht ſeinen
Termin auf 10 Monate hinausſetzen muß . Die Kommiſſion
hat eingehend alle anderen Vorſchläge zur Entlaſtung , deren

Notwendigkeit von gar niemanden ernſtlich beſtritten wurde ,
geprüft ; aber nicht ein einziger fand eine Mehrheit .

„ So —meinte ſchließlich einer der Verteidiger des Ent⸗

wurfs — „ führe kein anderer Weg nach Küßnacht . “ Es

könne unmöglich ſo weiter gehen , wie bisher . Der Reichs⸗
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tag würde ſeiner Pflicht gegen das deutſche Volk nicht

gerecht werden , wenn er die Vorlage ablehne . Nachdem

in der erſten Leſung der Kommiſſion die Vorlage Annahme

gefunden hatte , wurde in der zweiten Leſung die Reviſions⸗

fumme nur auf 2500 Mk . erhöht . Ein nicht zu unterſchätzen⸗
der Vorteil dieſer Regelung liegt darin , daß für die

Berufungsurteile der Oberlandesgerichte in Streitſachen

unter 2500 Mk . ſofort die Vollſtreckbarkeit eintritt ; nament⸗

lich der Mittelſtand hat hieran ein Intereſſe , damit der

Schuldner ſich nicht ſeiner Verpflichtung entziehen kann.
Ferner müſſen wir betonen , daß unter den 1 / Millionen
Prozeſſen , die ſich jährlich in Deutſchland abſpielen , nur

55 durch die Erhöhung berührt werden . Nicht außer

Auge zu laſſen iſt , daß es gerade bei den ſozialen Ge⸗

richten keine Reviſion giebt , nicht einmal immer eine Be⸗

rufung . Das Gewerbegericht und das Kaufmannsgericht

entſcheidet endgültig in allen Prozeſſen mit Streitwerten

unter 100 Mk . reſp . 300 Mk . ; nur bei höheren Streitwerten ,

die aber ſchon zu den Seltenheiten gehören , giebt es eine

Berufung an die Landgerichte ; aber eine Reviſion kennt

man nicht ! Und doch erfreuen ſich gerade dieſe ſozialen

Gerichte ſehr großer Beliebtheit ! Ein Beweis , daß es

nicht die Reviſionsſumme macht , ſondern etwas anderes ;

wir wollen von der Billigkeit des Verfahrens und der Zu —

ſammenſetzung dieſer Gerichte abſehen , ſo iſt es die Raſch —

heit der Rechtſprechung , die dieſe Sondergerichte ſo volks —

tümlich macht . Und dem höchſten deutſchen Gericht ſoll

das Bleigewicht der Langſamkeit des alten Reichskammer⸗

gerichts angehängt werden ! Schließlich würde es dahin

gekommen ſein , daß Prozeſſe am Reichsgericht jahrelang

gedauert hätten ! Das iſt die größte Gefahr ; jetzt iſt ſie

beſeitigt , und darin liegt ein großer Fortſchritt , der aller⸗

dings durch eine Erhöhung der Reviſionsſumme erkauft

werden mußte !
2. Ein weiteres Mittel zur Entlaſtung des Reichs⸗

gerichts iſt die Annahme der ſog . lex Hagemann ( Nr. 429 ) ,

ein von allen Fraktionen mit Ausnahme der Sozial⸗

demokratie geſtellter Antrag , betreffend die Anderung des



— — — —

40

Gerichtsverfaſſungsgeſetzes . Der Zentrumsabgeordnete
Kalkhof hat über die Kommiſſionsverhandlungen einen

ſehr guten , orientierenden Bericht erſtattet ( Nr . 752 ) . Der

Geſetzentwurf geht in ſeinen Hauptpunkten dahin , die

Kompetenz der Schöffengerichte auszudehnen ; hierdurch wird

erreicht , daß ein rechtskräftiges Urteil eher zuſtande kommt ,
der Angeklagte wird eher abgeurteilt , der Unterſuchungs⸗
gefangene kommt eher zu ſeinem Rechte und die Straf —⸗
ſenate des Reichsgerichts werden entlaſtet . Bei der Be⸗

ratung dieſes Geſetzes ſtelte der Abg . Lattmann den An⸗

trag auf Aufnahme folgenden Artikels :

„ Die Schöffen und die Vertrauensmänner des Ausſchuſſes
erhalten Vergütung der Reiſekoſten und Tagegelder . “ ( Nr . 778. )

Er ſuchte den Antrag zu begründen mit der Mehr —
belaſtung der Schöffengerichte . Staatsſekretär Nieber —

ding ſtellte dieſe Mehrbelaſtung auf 12000 Sachen ; auf
ein Schöffengericht würden ſomit 5 6 neue Sachen fallen ;
dann wies er darauf hin , daß der Antrag den Ge —

ſchworenen bei den Schwurgerichten keine Tagegelder gebe .
Die verbündeten Regierungen würden dieſem Antrag den

„entſchiedendſten Widerſpruch “ entgegenſetzen . ( 182 . Sitzung
vom 10 . Mai 1905 , S . 5922 . ) Abg . Dr . Spahn er⸗
klärte ſich im Prinzip mit dem Antrag einverſtanden ; aber

dieſe wichtige Frage könne nicht jetzt geregelt werden ,
ſondern bei der demnächſtigen Vorlage , welche die Reform
des Strafprozeſſes bringe . Dann könne ſie auch für die

Geſchworenen gelöſt werden . Die Zuziehung von Schöffen
und Geſchworenen habe ohne Rüchſicht auf die Partei⸗
ſtellung zu erfolgen . Nehme man jetzt den Antrag Latt⸗

mann an , ſo falle das ganze Geſetz , das Reichsgericht werde

nicht entlaſtet und die Schöffen erhalten doch keine Diäten .

Der Antrag wurde daraufhin abgelehnt . — Einen ähn⸗
lichen Vorſtoß unternahmen die Sozialdemokraten , indem

ſie beantragten , ſämtliche Preßvergehen an die Schwur⸗
gerichte zu verweiſen . Bei einer zufällig ſtarken Beſetzung
der Linken wurde der Antrag in zweiter Leſung ange⸗
nommen . In der dritten Leſung erklärte Staatsſekretär
Nieberding , daß die verbündeten Regierungen dieſem
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Geſetzentwurf nicht zuſtimmen werden , falls der Beſchluß

der zweiten Leſung aufrecht erhalten bleibe ; dann bleibe

es beim beſtehenden Rechte . Abg . Dr . Marcour ( 8tr . )

erklärte , daß das Zentrum in dritter Leſung , wie ſchon
in zweiter , gegen die Verweiſung vor die Schwurgerichte
ſtimmen werde ; er ſtehe in Preßſachen —er ſei ſchon ſeit

30 Jahren in der Preſſe tätig — lieber vor einem Berufs⸗

richter als vor einem Geſchworenengericht . Im Kultur⸗

kampf hätten die Berufsrichter zwar auch Urteile gefällt ,
die dem natürlichen Rechtsbewußtſein des Volkes wider⸗

ſprechen ; aber bei den Schwurgerichten ſei es nicht viel

anders . Er erinnere nur an neuere Urteile in Süddeutſch⸗
land . ( 190. Sitzung vom 23 . Mai 1905 , S . 6106 . ) Der

ſozialdemokratiſche Antrag wurde abgelehnt .
3. Erhöhte Zuziehung des Laienelements zur Recht⸗

ſprechung hat Dr . Spahn in ſeiner Rede zum Stat be⸗

reits gefordert und darauf hingewieſen , daß der Gefahr
weiterer Sondergerichte hierdurch am wirkſamſten begegnet
werde ( 105 . Sitzung vom 5. Dezember 1904 , S . 3353 ) .
Der Abg . Gröber ſpann am 10 . Dezember 1904 dieſen
Gedanken weiter aus und erinnerte daran , daß man nament⸗

lich in Württemberg ſehr gute Erfahrungen damit gemacht

habe , die Laien auch zur Rechtſprechung in Zivilſachen

heranzuziehen . In Württemberg habe man in allen Inſtanzen

auch in Zivilſachen Laien gehabt ; nicht nur bei den Amts⸗

gerichten für Straf - und Zivilſachen 2 Juriſten und 3

Schöffen , ſondern auch in der zweiten Inſtanz 3 Juriſten
und 2 Schöffen bei der Strafkammer ; bei der Zivilkammer

gab es nur Schöffen , wenn Handelsſachen beraten wurden ;
aber dieſe wurden bei Handelsſachen auch in der höchſten

Inſtanz beigezogen . Es ſei prinzipwidrig , nur bei Straf —

ſachen Laien zuzuziehen und ſich einzubilden , daß man

bei Zivilſachen den Laien abſolut nicht brauchen könne .

Das ſei ein „ Stück juriſtiſchen Hochmuts “ . Gewiß habe
der Berufsrichter ſeine Vorzüge , aber ein tüchtiger Laien⸗

richter kenne die allgemeinen Lebensverhältniſſe und die

geſchäftlichen Gewohnheiten viel beſſer als der Berufsrichter :
er kenne den Charakter der Bevölkerung genauer ; er
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bringe mehr Eifer und Friſche mit als der Berufsrichter
und das Vertrauen der Bevölkerung in die Unparteilichkeit
des Gerichts werde hierdurch weſentlich gehoben . Was

die Arbeiter und Kaufleute jetzt in ihren Sondergerichten
hätten , ſei den andern Ständen nur billig und das laſſe
ſich erreichen durch Zuziehung der Laien auch zu Zivil —
ſachen bei den ordentlichen Gerichten ( 109 . Sitzung vom

10 . Dezember 1904 , S . 3496 ) .
4. Die Erweiterung der Fuſtändigkeit der Amtsgerichte

durch Erhöhung der Zuſtändigkeitsſumme von 300 Mk .

auf 500 Mk . und eine Herabſetzung der Gerichtskoſten
ſtellte Dr . Spahn als eine weitere Forderung in ſeiner
Etatsrede auf ( 105 . Sitzung vom 5. Dezember 1904 , S .

3352 ) . Die Erfüllung dieſer Forderung iſt dringend geboten ,
weil hierdurch der Anwaltszwang erſt bei Streitwerten zu
500 Mk . eintritt ; das allgemeine Sinken des Geldwertes

und die Hebung der wirtſchaftlichen Lage des Vollkes ſind
eine weitere ausreichende Begründung für dieſe Forderung .
Wenn bei der Entlaſtung des Reichsgerichts gemäß der

Steigung der Lebenshaltung die Reviſionsſumme erhöht
werden konnte , ſo ſollte auch die Zuſtändigkeit der Amts⸗

gerichte aus demſelben Grunde erweitert werden .

5. Der Königsberger Geheimbundsprozeß iſt am 11 .

Januar 1905 eingehend im Reichstage verhandelt worden .

Eine Reſolution der Freiſinnigen Volkspartei ( Nr . 530 )
forderte , daß die Gegenſeitigkeit bei Majeſtätsbeleidigungen
(ESS 102 und 103 des Strafgeſetzes ) nur ſolchen Staaten

gewährt werde , die nach ihrer eigenen inneren Verfaſſung
und ihren Reichseinrichtungen eine Verbürgung der Gegen⸗
ſeitigkeit gewährleiſten können und nur auf Grund ordnungs —
mäßig veröffentlichter und genehmigter Staatsverträge .
Im Königsberger Prozeß hatte es ſich während den Ver —

handlungen herausgeſtellt , daß in Rußland die Gegen —
ſeitigkeit garnicht verbürgt war . Bei der Beſprechung der

Reſolution iſt dies von allen Seiten im Reichstage ſcharf
gerügt worden . Der Abg . Burlage betonte , daß die

gewöhnlichſten Maßregeln der Klugheit nicht innegehalten
worden ſeien ; ſchon am Tage nach der Verhaftung hätte
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man doch die richtige Überſetzung des ruſſiſchen Straf —

geſetzbuches prüfen ſollen ; bekanntlich hat ſich dieſe auch

als falſch erwieſen . Dann hätte der Unterſuchungsrichter

ausſprechen müſſen , ob die Gegenſeitigkeit verbürgt war

und ſomit überhaupt eine Handlung vorliege , die unter

das Strafgeſetzbuch falle . All dies ſei nicht geſchehen ,

obwohl der Prozeß die Parlamente wiederholt beſchäftigt

habe ; eine ſolche Unterlaſſung ſei gar nicht zu begreifen .

( 115 . Sitzung vom 11 . Januar 1905 , S . 3678 . ) Der

Abg . Dr . Spahn hatte den ſehr zutreffenden Ausdruck

gebraucht , daß dieſer Prozeß „ kein Ruhmesblatt in der

Geſchichte der preußiſchen Juſtizpflege “ ſei . Der Antrag
der Freiſinnigen fand Annahme .

6. Eine verſchärfte Haftpflicht der Automobilfahrer
hat auf Antrag des Abg . Gröber der Reichstag bereits

am 26 . Februar 1904 gewünſcht ; nachdem in der Zwiſchen —

zeit gar nichts geſchehen , fragte der Abg . Erzberger
am 11 . Januar 1905 nach dem Stande der Dinge ; die

Dringlichkeit der Löſung dieſer Frage ſei nicht nur geraten
im Intereſſe der ſtädtiſchen Bevölkerung , ſondern noch mehr
im Intereſſe der ländlichen Bevölkerung . Eine ſolch ein⸗

fache Materie ſolle nicht viel Zeit in Anſpruch nehmen ; die

Schweiz hat inzwiſchen die Frage befriedigend gelöſt . ( 115 .

Sitzung vom 11 . Januar 1905 , S . 3682 . ) Staatsſekretär

Nieberding teilt mit , daß die „ Erwägungen über dieſe

Frage ſich dem Abſchluß nähern “ . Die preußiſche Re⸗

gierung hat die Initiative ergriffen ; auch im Reichsamte
des Innern ſchweben Verhandlungen . ( S. 3684 . )

7. Die Frage des Strafvollzuges iſt im Vorjahr durch
einen Antrag Gröber wieder angeſchnitten worden , in —

ſofern Selbſtbeköſtigung und Selbſtbeſchäftigung der wegen

politiſcher Vergehen inhaftierten Perſonen hierin gefordert
wurde . Am 11 . Juni 1905 fragte der Abg . Erzberger
auch hiernach . Der offiziöſe Draht habe bereits über⸗

mittelt , daß der Bundesrat ſich ablehnend verhalte ; aber

das müſſe doppelt erbittern , wenn man etwa erfahre , wie

der ehemalige Seekadett Hüſſener auf der Feſtung Ehren —⸗
breitſtein behandelt worden ſei . Die vielen Vergünſti⸗

— —
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gungen , die dieſem zu teil wurden , ſeien eine Verhöhnung
des Rechtsbewußtſeins des Volkes ; man frage ſich doch
unwillkürlich , ob man erſt einen Mord verübt haben
müſſe , ehe man ſolche milde Behandlung erhalte ! ( 115 .
Sitzung vom 11 . Januar 1905 , S . 3683 . ) Staatsſekretär
Nieberding teilte mit , daß die geſamte Frage in der

Strafprozeßreform gelöſt werden müſſe ; eine dilatoriſche
Behandlung laſſe der Bundesrat der Sache auch nicht
angedeihen . ( S. 3685 . )

tntntæ

E. Politiſche Fragen in Heer und Marine .

t = .

1. Die militärvorlage war einer jener Geſetzentwürfe ,
der dem Reichstage alsbald nach ſeinem Wiederzuſammen —
tritt zuging . ( Nr . 502 . ) Dieſelbe forderte die allmähliche
Erhöhung der Friedenspräſenzſtärke von 495 500 Mann

auf 505 839 Gemeine , Gefreite und Obergefreite bis zum
31 . März 1910 ; der Umfang der Erhöhungen ſollte jedes
Jahr durch das Etatsgeſetz beſtimmt werden . Bis zum
31 . März 1910 mußten an Formationen beſtehen : bei der

Infanterie 633 Bataillone , bei der Kavallerie 510 Eska⸗

drons , bei der Feldartillerie 574 Batterien , bei der Fuß⸗
artillerie 40 Bataillone , bei den Pionieren 29 Bataillone ,
bei den Verkehrstruppen 12 Bataillone und bei dem Train
23 Bataillone . Die Geſamterhöhung ſollte hiernach be —

tragen 10339 Mann ; dieſe ſollen formiert werden in 8

Infanterie - Bataillone , 9 Kavallerie - Regimenter zu je 5

Eskadrons , wobei aber die 17 vorhandenen Eskadrons

Jäger zu Pferde in Anrechnung kommen , 2 Fußartillerie⸗
Bataillone zu je 4 Kompagnien unter Anrechnung von
6 beſtehenden Kompagnien ; 3 Pionier⸗Bataillone und 1

Telegraphen⸗Bataillon . Die Geſamtkoſten dieſer Truppen⸗
vermehrung belaufen ſich an einmaliger Ausgabe auf
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62 117 470 Mk. , die in den Jahren 1905 — 1910 gefordert
werden ( 1905 werden 11642 230 Mk . gefordert ) . Die

fortdauernden Ausgaben ſind 11795 646 Mk. , wovon

1905 bereits 1 461531 Mk . gefordert worden ſind .
Die Vorlage wurde gleichzeitig mit der erſten Leſung

des Etats zur Beratung geſtellt ; die Budgetkommiſſion
beſchäftigte ſich 14 Tage lang mit derſelben ; während die

Rechte und die Nationalliberalen ſofort für unveränderte

Annahme eintraten , verhielt die geſamte Linke ſich ab —

lehnend . Das Zentrum ging ſelbſtändig vor und ſuchte
der Vorlage eine Geſtaltung zu geben , wonach das Reich

erhielt , was das Zentrum auf Grund eingehender ſach —

licher Prüfung für notwendig hält . Die Kommiſſions⸗

verhandlungen endigten mit der Annahme der Vorlage
unter folgenden Abänderungen :

1. Die verbündeten Regierungen erklärten ſich bereit ,
die Mehrkoſten des Jahres 1905 auf Matrikularbeiträge

zu übernehmen ;
2. Auf die Präſenzſtärkke kommen 2000 Skonomie⸗

handwerker , die durch Umwandlung der Bekleidungsämter

frei werden , zur Anrechnung ;
3. Die Vermehrung der Kavallerie tritt in einem

langſameren Tempo ein ; bis 31 . März 1910 müſſen 500

Eskadrons beſtehen , bis 31 . Mai 1911 die geforderten
510 Eskadrons .

Sämtliche Abänderungen ſind auf Anträge des Zen —
trums zurückzuführen ; die zweite Leſung der Militärvor⸗

lage fand am 20 . März 1905 ſtatt und dauerte nur drei

Stunden ; die dritte Leſung wurde gar in 5 Minuten am

29 . März angenommen . Die Kommiſſionsbeſchlüſſe fanden

Annahme gegen die Stimmen der ſehr ſchwach vertretenen

Sozialdemokraten , der beiden Volksparteien , von denen

jedoch ein Teil vor der Abſtimmung den Saal verließ , der

Polen und der ſüddeutſchen Mitglieder der Wirtſchaftlichen
Vereinigung . Eine namentliche Abſtimmung iſt hier nicht
gefordert worden , obwohl dieſe ſonſt bei allen Militär⸗

vorlagen noch ſtattfand . Bevor wir auf die verſchiedenen
Kommiſſionsverhandlungen eingehen , ſei noch hervor —

A1



— —— —— — — — — 1
EE

46

gehoben , daß Dr . Spahn in der erſten Leſung betonte ,
„ daß die Verabſchiedung nur erfolgen kann , wenn es in

der Kommiſſion zu einer Verſtändigung darüber kommen

wird , wie die Deckung dieſer Mehrausgaben geſchehen
ſoll “. ( 105 . Sitzung vom 5. Dezember 1904 , S . 3354 . ) An

8 dieſem Standpunkt hat das Zentrum unentwegt feſtgehalten .
Auch Dr . Heim ſtellte ſich auf dieſen Standpunkt und

hielt angeſichts der ſchlechten Finanzlage ein Zurüchſtellen
eines Teils der Vorlage für geboten . ( 109 . Sitzung vom

10 . Dezember 1904 , S . 3469 . ) Reichskanzler Graf Bülow

ſtellte gegenüber den Ausführungen des Abg . Bebel feſt ,
daß „ Frankreich jährlich für ſein Heer ausgibt 1270

Millionen , Deutſchland 1200 Millionen , Großbritannien
1560 Millionen und Rußland 1210 Millionen Francs .
Von der Geſamtausgabe des Staats verwendet Frankreich
für militäriſche Zwecke 35/ĩ , Rußland 255/ , Italien 22 %,
Deutſchland nur 20 % “ . ( 105 . Sitzung vom 5. Dezember
1905 , S . 3378 . ) Ein Volk , das jährlich 3 Milliarden

Mark für geiſtige Getränke ausgebe , müſſe auch 1200

Millionen als Verſicherungsprämie für ſeine Sicherheit
aufbringen können . Ganz zutreffend hat der Abg . Dr .

Spahn bemerkt , daß dieſe 3 Milliarden in erſter Linie

den Familien gehörten und daß der Staat nicht die Hand
draufzulegen habe . Kriegsminiſter von Einem hatte ſich
ſchon am 3. Dezember 1904 eingehend über die Militär⸗

vorlage ausgeſprochen ; es handle ſich bei dieſer nur „ um
eine organiſche Fortentwicklung zur Beſeitigung derjenigen
Unzuträglichkeiten , die aus der Organiſation der früheren
Jahre der Armee anhaften “ . ( 104 . Sitzung , S . 3338 . )
Dann erinnert er an die letzte Militärvorlage vom Jahre
1899 , wo 7006 Mann vom Reichstage abgeſtrichen wurden ,
aber dieſer die Bereitwilligkeit ausſprach , ſie zu genehmigen ,
falls ſie unter Nachweis der Notwendigkeit nachgefordert
würden . Die Regierung habe hiervon abgeſehen , weil ſie
Formationsänderungen vornehmen wollte , die den Zweck
hätten , alle Truppenverbände gleich ſtark zu machen , ſo —
daß jeder Gefechtskörper ( Diviſion ) mit derſelben Kraft
einſetzen könne .



In der Budgetkommiſſion fand zuerſt eine Art General —

debatte ſtatt , in welcher ſeitens des Kriegsminiſters eine

Anzahl vertraulicher Mitteilungen gemacht wurden , dieſe

können ſelbſtverſtändlich auch an dieſer Stelle nicht wieder⸗

gegeben werden . Aber es ſei angeführt , daß gerade die

Bedeutung dieſer vertraulichen Mitteilungen es war , welche

ſchließlich die Zentrumsabgeordneten zur Zuſtimmung ver⸗

anlaßte . In ſolchen Momenten müſſen die Wähler eben

volles Vertrauen zu ihren Abgeordneten haben .

Zunächſt wurden die politiſchen Geſichtspunkte ins

Feld geführt ; das Beſtehen des Zweibundes mache es für

Deutſchland im Falle eines Krieges mit Frankreich abſolut

notwendig , auch an der Oſtgrenze größere Truppenmaſſen

aufzuſtellen ; dieſe gehen dann im Weſten ab . Der Ein⸗

wand , daß Rußland durch den derzeitigen Krieg ſehr ge —

ſchwächt iſt und deshalb an keinen europäiſchen Krieg
denkt , hat wohl etwas für ſich ; aber andererſeits iſt auch
damit zu rechnen , daß Rußland ein reiches Land iſt , ſich

raſch erheben kann , und dann auch in Europa zur Ab —

lenkung innerer Schwierigkeiten einen Krieg ſuchen könne .

Seine Regierung könne ſogar durch die Volksſtimmung
in dieſe Lage einfach verſetzt werden . Die Friedensſtärke
der franzöſiſchen Armee wurde auf 6160000 Köpfe ange⸗

geben , während Deutſchland 612900 Köpfe zählt . Die

Vertreter der Militärverwaltung betonten eigens , daß es

ſich hier um eine Militärvorlage im herkömmlichen Sinne

nicht handle , es gelte nicht ſo ſehr , die Zahl der neu ge —
bildeten Mannſchaften zu erhöhen , als vielmehr Lücken in

der Organiſation des Heeres auszufüllen . Nicht die Politik
habe dieſe Vorlage veranlaßt , ſondern militärtechniſche
Gründe , die es als notwendig erſcheinen laſſen , daß jede
Diviſion gleichſtark iſt . Der weſentliche Fortſchritt für
das deutſche Volk liegt in dieſer Militärvorlage darin ,
daß mit der Weiterbildung neuer Armeekorps ein Ende

gemacht iſt , daß nicht mehr die Zahl der Truppen erhöht
werden ſoll , ſondern aus organiſatoriſchen Gründen nur

noch Lücken auszufüllen ſind . Die vom Großen General —

ſtab unterſtützte „ rage du nombre “ iſt damit mißbilligt ;
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der Kriegsminiſter legt auf die Qualität der Truppen den

Hauptwert . Die Erfahrungen des oſtaſiatiſchen Krieges
dürften ihm recht geben .

Eine zweite Frage war , ob die für Ausfüllung dieſer
Lücken notwendigen Formationen nicht dadurch gewonnen
werden könnten , daß man die Etatsſtärke der Bataillone

und Eskadrone gleich hoch ſtellt . Der hohe Etat beträgt

für die Bataillone 564 Köpfe , bei dem Kavallerieregiment
607 Köpfe , der mittlere Etat bei den Bataillonen 528

und 532 Köpfe . Der niedrige Etat bei den Bataillonen

502 Köpfe , bei dem Kavallerieregiment 577 Köpfe . Der

niedrige Etat iſt das mindeſte , womit die Überführung der

Truppen in Kriegsformationen ſtattfinden kann . Truppen
mit hohem Etat liegen — von der Garde abgeſehen —

nur an der Grenze und ſind hier abſolut notwendig ; ein

Herunterſetzen der Etatsſtärke iſt hier ausgeſchloſſen , da

gerade dieſe Truppen den erſten Anſtoß des Feindes aus⸗

zuhalten haben . Hohen Etat haben bei der Kavallerie

nur 12 Regimenter ; eine Herabſetzung der Etatsſtärke von

607 auf 577 Köpfe hätte alſo hier nur 360 Mann erſpart ,
aber jene Truppenkörper ſehr geſchwächt , weil gerade die

Kavallerie an der Grenze gut eingerittenes Pferdematerial

beſitzen muß . 94 Bataillone Infanterie haben hohen Etat ;
wenn man von den 27 Gardebataillonen abſieht , liegen

dieſe alle an der Grenze ; die Garde aber iſt den Grenz —

truppen gleichzuſtellen , da ſie jederzeit kriegsbereit und

zum Abmarſch an die Grenze bereit ſein muß . Auf dieſe

Weiſe ließ ſich eine Herabminderung der geforderten Er —

höhungen nicht erzielen .
Die Frage der Abkommandierten wurde gleich —

falls ſehr eingehend beſprochen ; derzeit ſind als Burſchen ,

Ordonnanzen , auf Truppenübungsplätzen insgeſamt 20000

Soldaten verwendet , wovon 5000 - 6000 durch Zivilperſonal

erſetzt werden können . Es fragte ſich nun , ob man nicht

dieſe Abkommandierten in Anrechnung bringen kann , da

ſie ja ganz dem Frontdienſt wiedergegeben werden . Die

Militärverwaltung betonte demgegenüber , daß dieſe Ab —

kommandierten jetzt ſchon in der Präſenzſtärke laufen und
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mitgezählt werden ; ſie würden ein Jahr lang ausgebildet
und dann abkommandiert , hätten aber vielfach in dieſer

Zeit ihren Dienſt auch zu tun . Das Heer gewinne alſo

durch Erſatz dieſer Leute durch Zivilperſonal nichts an

Quantität ; man könne höchſtens ſagen , daß die militäriſche
Qualität dieſer Leute gehoben werde . Eine Anrechnung

auf die Präſenzſtärke ſei jedoch nicht gangbar und gar

nicht durchführbar . Die Kommiſſion überzeugte ſich von

der Richtigkeit dieſer Darlegung .
Einen Erfolg aber haben die Zentrumsabgeordneten

Gröber , Dr . Spahn , Rören und Erzberger erzielt ,
nämlich in der Frage der Gͤkonomiehandwerker . Bis —

her ſind fünf Bekleidungsämter umgewandelt worden , die

Okonomiehandwerker , oft recht ſchwächliche Leute , die für
den Dienſt in der Linie nicht zu gebrauchen ſind , wurden

hier durch Zivilhandwerker erſetzt ; dadurch wurden ca .

1000 Soldaten frei , die nun in beſſerer Qualität ausge⸗

hoben wurden . Es iſt ein Verdienſt der genannten Zen⸗
trumsabgeordneten , darauf hingewieſen zu haben , daß hier
unter der Hand eine Vermehrung der Präſenzſtärke mit

jeder Umwandlung eingetreten iſt . Es dürften noch 4000

Okonomiehandwerker beſchäftigt werden ; der Reichstag
hat ſich prinzipiell für die Umwandlung derſelben ausge⸗
ſprochen , was 4,5 Millionen Mark koſtet . Nun iſt durch
den Antrag Dr . Spahn feſtgelegt , daß 2000 Skonomie⸗

handwerker von der Friedenspräſenzſtärke in Abzug ge⸗
bracht werden müſſen . Der Abg . Liebermann von

Sonnenberg meinte , die Annahme dieſes Antrages
mache den Eindruck , als ob man der Regierung doch wieder

2000 Mann abgehandelt habe . Aber der Antrag fand
Annahme .

Die Geſamtbelaſtung des deutſchen Volkes durch
die Militärvorlage wurde eingehend beſprochen ; während
ſeither 0,95 % der Vevölkerung unter Waffen ſtand , ent⸗

hielt die Vorlage die Bemerkung , daß es künftig nur

0,90 “/ ſein würden . Die Zentrumsabgeordneten wieſen
darauf hin , daß die Unteroffiziere , die Einjährig - Freiwilligen ,
die Freiwilligen in Oſtaſien und Südweſtafrika nicht ein —

*
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gerechnet ſeien ; ſo ergebe ſich insgeſamt eine Belaſtung von

1,07 %/ . Nehme man die Vermehrung hinzu und namentlich
die jetzt ſchon beſtimmt eintretende Erhöhung der Mann⸗

ſchaften in der Marine , ſo gebe es 1,08 / . Allerdings iſt

dieſe Erhöhung nicht vor 1910 durchgeführt und bis

dahin dürfte Deutſchland 64 Millionen zählen , ſodaß
nur 1 unter Waffen ſteht . Zugegeben wurde von

mehreren Seiten , daß die neue Vorlage weniger fordere
als alle früheren Vorlagen , daß ſie ſich in beſcheidenen

Grenzen halte und ſomit der Kriegsminiſter volles Ver —

trauen verdiene .

Wir gehen nun über zur Vermehrung der Formation ,
in den einzelnen Truppengattungen beginnend mit jenen , die

am wenigſten Anfechtung erfahren haben .
Die Vermehrung der Fußartillerie um zwei Kom —

pagnien wurde von keiner Seite beanſtandet ; ſie iſt geboten ,
um nicht ſofort Reſerveformationen für die Verteidigung
der Feſtungen nötig haben zu müſſen ; die neuen Geſchütze

erfordern ein gutgeſchultes Perſonal .

Die Vermehrung um 3 Pionierbataillone wurde ohne

Beanſtandung bewilligt ; dies geſchah , um ſtatt der Reſerve⸗

mannſchaften im Kriege ſofort tüchtig ausgebildete Leute

zu haben ; gerade der Fortſchritt in der Technik erfordert

erhöhte Ausbildung der Pioniere .
Das eine neugeforderte Telegraphen - Bataillon

fand keinen Widerſpruch ; die beſtehenden 3 Bataillone

ſind nicht ausreichend , und daß hier nur geübte Leute

verwendet werden können , ſieht jeder Laie ein .

Die Vermehrung der Infanterie von 625 Bataillone

auf 633 wurde entſchieden angefochten . In der Begründung

war geſagt , daß jede Diviſion mindeſtens 12 Bataillone

haben müſſe ; ferner wurde mitgeteilt , daß im Oſten 4 Ba⸗

taillone , im Weſten 2 fehlten und ebenſo je eins beim 4.

und 10 . Armeekorps . Die Zentrumsabgeordneten wieſen

nun darauf hin , daß man die erforderliche Anzahl Infan —

terie⸗Bataillone doch bereits beſitze ; wenn jede der 48 Di⸗

viſionen 12 Bataillone erhalte , ſo ſeien erſt 576 erforderlich ,

es ſei ſomit ſchon ein Uberſchuß vorhanden . Die Notwendigkeit
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einer Vermehrung ſei ſomit noch nicht begründet ; man

dürfe die Bataillone nur da wegnehmen , wo mehr als 12

ſeien ! Die Mititärverwaltung betonte , daß 12 Infanterie⸗
Bataillone das Mindeſtmaß ſeien ; höhere Stärken ſeien nicht
vom Übel . Das Mindeſtverhältnis reiche in ſehr vielen

Fällen nicht aus , z. B. bei Feſtungsbeſatzungen , Küſten⸗
verteidigungen uſw . Ferner ſei zu beachten , daß im Mobil⸗

machungsfalle ſehr viele Beurlaubte einrücken ; für dieſe
ſeien Stäbe und Offiziere nötig . Die 49 Bataillone über

das Mindeſtmaß ſeien nötig an Stellen , die man aus

politiſchen Gründen ſichern müſſe . Die Vermehrung um
8 Bataillone hänge mit den geſamten Mobilmachungs⸗
plänen auf das engſte zuſammen ; aus den beſtehenden
49 Bataillonen ließen ſich die 8 neugeforderten nicht ent —

nehmen . Der Kriegsminiſter machte noch eine Reihe ver —

traulicher Mitteilungen , die entſcheidend dafür waren , daß
das Zentrum für die Vermehrung ſtimmte .

Die Vermehrung der Kavallerie wurde am meiſten
beanſtandet ; die Regierung forderte 28 neue Eskadrons
und erhielt genehmigt bis 1910 18 und bis 1911 28
Eskadrons . Über die Bedeutung der Kavallerie ſprach
ſich Kriegsminiſter von Einem eingehend aus . Ohne unſere
Kavallerie hätten wir 1870 kein Sedan erreicht und ebenſo
wäre die Einſchließung von Paris ohne ſie unausführbar
geweſen . Um 1870 war unſere Kavallerie noch vielfach
ungeſchult , auch wurde ſie nicht richtig verwendet . Moltke

forderte immer wieder : Kavallerie weit voraus ! Er for⸗
derte ſchon am 14 . Auguſt 1870 den Übergang einer

Kavalleriediviſion über die Moſel ; aber dieſer Forderung
wurde nicht entſprochen ; es fehlte der Kavallerie an

Übergangsgeräten und allem hierfür nötigen ; aber die

Schlachten vom 16 . und 18 . Auguſt wären durch einen

ſolch frühzeitigen Vorſtoß der Kavallerie weniger blutig
geweſen . Der Kriegsminiſter führte noch eine Reihe
anderer Vorkommniſſe aus dieſem Kriege an , welche die

Bedeutung der Kavallerie erkennen laſſen . Nun ſtellt ſich
damals das Stärkeverhältnis und heute und nach Ver⸗

abſchiedung der Vorlage folgendermaßen dar :

4*
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1870 1905 1911

Infanterie - Bataillone 463 625 633

Kavallerie ( Eskadrons ) 460 482 510

Feldartillerie ( Batterien ) 251 574 574

Das Stärkeverhältnis der Kavallerie hat ſich alſo

ſeit 1870 tatſächlich verſchlechtert ! Damals waren Infanterie
und Kavallerie in den Formationen faſt gleich ſtark , heute

klafft die große Differenz von 143 Formationen ! Nun

ſagt man , die Kavallerie habe in der Zukunft keine großen

Aufgaben mehr . Der Kriegsminiſter gab zu , daß der

abſolute Gefechtswert der Kavallerie zwar weſentlich ver —

mindert und in jeder Richtung erſchwert ſei ; dagegen ſei

die ſtrategiſche Bedeutung dieſer Waffe ſehr gewachſen .
Die Aufgaben der Zukunft ſeien ſo bedeutend , daß von

ihrer günſtigen Löſung der Erfolg des Krieges weſentlich

abhängt . Der Kriegsminiſter gab ein Bild der Tätig⸗

keit der Diviſionskavallerie , die den einzelnen Infanterie⸗

Diviſionen beigegeben wird , wie der großen Kavallerie —

Diviſionen , die als ſelbſtändige Gefechtskörper bei den

einzelnen Armeen ſich befinden . Eine ſelbſtändige Kavallerie

ſei im Ernſtfall abſolut geboten , beſonders da die Raum —

verhältniſſe in einem neuen Kriege noch ausgedehnter
werden würden als 1870 , weil die Schlachtlinie ſich weit

mehr als bisher , ſelbſt bis zu 15 km ausdehnt und hier
werde zur Verbindung der Truppen mehr Kavallerie nötig

ſein . Aufklärung über die Stellung des Feindes und Ver —

ſchleierung der Bewegungen und Konzentrationen des eigenen

Heeres ſind die beiden großen Aufgaben der Kavallerie .

1870 waren für jedes Armeekorps 5˙ / Kavallerieregimenter

vorhanden , jetzt ſind nach der Vermehrung nur 4½ zur

Verfügung .
Dem Zentrum erſchien dieſe Begründung nicht durch —

ſchlagend ; es ſtellte folgende Rechnung auf : planmäßig
müßten für 48 Diviſionen an Kavallerie je 2 Regimenter

( S 10 Eskadrons ) vorhanden ſein , alſo insgeſamt 480

Eskadrons ; wenn man nun der Garde für die großen

Reiterübungen , damit namentlich auch die Reitergenerale ſich
ausbilden können , über die planmäßige Zahl 4 Regimenter



( S 20 Eskadrons ) belaſſe , ſo ſeien 500 Eskadrons er —

forderlich , nicht aber 510 . Das Zentrum wollte dieſe Zahl

genehmigen und ſtellte einen entſprechenden Antrag . Kriegs⸗

miniſter von Einem machte nun vertrauliche Mitteilungen

über die Aufſtellung der Kavallerie in Kriegzeiten ; dieſe

ergeben , daß 510 Eskadrons notwendig ſind . Mehr über

den Inhalt dieſer ſehr intereſſanten Mitteilungen hier zu

veröffentlichen , iſt nicht geſtattet . Nachdem der Antrag

Zentrums in erſter Leſung abgelehnt worden war ,

fand in der zweiten Leſung der Antrag Dr . Spahn

Annahme , bis 1910 500 Eskadrons , bis 1911 510 Es⸗

kadrons zu genehmigen ; dieſer Antrag fand eine ſehr

große Mehrheit ! Das Zentrum gab auch hier dem Reiche ,

was es bedurfte . Soweit die Kommiſſionsverhandlungen .
Am 20 . März 1905 fand die zweite Leſung im

Plenum ſtatt . Abg . Dr . Spahn legte den Unterſchied

zwiſchen der Vorlage und den Kommiſſionsbeſchlüſſen dar ,

dieſe ſind : 1. Aufbringung der Mehrkoſten durch Matrikular⸗

beiträge ſtatt durch die Zuſchußanleihe ; 2. Herabſetzung
der Präſenzſtärke um 2000 Mann durch Anrechnung der

Okonomiehandwerker ; 3. Hinüberſchieben von 10 Eskadrons

über das Jahr 1910 und damit Verlangſamung der Ver —

mehrung . Dadurch iſt auch erreicht worden , daß die Ver —

mehrung der Kavallerie im nächſten Quinquenat ausge —

ſchloſſen erſcheint , da dafür 10 Eskadrons ſchon in dieſem

genehmigt ſind . ( 168 . Sitzung vom 20 . Mai 1905 , S . 5416 ) .
Am 29 . Mai 1905 fand die dritte Leſung ſtatt ; die Vor⸗

lage wurde ohne namentliche Abſtimmung mit großer Mehr —

heit angenommen .

2. Die geſetzliche Feſtlegung der zweijährigen dienſt⸗
zeit für alle Fußtruppen brachte ein Geſetzentwurf ( Nr

503 ) der gleichzeitig mit der Militärvorlage eingebracht
wurde . Dieſer Entwurf fand beim Zentrum lebhafte

Unterſtützung ; hatte doch ſchon Hermann v. Mallinckrodt 1874

für dieſe gekämpft . Erſt 1893 war die Frucht reif : es

ſollte ein Verſuch gemacht werden , der die letzten elf Jahre

umſpann . Jetzt war die Regierung bereit , die zweijährige

Dienſtzeit in die Verfaſſung aufzunehmen .



Von Anfang an ſtand feſt , daß die Regierung ſich
die geſetzliche Feſtlegung der zweijährigen Dienſtzeit nicht
ſo leicht „ abkaufen “ laſſen werde . Doch fiel die Rechnung
mäßig aus . Der Kriegsminiſter forderte in dreifacher
Richtung Ausgleichsmaßnahmen :

1. Vermehrung der Unteroffiziere . Die Aus —

bildung der Truppen in zwei Jahren ſtellt an das Aus —

bildungsperſonal weit höhere Anforderungen als früher ;
die Unteroffiziere ſind in der Tat überlaſtet . Nicht in

letzter Hinſicht ſind die Soldatenmißhandlungen auch auf
dieſen Umſtand zurückzuführen . Während vor Einführung
der zweijährigen Dienſtzeit 8,3 Gemeine auf einen Unter⸗

offizier fielen , kommen nach Durchführung ſämtlicher Aus —

gleichsmaßnahmen 7,8 Gemeine auf einen Unteroffizier .
Das Zentrum ſprach ſich eigens für dieſe Vermehrung
aus ; es handelt ſich insgeſamt um 2071 neue Stellen .

Die Frage des Unteroffiziererſatzes iſt jetzt ſchon recht
ſchwierig ; wohl winkt dem Unteroffizier nach zwölf Jahren
der Zivilverſorgungsſchein und eine Subalternbeamtenſtellung ;
aber die Löhnung ſelbſt iſt gering , erheblich niedriger als

der Verdienſt in der Induſtrie . Deshalb ſchlug die

Regierung vor , daß jeder Unteroffizier nach fünfeinhalb
Jahren die Löhnung der Serganten , nach neun Jahren
die der Vizefeldwebel erhalte . Auch hiergegen wurde

kein Widerſpruch laut .

2. Mehr gefechtsmäßige Ausbildung der

Truppen . Dieſer Forderung iſt teilweiſe ſchon die bekannte

Kabinettsordre zu Anfang dieſes Jahres nachgekommen ,
nach welcher im Reglement und Drill manches wegfällt .
Jetzt ſoll der Reichstag das Seinige tun und höhere
Ausgaben für Handwaffenmunition genehmigen . Das

Zentrum fand dieſe Forderung für berechtigt ; es wünſcht
nur , daß das gefechtsmäßige Schießen tunlichſt auf den

Übungsplätzen abgehalten werde und daß das Gelände

nicht zur Zeit der Ernte abgeſperrt werde . Die Kriegs —
verwaltung ſagte in beiden Fällen Entgegenkommen zu .

3. Umfangreichere Übung der Beurlaubten .

Hierfür ſieht die Regierung für die Dauer des Quin⸗
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quennats 8½ Millionen Mehrausgabe vor , die ſie damit

begründet , daß ſie Offiziere wie Mannſchaften ſtärker ein⸗

ziehen müſſe . Die Dauer der Übung ſoll im allgemeinen

nicht verlängert werden ( für Mannſchaften 14 bis 20 Tage

für eine zweite Ubung der Reſerviſten ) , aber es ſollen tun⸗

lichſt alle Mannſchaften herangezogen werden , was ſeither

nicht der Fall war . Ein Antrag des Zentrums ging da —

hin , daß bei dieſen Übungen auf die bürgerlichen Ver —

hältniſſe , namentlich auf die Erntearbeiten tunlichſt Rück⸗

ſicht genommen werde . Schon im Vorjahr hat das

Zentrum eine entſprechende Reſolution eingebracht ; jetzt

drang es damit durch , daß dieſer Gedanke ins Geſetz

ſelbſt aufgenommen worden iſt . Allen Ausgleichsmaßnahmen
ſtimmte das Zentrum im Prinzip zu ; aber es behielt ſich
alles für die Feſtſetzung in den einzelnen Jahren vor .

Es ließ eigens betonen , daß es ſich auf die tabellariſche

Überſicht der Mehrkoſten nicht binde , ſondern dieſe jedes

Jahr im Etat verabſchiede . Nach derſelben belaufen ſich
die Geſamtkoſten dieſer Maßnahme an fortdauernden Aus⸗

gaben auf 19312647 Mh. , an einmaligen Ausgaben auf
7 103 929 Mk .

Die Sozialdemokraten beantragten bei der Beratung

dieſes Geſetzes die Aufhebung des Inſtitutes der Ein —

jährig - Freiwilligen . Der Kriegsminiſter teilte mit , daß

jährlich 11000 Einjährige in den Beurlaubtenſtand über⸗

gehen ; aber dieſe hätten neben einem Dienſtjahr noch

Übungen von insgeſamt 40 Wochen mitzumachen ; es

ſei alſo mit einem Jahr nicht getan . In der Kommiſ —

ſion wurde von allen Seiten zugegeben , daß Bedenken gegen

dieſes Inſtitut teilweiſe berechtigt ſeien ; aber mit einem

Federſtrich könne man dieſes nicht beſeitigen , ſchon weil

die Frage der Reſerve - Offiziere hiermit im Zuſammhang

ſtehe . Der ſozialdemokratiſche Antrag wurde abgelehnt .
Die zweite Beratung dieſes Entwurfs fand am 20 .

März 1905 ſtatt ; die Sozialdemokraten brachten den An —

trag ein ( Nr . 722 ) , auch für die reitenden Truppen die

2jährige Dienſtzeit einzuführen und das Inſtitut der Ein —

jährig⸗Freiwilligen vom 1. Oktober 1907 ab aufzuheben .

—
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Die Freiſinnige Volkspartei forderte in einem Antrag ( Nr .
724 ) einen Geſetzentwurf zur „ Regelung der Vorbedingungen ,
welche zum einjährig⸗ - freiwilligen Dienſt berechtigen “. Der

Abg . Gröber betonte , daß das Einjährigen - Inſtitut zweifels⸗
ohne ein Privileg darſtelle ; aber die Wirkung desſelben
würde überſchätzt ; mit den Übungen des Beurlaubten⸗

ſtandes komme der Einjährige auf 1 Jahr und 10 Monate ,
der Infanteriſt auf 2 Jahre . Es könne ſich höchſtens
darum handeln , dieſes Privileg zu erweitern und „ überhaupt
jeder beſſeren Bildung und hervorragenden Tüchtigkeit das

Recht auf Abſolvierung des Militärdienſtes in einem Jahr

zu geben “ . Aber Gröber macht auch auf die Schatten⸗
ſeiten des ſozialdemokratiſchen Antrages aufmerkſam ; dieſe
liegen darin , daß nach den Beſtimmungen des Friedens —
präſenzgeſetzes die Zahl der Einjährig - Freiwilligen noch zu
der Friedenspräſenzſtärke hinzukommt . Das macht 11000

Einjährige pro Jahr und ſomit in 2 Jahren 22000 Mann

mehr Soldaten ! Die Militärvorlage ſelbſt forderte nur

10339 Mann mehr ; der ſozialdemokratiſche Antrag hätte
die Konſequenz gehabt , „ daß das ganze Volk die 22000

ernähren muß , während ſie ſich bisher ſelber ernährt
haben “ . Das macht 20 —30 Millionen Mk . an dauernden

Mehrausgaben aus ohne Kaſernenbauten uſw . Der Hin⸗
weis der ſozialdemokratiſchen Redner auf Frankreich , das

das Einjährigen⸗Inſtitut abgeſchafft hat , ſei nicht ſtichhaltig ;
einmal dienten dort 73 000 Einjährige und ſodann iſt auch
in Frankreich das Einjährigen - Inſtitut noch vorhanden ,
führte aber zu einer ſehr ſchlimmen Protektions⸗ und

Günſtlingswirtſchaft , da jeder Einzelfall geprüft wird , ob

nur ein Dienſtjahr abzulegen iſt . ( 168 . Sitzung vom 20 .

März 1905 , S . 5430 . ) Das Zentrum lehnte deshalb den

ſozialdemokratiſchen Antrag ab , nahm aber den freiſinnigen
Antrag an , der auch eine Mehrheit im Hauſe fand .

3. Die Militärpenſionsgeſetzentwürfe ( Nr . 500 und

501 ) ſind dem Reichstage ſofort bei der Wiederaufnahme der

Verhandlungen zugegangen ; am 14 . und 15 . Dezember
1904 fand die erſte Leſung ſtatt , bei welcher der Abg .
Speck namens des Zentrums betonte , daß ſeine Partei
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erſt die Deckungsfrage gelöſt wiſſen wollte , da die Mehr⸗

belaſtung der Entwürfe ſich auf 16 Millionen Mark

beläuft ; deshalb beantragte er Überweiſung an die Budget⸗

kommiſſion . Dieſe nahm erſt nach Oſtern die Materie in

Angriff und beſtellte zum Referenten und Korreferenten

die Abgg . Erzberger und Graf Oriola . Das Offizier⸗

penſionsgeſetz iſt bis zum Artikel 24 durchberaten worden ;

dann fiel alle Arbeit unter den Tiſch , da der Reichstag

geſchloſſen wurde . Man hat es in manchen Kreiſen dem

Zentrum verübelt , daß es dieſe Vorlage an die Budget —

kommiſſion verwieſen hatte ; aber der Gang der Beratungen

zeigte , wie dieſer Beſchluß gerechtfertigt war ; es wurde

in den dreiwöchigen Verhandlungen der Kommiſſion auch

nicht ein einziger Antrag geſtellt , der nicht finanzielle

Konſequenzen nach ſich gezogen hätte . Bisher aber ſind

noch alle Geſetzentwürfe mit finanziellen Konſequenzen an

die Budgetkommiſſion verwieſen worden . Der Vorwurf

der Verſchleppung iſt ſomit ganz unbegründet ; ſolche ſchwer —

wiegende Geſetzentwürfe ſind auch noch nie in einer Seſſion

verabſchiedet worden . Hat doch der Bundesratsausſchuß

ſich allein 3 volle Monate mit dem Geſetzentwurf befaßt ,

obwohl er dort von Fachmännern beraten worden iſt ;
im Reichstag aber mußten ſich die Mitglieder erſt ein⸗

arbeiten . Die Hauptſchwierigkeiten beginnen erſt beim

Geſetzentwurf für die Unterklaſſen . Über die Beratungen

derſelben hier eingehender zu referieren , dürfte nicht angezeigt
erſcheinen , da dieſe Materie im kommenden Jahr den

Reichstag eingehend beſchäftigen wird .

4. Über die mangelhafte Gewährung von Beihilfen
an Uriegsteilnehmer ( 120 Mk . pro Jahr ) hat der Abg .

Itſchert am 17 . Januar 1905 lebhafte Klage geführt .
Der Reichstag nahm in dieſer Seſſion auch einen Nach —

tragsetat an , durch welchen die Mittel bereit geſtellt wurden ,
um allen Veteranen , die als der Unterſtützung würdig und

bedürftig anerkannt wurden , die Beihilfe geben zu können ,
damit niemand mit dem harten Einwand abgewieſen wird ,

es ſei kein Geld mehr da . Am Beginn der Beratungen
über die Militärpenſionsgeſetze betonte der Abg . Erz —
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berger , daß es an der Zeit ſei , dieſe Frage jetzt zu regeln ,
damit die Klagen der Invaliden endlich einmal aufhörten .
Staatsſekretär Frhr . von Stengel teilte hierauf mit , daß
die verbündeten Regierungen ſich auf gewiſſe Grundſätze
über die Gewährung von Veteranenbeihilfe geeinigt hätten .
Der Begriff der Unterſtützungsbedürftigkeit werde künftig
weiter gefaßt ; auch ſei eigens hierbei betont , daß die

politiſche Geſinnung des Bewerbers nicht von Einfluß ſein
dürfe . Angeſichts dieſer Zuſagen wurde von Anträgen
auf Reviſion des Geſetzes Abſtand genommen ; zeigen ſich
dieſe Grundſätze als ungenügend , ſo kann ſofort wieder

bei der Beratung der Militärpenſionsgeſetze auf dieſe
Frage zurückgegriffen werden .

5. Die Reviſion des Militärſtrafgeſetzbuches forderte
ein Antrag des Zentrums ( Nr . 537 ) und der Freiſinnigen
Volkspartei ( Nr . 529 ) . Der Antrag des Zentrums ging
dahin : „die verbündeten Regierungen zu erſuchen , ſchon
vor einer allgemeinen Reviſion des Militärſtrafgeſetzbuches
dem Reichstage einen Geſetzentwurf vorzulegen , durch den

für die Strafbeſtimmungen des geltenden Militärſtrafgeſetz⸗ —
buches mildernde Umſtände mit geringeren Mindeſtſtrafen
zugelaſſen werden “ . Der freiſinnige Antrag erſuchte den

Reichskanzler , dafür zu ſorgen ,
1. daß zugleich mit der begonnenen Reform des bürgerlichen

Strafgeſetzbuchs eine durchgreifende , den modernen Rechtsanſchau⸗
ungen entſprechende allgemeine Reform des Reichsmilitär - Straf —
geſetzbuchs angebahnt werde ;

2. daß noch vor dieſer vermutlich geraume Zeit in Anſpruch
nehmenden allgemeinen Reform des beſtehenden Reichsmilitär —
Strafgeſetzbuchs durch ein Spezialgeſetz die großten Härten beſeitigt
werden , welche unter anderem vor allem in dem Mißverhältniſſe
der Strafbeſtimmungen über Verfehlungen der Untergebenen gegen
Vorgeſetzte zu denjenigen für Delikte der Vorgeſetzten gegen Unter —

gebene beſtehen ;
3. daß dem Reichstage alsbald eine Statiſtik über die prak⸗

tiſche Anwendung der Normen der Militär⸗Strafgerichtsordnung
über den Ausſchluß der Sffentlichkeit ( mit Angabe des Verhand⸗
lungsgegenſtandes , der Charge des Angeklagten , der Ausſchluß —
gründe uſw . ) vorgelegt werde ;

4. daß nicht durch Maßregeln der Militärverwaltung ( Wahl
des Verhandlungsraumes uſw . ) die geſetzlichen Beſtimmungen über
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die öffentlichkeit der Verhandlungen vor den Militärgerichten illu⸗

ſoriſch gemacht werden .

Beide Reſolutionen wurden am 21 . März 1905 angenommen .

Der Abg . Gröber erinnerte bei der Begründung ſeines

Antrages daran , wie er ſchon im Vorjahre eine Herab —

ſetzung der Minimalſtrafſätze für tätliche Angriffe auf Vor⸗

geſetzte gefordert habe und daß das Haus dieſem Antrage

mit großer Mehrheit beigetreten ſei . Sein heuriger Antrag

gehe nur dahin , daß ſchon vor der Reviſion des Militär —

Strafgeſetzbuchs die unleugbar vorhandenen Härten dadurch

beſeitigt werden , daß in das Militär - Strafgeſetzbuch auch

das Syſtem der mildernden Umſtände aufgenommen werde ,

wie es im Zivil⸗Strafgeſetzbuch bereits beſtehe . Mildernde

Umſtände kenne das Militär⸗Strafgeſetzbuch gar nicht , wohl

aber ein allgemeines Syſtem der Strafverſchärfungsgründe .
Die Ausſchreitungen derjenigen Soldaten , die ſich gegen

Unteroffiziere vergehen ( 3. B. beim Tanz , in angeheitertem

Zuſtande ) ſeien gewiß nicht leicht zu nehmen ; aber die dra⸗

koniſchen Strafen von fünf und mehr Jahren Zuchthaus

hätten im ganzen Volke ſehr große Beunruhigung hervor⸗

gerufen . Wenn man ein Syſtem der mildernden Umſtände

einſchalte , würden die meiſten Härten verſchwinden . Kriegs —

miniſter von Einem hielt die ſchweren Strafen für geboten
im Intereſſe der Disziplin , gab aber doch zu , daß es ſehr

harte Fälle geben könne , aber hier trete das Begnadi —

gungsrecht in Kraft . Der Abg . Gröber meinte darauf ,

daß man bis jetzt noch ſehr ſelten von dieſem gehört habe ,
in der Regel nur , wenn Duellanten begnadigt werden .

Der Rechtsſchutz der Untergebenen ſei deshalb ſo wichtig ,
weil dieſer ſich in abhängiger Stellung befände .

Der Einwand der Sozialdemohraten , daß ſie ſchon bei

der Militär - Strafprozeßordnung Anträge auf weitere Zu —

laſſung der Offentlichkeit geſtellt hätten , wurde von dem

Abg . Gröber damit abgetan , daß er betonte , daß ohne
die Annahme dieſes Geſetzes man von allen beklagens —
verten Zuſtänden nichts erfahren hätte ; das Zentrum hätte

auch gerne mehr genommen , aber es war nicht mehr zu

erreichen ; jetzt ſei wenigſtens die Spalte ein wenig geöffnet ,
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damit ein friſcher Luftzug den Altenſtaub herausjage .
( 169 . Sitzung vom 21 . März 1905 , S . 5471 . ) Der Abg .
Dr . Spahn war in ſeiner Etatsrede ſehr entſchieden für
die weitgehendſte Zulaſſung der Offentlichkeit eingetreten .

6. Über die großen Manöver wurde wiederholt in

der Budgetkommiſſion anläßlich der Beratung der Militär —

vorlage debattiert und angeregt , ob man hier nicht Erſparniſſe
machen könne . Die Kavallerieattacken wurden von ver —

ſchiedenen Seiten getadelt , ebenſo die Kaiſerparaden , die mit

dem großen Manöver verbunden ſind . Die Koſten für letztere
ſind übrigens , wie feſtgeſtellt wurde , gering , der Hof trägt alle

Koſten für die Gäſte des Kaiſers . Die Geſamtkoſten der

Manöver der preußiſchen Armee belaufen ſich auf jährlich
9 —10 Millionen Mark ; ſie ſchwanken nach der Höhe der

Flurſchäden ; ein Steigen der Manöverunkoſten iſt nicht
zu konſtatieren . Auch der Vorſchlag , nur alle 2 Jahre
ein Manöver abzuhalten , ſei nicht durchführbar ; während
jetzt der oberſte Kriegsherr nur alle 8 —9 Jahre jedes
Korps einmal beſichtigen könne — bei den Kaiſermanövern
üben in der Regel 2 Korps — ſo komme beim 2jährigen
Turnus das Korps nur alle 17- 18 Jahre mit zur Be —

ſichtigung . Auch müſſe dem Kaiſer ſelbſt Gelegenheit ge —
geben ſein , ſich in der Führung größerer Truppenverbände
zu üben ; denn in militäriſchen Sachen könne nur derjenige
urteilen , der ſelbſt Erfahrungen und Kenntniſſe beſitze .
Bemerkenswert war , wie der Abg . Bebel am 1. März
1905 für noch größere Manöver eintrat , es ſollen 3 —5

Armeekorps zuſammen üben .

7. Für die Freifahrt der beurlaubten Soldaten war
das Zentrum ſchon im Vorjahre eingetreten und ſtimmte
deshalb heuer auch dem freiſinnigen Antrag zu : „ Den ver —
bündeten Regierungen ſeine Bereitſchaft zu erklären , im

nächſtjährigen Etat die Mittel zur Deckung der Koſten für
die den Mannſchaften des ſtehenden Heeres und der kaiſer —
lichen Marine im Falle der Urlaubserteilung alljährlich oder

doch mindeſtens einmal während ihrer Dienſtzeit für eine

Reiſe in die Heimat , unter tunlichſter Geſtattung der Be⸗

nutzung von Schnellzügen , zu gewährende freie Hin - und
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Rückfahrt auf den deutſchen Eiſenbahnen — bis zum

Höchſtbetrage von 1500000 Mk . —zu bewilligen . ( Nr .

731 . ) Der Antrag fand Annahme .

8. Gegen die Sentraliſierung des Muſterungsgeſchäfts
wandte ſich der Abg . Nacken ( 171 . Sitzung ) und legte

an einem Beiſpiele aus ſeinem Wahllkreiſe dar , wie dieſes

manche Gemeinde ſchwer belaſtet , da Hunderte von Rekruten ,

manchmal mit Angehörigen , den weiten Weg zur Stadt ,

in der die Aushebung vollzogen wird , zu machen haben

und ſo neben Auslagen auch Entgang von Arbeitslohn

haben . Der Kriegsminiſter ſagte Entgegenkommen zu .

9. Für die verbeſſerung der Einkommensverhältniſſe

einzelner Dienſtgrade im Heere traten die Abg . Gröber ,

Erzberger , Roeren und Dr . Rügenberg teils in der

Budgetkommiſſion , teils im Plenum ein ; z. B . für die

Generalärzte , Zahlmeiſter , Remontedepotſekretäre , Lehrer

an den Unteroffizierſchulen , Techniker und Meiſter bei den

techniſchen Inſtituten der Infanterie und Artillerie uſw .

10 . Für die Neubewaffnung der Infanterie und Artillerie

waren als Raten im außerordentlichen Etat 46 238 359

Mk . gefordert worden . Auf Grund vertraulicher Mit —

teilung hat die Budgetkommiſſion dieſe Ausgaben , denen

noch mehrere Raten folgen werden , ohne jeden Widerſpruch

genehmigt , ſie aber in den ordentlichen Etat geſtellt , damit

die Gelder aus laufenden Mitteln aufgebracht werden

müſſen und nicht durch Schulden gedeckt werden . Als im

Plenum des Reichstages (27 .ͤ März 1905 ) über dieſe

Frage verhandelt wurde , entſpann ſich ein Streit zwiſchen
dem Abg . Eickhoff und Dr . Beumer über die Firmen

Ehrhardt und Krupp . Der Abg . Erzberger wies hierbei

darauf hin , daß das Reich allen Grund habe , ſich gegen

die Monopolſtellung einer einzigen Firma zu wenden . Er

legte dar , wie der Abg . Müller - Fulda am 7. März 1901

konſtatiert hat , daß die Firma Krupp das Deutſche Reich

noch 2320 Mk . per Tonne Panzerplatte bezahlen ließ ,

während die amerikaniſchen Firmen von ihrer Regierung

nur 1920 Mk . forderten . Ahnlich habe die Firma Krupp

für Geſchoſſe ſehr hohe Preiſe gefordert , die erſt infolge
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der Konkurrenz anderer Firmen geſunken ſeien ; dann

nannte er mehrere Zahlen ! Gegen dieſe Monopolſtellung
müſſe er ſich im Intereſſe der Reichsfinanzen wenden .

Kriegsminiſter von Einem beſtätigte dem Abg . Erzberger ,
„ daß die Preiſe in verſchiedenen Lieferungen für Artillerie⸗

material dadurch , daß Ehrhardt in die Konkurrenz eintrat ,
ſehr heruntergegangen ſeien “ . ( 173 . Sitzung vom 27 . März
1905 , S . 5625 . ) Er nannte hierbei u. a . folgende Lieferungen :
Stahlkerne für 25 ctm - Granaten : 1897 : Krupp 35 Mk. ,
Ehrhardt 30 Mk . 1903 : Bei allen Firmen 17 —20 Mk .

Stahlkerne für 21 ctm - Granaten 1900 : Krupp 102 Mk. ,
Ehrhardt 89 Mk. , 1903 : Krupp 67,50 Mk. , Ehrhardt
68,60 Mk . Auch für andere Lieferungen ſanken die

Preiſe infolge der Konkurrenz , die der Abg . Erzberger
auf dieſem Gebiete forderte .

11 . Über die neue Flottenvorlage , die im kommenden

Herbſte dem Reichstage zugehen ſoll , hat ſich Staats —

ſekretär von Tirpitz am 15 . Februar 1905 in der Budget —
kommiſſion dahin ausgeſprochen : „ Er glaube , daß die

Zahl der im nächſten Herbſte durch eine Novelle anzu —
fordernden Schiffe ſich im Rahmen der Auslandskreuzer
halten wird , die 1900 abgelehnt wurden . An Stelle der

damals angeforderten 7 kleinen Kreuzer würden vielleicht
7 Torpedobotsdiviſionen beantragt werden ; der Bundes⸗

rat habe in dieſer Hinſicht noch keine Beſchlüſſe gefaßt . “
Auf Anfrage des Berichterſtatters Frhrn . v. Thüne —

feld ſprach ſich an demſelben Tage Staatsſekretär von

Tirpitz über die Lehren des oſtaſiatiſchen Krieges ſehr
eingehend aus ; das wichtigſte und hervorragendſte Ergeb —
nis ſei die Beſtätigung der alten Lehre , daß der Kern

jeder Flotte durch Linienſchiffe gebildet werden müſſe . Die

Japaner haben ihre Erfolge nur der Überlegenheit ihrer
Linienſchiffe zu danken . Das Linienſchiff bildete immer

die Baſis der japaniſchen Operationen ; die vorgeſchobenen
Torpedoboote ſtützen ſich auf die Kreuzer , dieſe wieder auf
die Linienſchiffe . Die Überwindung der Linienſchiffe hätte
Rußland den Sieg ſichern können . Unter den Linienſchiffen
bleibt im Kampfe jener Sieger , der die beſten Schutz⸗
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und Trutzwaffen hat . Panzerkreuzer allein genügen nicht ;

ſie haben wohl höhere Geſchwindigkeit , aber weniger

Waffen ; ſie ſind nur für den Kaperkrieg ſehr geeignet ;
aber auf dieſen dürfen wir unſere Flotte nicht bauen ,

ſondern für die Schlacht . Den Schwerpunkt der deutſchen

Flotte auf ſie zu legen , wäre falſch . Die Torpedobote

haben im Kriege ſehr wenig Erfolge gehabt ; vielleicht

liegt es an der ungenügenden Ausbildung der Offiziere

und Mannſchaften ; jedenfalls haben dieſe die Linienſchiffe

nicht entbehrlich gemacht . Der kleine Kreuzer hat für die

Aufklärung ſehr viel geleiſtet . Schließlich reſumierte ſich

der Staatsſekretär dahin , „ daß die Erfahrungen des ruſſiſch —

japaniſchen Krieges eine volle Beſtätigung der Richtigkeit
der Grundprinzipien unſeres Flottengeſetzes erbracht habe ,

daß unſere Flotte nicht nur aus den richtigen Schiffsklaſſen

beſteht , aus Linienſchiffen , Panzerkreuzern , kleinen Kreuzern
und Torpedobooten , ſondern daß die Zahlen der den einzel⸗

nen Schiffsklaſſen angehörigen Schiffe richtig gegeneinander

abgewogen ſind “. Die Anwendung der Seemine ſei nicht

neu ; ſie ſei keine Waffe , ſondern nur ein Hindernismittel .
Im Etat ſeien bereits die notwendigen Mittel gefordert ,

auch ausgedehnte Verſuche mit Seeminen , welche den lokalen

Küſtenverkehr ſtärken , zu machen . ( Es wurden 1 Minen⸗

dampfer und 1 Minenabteilung Matroſen gefordert und

ohne Einrede bewilligt . ) Zum Schluß führte der Staats —

ſekretär für die Richtigkeit ſeiner Anſicht , daß die Linien⸗

ſchiffe ſtets den Kern der Flotte bilden müßten , Ausſprüche
von Präſident Rooſevelt , dem Marineamt der Vereinigten

Staaten , der engliſchen Admirale Seymour und Free —
mantle an .

Auf Anfrage des Abg . Erzberger über die Unter —

ſeeboote machte Staatsſekretär von Tirpitz vertrauliche

Mitteilungen über den Bau und die Verwendung derſelben .
Die Agitation des Flottenvereins wurde in

der Budgetkommiſion und ſodann im Plenum des Reichs⸗

tages von dem Abg . Gröber zur Sprache gebracht ; dabei

wurde dieſe Agitation als eine „ gemeingefährliche “ bezeichnet
und zwar ſowohl mit Rückſicht auf das Ausland wie auf
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das Inland . Auch konſervative und nationalliberale

Redner ſprachen ſich gegen die Agitation aus . Staats⸗

ſekretär von Tirpitz gab in der Kommiſſion die Erklärung
ab , daß er dieſe Agitation nicht billige und wiederholte
am 25 . Februar 1904 im Plenum : „ Ich muß allerdings
bedauern , daß der Flottenverein oder Teile des Flotten —
vereins ein ganz beſtimmtes Programm für die Ver —

ſtärkung unſerer Flotte aufgeſtellt haben ; das entſpricht

nicht ſeinen Satzungen . Meine Herren , dieſe ſchwierige

Frage nämlich , die Art der Verſtärkung der Flotte kann

meiner Anſicht nach der Flottenverein nicht überſehen und

es iſt nur zu leicht angängig , daß er dabei über das Ziel

hinausſchießt . “ ( 149 . Sitzung vom 25 . Februar 1905 ,
S . 4793 ) . Der Abg . Gröber ſtellte inſonderheit feſt , daß der

Flottenverein über die Deckungsfrage ſich ſtets ausſchweige ,
und doch komme das von ihm geforderte dritte Doppel —

geſchwader auf 794 Millionen zu ſtehen . Die Deckungs —

frage aber gerade könne aus dieſer Materie nie aus —

geſchaltet werden ( 149 . Sitzung vom 25 . März 1905 , S .

4799 ) . Dieſer parlamentariſche Gedankenaustauſch und

die Abſage des Marineamtes an die Agitation des Flotten —
vereins fand ein Echo beim Kaiſer , der nach ſeiner Rück —

kehr von der Mittelmeerreiſe eine Depeſche an den Flotten —
verein richtete , die das Ausſcheiden der beiden Haupt —
agitatoren , General Menges und Keim aus der Vorſtand —

ſchaft zur Folge hatte . Wenn ſpäter die Sache auf ein

„ Mißverſtändnis “ zurückgeführt wurde , ſo bleibt dem

Zentrum doch die Genugtuung , daß ſeine Anſicht in

dieſer Angelegenheit auch an anderer Stelle geteilt wird .

Es zeigt ſich überhaupt immer deutlicher , daß die Agita —
tion des Flottenvereins der Marine mehr ſchadet als

nützt . Dieſe aufdringliche Agitation , die gar ihre eigene

Flottenpläne ausarbeitet , die gnädig von dieſem oder

jenem abſehen will , jeden , der nicht mitmacht , als „ Reichs —
feind “ verſchreit , iſt der gefährlichſte Feind eines ſach —

gemäßen Ausbaues unſerer Flotte !

ttποι
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F . Auswaͤrtige Politik .

r =

1. Die Marokko⸗Frage ſtand in dieſem Seſſionsabſchnitt

noch mehr im Vordergrund der auswärtigen Politik als

im Vorjahr . Am 29 . Mai 1905 verbreitete ſich Reichs —

kanzler Graf Bülow über unſere Politik daſelbſt dahin ,

„ Deutſchland erſtrebt in Marokko keine territorialen Vor —

teile “ . Aber wir haben daſelbſt deutſche wirtſchaftliche

Verhältniſſe zu ſchützen ; „dieſe ſind recht erheblich und wir

haben dafür zu ſorgen , daß ſie gleichberechtigt mit denen

aller anderen Mächte bleiben “ . „ Sofern verſucht wird ,
die völkerrechtliche Stellung von Marokko zu ändern oder

bei der wirtſchaftlichen Erſchließung des Landes die offene
Tür zu kontrollieren , müſſen wir auch in höherem Grade

darauf achten , daß unſere wirtſchaftlichen Intereſſen in

Marokko ungefährdet bet bleiben . Wir ſetzen uns deswegen
zunächſt mit dem Sultan von Marokko in Verbindung . “
( 175 . Sitzung vom 29 . März 1905 , S . 5610 . ) Der Reichs —
kanzler fand in dieſer Stellungnahme die Unterſtützung
des geſamten Reichstages . Inzwiſchen hat der deutſche
Kaiſer eine ſehr herzliche Aufnahme in Tanger gefunden ; die

deutſche Geſandtſchaft fand in Fez freundliches Entgegen⸗
kommen . Der Sultan von Marolko hat die ihm von Frankreich
unterbreiteten Vorſchläge abgelehnt und wünſcht eine neue

Marokkokonferenz , worin er mit der deutſchen Regierung
ganz übereinſtimmt . Der franzöſiſche Miniſter des Außern
Delcaſſé iſt inzwiſchen ob jener Nichtachtung Deutſchlands
bei Abſchluß des Marokko - Abkommens geſtürzt worden .

Die Marokko - Konferenz iſt geſichert , nachdem es dem

Fürſten Bülow gelungen iſt , Frankreich hierfür zu gewinnen ;
England , das in übereilter Weiſe abſagte , hat nun ange⸗

nommen , ebenſo Spanien . Ex⸗Miniſter Delcaſſé hat inzwiſchen
ſeine unfreiwillige Muße dazu benutzt , um ſich mit einem

Bekannten über ſeine Politik zu unterhalten ; dieſe ver⸗

traulichen Mitteilungen ſind dann im „ Gaulois “ publiziert
worden und erregen deshalb beſondere Aufmerkſamkeit ,
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weil ſie eben vertraulicher Art ſind . Wir teilen nur einige
der wichtigſten Sätze Delcaſſés mit , ſo :

„ Wohin weiſen nun unſere Intereſſen . Nach Deutſchland oder

nach England ? Unſere Handelsbilanz mag die Antwort geben .

Wer kauft am meiſten von uns ? England . Wir verkaufen ihm

alljährlich für Hunderte von Millionen . Das zeigt die Handels⸗

ſtatiſtik . Die Deutſchen aber kaufen nichts , oder doch ſo viel wie

nichts von uns . Dagegen verkauft Deutſchland uns alles , was

irgend möglich iſt . Das gehört zum Alltagsleben der Völker , aber

es handelt ſich dabei um das tägliche Brot . “

Delcaſſe ſcheint die Handelsſtatiſtik nicht zu kennen ;

1904 führte Deutſchland aus Frankreich Waren im Werte

von 423,7 Millionen Mk . ein und nur für 274,3 Millionen

dorthin aus ; dabei iſt die deutſche Einfuhr aus Frankreich

ſeit 1897 von 246 Millionen auf 423 Millionen , d. h. um

72/5 geſtiegen , während die Ausfuhr nach Frankreich

nur von 209,9 Millionen auf 274,3 Millionen , d. h. um

30 geſtiegen iſt ! Aber weiter :

„ Ich frage ſie , was würde die entſtehende Flotte Deutſchlands in

einem Kriegsfalle bedeuten , in welchem uns die Hülfe Englands ſicher

iſt ? Häfen , Handel , Handelsmarine Deutſchlands würden vernichtet

werden . Die Bedeutung des Flottenbeſuches in Breſt , der wohl⸗

vorbereitet und berechnet war , und der Gegenbeſuch des franzöſiſchen

Geſchwaders in Plymouth , der die Demonſtration vervollſtändigen

wird , iſt die folgende : Die Entente beider Staaten und die Koalition

ihrer Marinen ſchaffen ein Kriegsinſtrument , das ſo formidabel iſt ,

daß weder Deutſchland noch ſonſt eine Macht einer Vernichtung auf

der See ſich auszuſetzen wagen würden . Das Meer iſt aber das

Element , deſſen man heute vor allem Herr ſein muß ; das hat der

Krieg im fernen Oſten gelehrt . “

Der Flottenbeſuch fand inzwiſchen ſtatt , aber die fran⸗

zöſiſchen Beamten verhielten ſich auffallend kühl , ebenſo

das Volk . Die Stimmung in Frankreich hat ſich ge⸗

wendet . Ferner :
„ Als ich dafür ſorgte , daß die beiden Flotten , die in ſich die

Seeherrſchaft verkörpern , zuſammentrafen , öffnete ich einen Ausblick

in die Zuͤkunft . Unſer , durch die Ratſchläge Englands geſteigerter

Einfluß geſtattete uns , dieſe letzte Aufgabe anzugreifen , die für lange

den Weltfrieden beſiegelt hätte . . . . Es ſei denn , daß der früher
oder ſpäter vorauszuſehende Kriegsfall zwiſchen England und Deutſch⸗
laud eintritt , deren große kommerzielle und ökonomiſche Konkurrenz

nunmehr zum Kampf führen muß . Was man nicht verhindern kann ,

muß man zum eigenen Vorteil kehren . “
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Die Erörterung der Frage , ob Frankreich in einem

ſolchen Kriege nicht beſonders ſchlecht fahren würde , weil

es von Deutſchlands Landmacht als „ Geiſel “ für etwaige
Verluſte zur See belangt würde , hat in Frankreich viel

böſes Blut gemacht , weil ſie eben den Franzoſen die „ Kehr⸗
ſeite der Medaille “ zeigte . Jedenfalls ſteht das wie feſt ,
daß wir eine Zeitlang dem Kriege näher ſtanden , als man

in der Offentlichkeit glaubte . Jetzt iſt die Gefahr beſeitigt ;
aber ſie zeigte , wie Deutſchland gerüſtet ſein muß .

2. Unſer verhältnis zu Rußland iſt namentlich von
den Sozialdemokraten wiederholt getadelt worden . Reichs⸗
kanzler Fürſt Bülow führte gegenüber den ſozialdemokra⸗
tiſchen Scharfmacherverſuchen aus : „ Die Sozialdemokratie
will gar nicht , daß wir dem oſtaſiatiſchen Kriege gegen —
über neutral bleiben . In Wirklichkeit möchte die Sozial⸗
demokratie uns gegen Rußland verhetzen . Sie möchte
einen Druck der öffentlichen Meinung hervorbringen , um

unſerer auswärtigen Politik Schwierigkeiten zu bereiten

und ihr Hinderniſſe in den Weg zu legen , und am letzten
Ende vielleicht , um ein trügeriſches Durcheinander hervor —
zurufen , wobei aber dann der Weizen der Sozialdemokratie
blühen könnte . “ ( 105. Sitzung vom 8. Dezember 1904 ,
S . 3371 . ) Am 16 . März 1905 ſprach ſich Graf Bülow

ebenſo ſcharf gegen die ſozialdemokratiſche „ Interventions —
politik “ aus , die nur einen „ Ruſſenrummel “ inſzenieren
wolle , wie man einen „ Bulgarenrummel “ , „ Polenrummel “
und Burenrummel gehabt habe ; aber er lehne dies ab .

Beachtenswert iſt auch , daß Rußland während des Krieges
alle ſeine Truppen an der Weſtgrenze ſtehen ließ . Iſt
das der Inhalt der Allianz mit Frankreich ?

3. In den maßgebenden Zentrumskreiſen ſteht man
der auswärtigen Politik des Grafen Bülow ohne Miß⸗
trauen gegenüber und billigt auch ſeine Politik gegenüber
England . Die engliſchen Regierungskreiſe ſind anſcheinend
bemüht , mit Deutſchland auf freundſchaftlichem Fuße zu
leben . Die deutſche Preſſe ſollte dies mehr beachten und

inſonderheit auf das Echo ſehen , das englandfeindliche
Kundgebungen in unſerer Preſſe über dem Kanal hervor⸗
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rufen . Die geſamte Haltung der engliſchen Preſſe und

die Reden und Aufſätze engliſcher Staatsmänner und

Admirale laſſen erkennen , daß im engliſchen Volke eine

große Mißſtimmung gegen Deutſchland herrſcht . Ein

akuter Anlaß zum Kriege liegt gewiß nicht vor , deshalb

iſt darauf zu rechnen , daß das engliſche Kabinett Herr

der Situation bleibt . Die Anſicht iſt gewiß gerechtfertigt ,
daß die deutſche Preſſe die deutſchen Intereſſen verletzt ,

wenn ſie in ſcharfer , ungenügend begründeter Weiſe gegen

England vorgeht .
4. Die neueſten Ereigniſſe in Oſtaſien , die Schlacht

in der Koreaſtraße , das Aufkommen Japans als Welt⸗

macht und die Rückwirkung dieſer veränderten Verhältniſſe

auf Europa , die Konſeqenzen für Deutſchland ( Kiautſchou
und Deutſch - Oſtafrika ) konnten im Reichstage infolge des

Schluſſes nicht mehr beſprochen werden ; es ſteht aber feſt ,

daß ſie ſofort in der Generaldebatte zum Etat oder bei der

angekündigten Flottenvorlage eingehend behandelt werden .

t ’ tœrnν ‘ ιιι .

G. Rolonialpolitik .

tæ

1. Der Aufſtand in Südweſtafrika ſteht im Mittel⸗

punkt der geſamten Kolonialpolitik des Jahres 1905 ;

am deutlichſten beſagen dies die folgenden Zahlen . Im Schutz⸗

gebiet befanden ſich Anfangs Januar 1905 519 Offiziere ,
454 Beamte , 11068 Unteroffiziere und Mannſchaften ,
9987 Pferde , 54 Geſchütze und 16 Maſchinengewehre .
Bis 10 . Januar 1905 belief ſich die Summe der Toten

auf 54 Offiziere , 263 Unteroffiziere und 435 Gemeine ,

insgeſamt 752 Tote ; dazu 289 Verunglückte . Die Aus⸗

gaben für Bekämpfung des Aufſtandes beliefen ſich im

Jahre 1904 auf 108 Millionen , für das Jahr 1905 ſind
bereits 87 Millionen genehmigt , ohne die Nachtragsetats ,
die ganz beſtimmt zu erwarten ſind . Wenn der Aufſtand



69

uns „ nur “ 300 Millionen koſtet , kommen wir gut weg .
Über die Urſachen des Aufſtandes äußert ſich eine

Denkſchrift der Regierung ziemlich eingehend . Am Schluſſe
derſelben heißt es : „ Der Hereroaufſtand wäre nach Lage
der Dinge auch ausgebrochen , wenn es nie einen weißen
Händler im Hererolande gegeben hätte . Der Übergang
von Stammesland in weiße Hände , die Verarmung der

mittleren und kleinen Viehbeſitzer , die überhandnehmende
Verſchuldung der einzelnen Stämme und die Übergriffe
mancher Händler haben ſelbſtredend das Empfinden der

Eingeborenen gegenüber der deutſchen Herrſchaft nicht ver —

beſſert . Es kann auch nicht wundernehmen , daß ſie ſelbſt
den Aufſtand damit zu entſchuldigen verſucht haben . Un⸗

mittelbare Urſachen der Empörung ſind aber alle dieſe Er —

ſcheinungen nicht geweſen . Dieſe Annahme dürfte um ſo
berechtigter ſein , wenn man erwägt , daß die Mehrzahl
der vom Aufſtand betroffenen Perſonen mit dem Händler⸗
tum gar keinen oder nur einen ſehr loſen Zuſammenhang
hatten , und daß ein großer Teil der Verluſte , namentlich
in den Gebieten von Windhuk , Outjio , Grootfontein , auf
Leute entfällt , die überhaupt außerhalb des Hererolandes
und des eigentlichen Handelsfeldes wohnten . Die Grund —

urſache des Aufſtandes iſt in der doppelten Tatſache ent⸗

halten , daß die Herero als ein von altersher freiheits —
liebendes , eroberndes und maßlos ſtolzes Volk auf der

einen Seite die Ausbreitung der deutſchen Herrſchaft und

ihre eigene Herabdrückung von Jahr zu Jahr läſtiger
empfanden , auf der anderen Seite aber — und das iſt
das Entſcheidende — von dieſer deutſchen Herrſchaft den

Eindruck hatten , daß ſie ihr gegenüber im letzten Grunde

der ſtärkere Teil ſeien . “ Aber die Denhſchrift gibt auch
zu , daß die Händler ſelbſt einen Teil der Schuld tragen ;
es heißt da : „ Wenn freilich die Händler bei der Ein —

treibung ihrer Forderungen zur Selbſthilfe übergegangen
ſind , ſo ſind allerdings dadurch die in der Kredit - Verord —

nung getroffenen Vorkehrungen zu Gunſten der Eingeborenen
illuſoriſch gemacht worden ; aber für ein ſolches ungeſetz —
liches Verhalten kann die Verordnung nicht verantwortlich

1
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gemacht werden . Ebenſowenig trifft die Behauptung zu ,

daß die Händler durch die Kreditverordnung zur Selbſt⸗

hilfe genötigt worden wären ; denn die in der Verordnung

vorgeſehene Verjährung iſt ja keine unbedingte , ſondern

ſie wird durch Klageerhebung unterbrochen , ſo daß den

weißen Gläubigern durch die kurze Verjährungsfriſt keines⸗

wegs die ordnungsmäßige und geſetzliche Geltendmachung

ihrer Forderung verſchloſſen war . “

Und an anderer Stelle :

Nur ſelten war der Koloniſt in der Lage , an die Gründung
einer Handelsniederlaſſung an den größeren Orten herantreten zu
können . Denn hierzu bedurfte es auf der einen Seite größeren
Kapitals oder Kredits , auf der anderen Seite trat bald die Konkurrenz
einem ſolchen Vorhaben hindernd in den Weg . So ergoß ſich der

Strom kleinerer Händler in die von den Sitzen der Verwaltung weit

abgelegenen Eingeborenengebiete . Sie widmeten ſich , wie man ſich
im Schutzgebiet ausdrückt , dem Feldhandel . An dieſem Feldhandel

beteiligten ſich aber außer minderbemittelten Leuten auch ſolche ,

welche überhaupt keine Geldmittel beſaßen , vielmehr lediglich über

eine gewiſſe Routine im Verkehr mit Eingeborenen verfügten . Auf
Grund ihrer Landes - und oft auch Sprachkenntniſſe waren ſie will⸗

kommene Hilfsorgane für die kapitalkräftigen Handelsfirmen der

größeren Orte , denen naturgemäß die Ausdehnung ihrer Geſchäfts⸗

verbindung auch nach den entfernt gelegenen Eingeborenen - Nieder⸗

laſſungen am Herzen lag . Da bei der Inanſpruchnahme ſolcher

Perſonen , die keinerlei Sicherheit bieten konnten , das Riſiko groß

war , erfuhren die Waren , die ihnen zum Verkauf mit ins Feld

gegeben wurden , eine entſprechend hohe Preisbemeſſung im Konto

des Wanderhändlers . Auf der anderen Seite trat letzterer ſeinen

Handelszug nicht zum Vergnügen an . Für die Gefahren und

Mühen , denen er ſich ausſetzte , wollte auch er ein entſprechendes

Aquivalent haben . So erreichten die Preiſe , die den Eingeborenen
im Felde berechnet wurden , eine anſehnliche Höhe , die naturgemäß

auch von denjenigen Händlern als Norm genommen wurde , die auf

ihre eigenen Koſten den Handelszug unternahmen . Da der Gewinn

aus ſolchen Handelsunternehmungen ſich mit der Schnelligkeit des

Warenabſatzes erheblich ſteigerte , weil ſich die Reiſeſpeſen dadurch

verminderten , war jeder Feldhändler bemüht , ſeine Waren möglichſt

ſchnell an den Mann zu bringen . Außerdem winkte ihm dabei raſcher
die Möglichkeit eines neuen Handelszuges . So blieb kein Mittel

unverſucht , um die Eingeborenen zum Kaufen anzureizen , was bei

ihrer Begehrlichkeit nach europäiſchen Bekleidungs - und Genuß⸗
artikeln nicht ſchwer war . Es wird von Fällen berichtet , in denen

Händler Warenvorräte bei den Eingeborenen - Niederlaſſungen un⸗
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beaufſichtigt zurückließen , um durch die ſtändige Lockung , die ſie

boten , deren Abnahme zu erzielen . Am wirkſamſten erwies ſich das

Mittel der Kreditgewährung . Die Zuſage , daß ja nicht gleich bezahlt

zu werden brauche , brachte in den meiſten Fällen den Reſt von

Widerſtand zu Fall . War man auch in früheren Zeiten bei An⸗

wendung dieſes Mittels vielleicht hier und da noch etwas vorſichtig ,
ſo artete es in den letzten Jahren infolge der wachſenden Konkurrenz

zu einem ſchweren Mißſtande aus , denn es hatte eine rapid fort⸗

ſchreitende Verſchuldung der Eingeborenen zur Folge .

Dieſe energiſch zu bekämpfen , war geradezu eine Lebensfrage

für das Schutzgebiet geworden . Denn überall , wo in Kolonialgebieten
die Eingeborenen durch Berührung mit der europäiſchen Kultur ver⸗

nichtet worden ſind , hat neben dem Branntwein und neben der

Verſchleuderung von Land die wachſende Verſchuldung der Ein⸗

geborenen an die weißen Händler den Untergang der eingeborenen

Bevölkerung herbeigeführt .

Schon ſeit Jahren ſind aus dem deutſch - ſüdweſtafrikaniſchen

Schutzgebiete Klagen laut geworden über die Bedrohung der ein⸗

geborenen Bevölkerung durch die wachſende Verſchuldung , insbeſondere
ände , die bei der Einklagung und Eintreibung) über

ſehr alter Schulden immer mehr hervorgetreten ſind . Auch über den

weiteren Umſtand wurde geklagt , daß die Schulden der Kapitäne ,
die allmählich ins Ungemeſſene angeſchwollen waren , nicht von dieſen
allein , ſondern auch von ihren Großleuten , jedoch auf den Namen
der Kapitäne , gemacht und unter Schädigung der übrigen Eingeborenen
mit dem Stammesland bezahlt wurden .

Soweit man jetzt über die Urſachen des Aufſtandes
urteilen kann , haben ſehr viele Momente zuſammengewirnkt ,
dieſen herbeizuführen . Der frühere Oberſt Leutwein und

ſein Syſtem darf nicht als die einzige Urſache bezeichnet
werden , wie es die Anſiedler und Händler gerne tun ;

letztere tragen mindeſtens dieſelbe Laſt an Schuld .

Über den ſeitherigen Verlauf des Aufſtandes ſind auf
Antrag des Abg . Erzberger vom Großen Generalſtabe

zwei Denkſchriften ausgearbeitet worden , aus denen wir

folgendes hier wiedergeben .

Im Ohktober 1903 brach im äußerſten Süden des

Schutzgebietes ein Aufſtand der Bondelszwarts aus .

Ein Teil des Stammes belagerte Warmbad , ein anderer

ſammelte ſich in den Kärasbergen . Gegen den erſteren
eilte Hauptmann von Koppy mit der 3. Feldkompagnie
aus Keetmanshoop herbei . Die Bondelszwarts gaben bei

ul
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ſeiner Annäherung die Belagerung von Warmbad auf ,

zogen ſich nach Sandfontein zurück , erlitten aber hier am

21 . November durch Hauptmann von Koppy eine völlige

tiederlage . Gegen die Kärasberge ging der Bezirksamt —

mann , Hauptmann von Burgsdorff , mit einer Witboi —

Abteilung vor und jagte die dort verſammelten Bondels —

zwarts am 10 . Dezember auseinander .

Am 20 . Januar 1904 begannen unter dem Vorſitz

des Gouverneurs Friedensverhandlungen , die nach drei

Tagen dahin führten , daß ſich die Bondelszwarts unter

dem Verſprechen , ihre Waffen abzugeben , die Schuldigen
auszuliefern und ein noch näher zu bemeſſendes Stück

Land abzutreten , unterwarfen . Keine dieſer Bedingungen

iſt bisher vollſtändig erfüllt worden , namentlich hat eine

Entwaffnung des ganzen Stammes nicht ſtattgefunden .
Nach der Entſendung von drei Kompagnien und der Ge —

birgs⸗Batterie in das Aufſtandsgebiet war in dem weiten

nördlichen Gebiet an Truppen nur die 4. Feldkompagnie
in Outjo mit einer ſchwachen Abteilung in Grootfontein

geblieben .
Die Gunſt dieſer Lage benutzten die Hereros , um

Anfang Januar einen anſcheint längſt geplanten und wohl
vorbereiteten Aufſtand ins Werk zu ſetzen . Im ganzen

Hererolande wurden faſt am ſelben Tage — dem 12 . Ja⸗

nuar —der größte Teil der Farmen überfallen , die meiſten

angetroffenen Weißen niedergemacht , und nach völliger

Vernichtung der Gebäude und Felder Vieh und Waffen

geraubt .
Die im Schutzgebiet verfügbare , geringe Truppenmacht

hatte eine lebhafte Tätigkeit entwickelt . Die 2. Feldkom⸗

pagnie des Hauptmanns Franke , welche auf dem Marſch

von Omaruru nach dem Süden bis Gibeon gekommen

war , hatte Mitte Januar Kehrt gemacht und im raſchen

Laufe unter wiederholten Gefechten Windhuk , Okahandja
und Omaruru bis zum 4. Februar entſetzt .

Vor der in überaus anſtrengenden Märſchen vor⸗

rückenden Abteilung des Majors von Glaſenapp , deren

Truppen faſt ausſchließlich unberitten waren , hatte der
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nächſt nach Norden zurückgezogen , dann aber den Onjati⸗

bergen zugewandt . Major von Glaſenapp folgte ſo raſch

als möglich , erreichte endlich bei Owikokokero am 13 . März ,

wie es ſchien , die Nachhut der Hereros , griff ſie ſofort

mit den wenigen Berittenen , die ihm gefolgt waren , an

und wurde unter ſehr ſchweren Verluſten abgewieſen . Es

war keine Verfolgung , auf der man begriffen war . Es

kam nicht darauf an , mit wenigen Leuten und einigen

Schüſſen einen fliehenden Feind zur Fortſetzung ſeines

eiligen Rückzuges anzutreiben . Man war vielmehr auf

die feindliche Hauptmacht in feſter Stellung geſtoßen .

Erſt am 7. April konnte Oberſt Leutwein mit 7 Kom —

pagnien , 3 Batterien , 6 Maſchinengewehren , den Vormarſch

antreten . Am 9. ſtieß er auf die Scharen Samuels

Maharero bei Onganjira und ſchlug ſie gänzlich . Am 13 .

wandte er ſich gegen den in ſeiner linken Flanke bei

Oviumbo erſcheinenden Häuptling Kajata , wurde von deſſen

weitüberlegenen Maſſen faſt vollſtändig umringt , konnte

ſich zwar den ganzen Tag über aller gegen ihn gerichteten

Angriffe erwehren , ſah ſich aber durch den Mangel an

Munition , durch die Unmöglichkeit ſie zu ergänzen , und

durch die Schwierigkeit , Verpflegung heranzuziehen , ge⸗

zwungen , in der folgenden Nacht nach Otjoſaſu zurück⸗

zugehen .
Die beiden letzten Gefechte hatten deutlich gezeigt ,

daß man nicht nur einen zahlreichen , ſondern auch kriegs —

kundigen und vorzüglich bewaffneten Feind ſich gegen —

über hatte .
Wenn auch der Feldzug in den Onjatibergen von

keinem glänzenden Erfolg gekrönt war , ſo hatten doch
die Gefechte vom 9. und 13 . April einen ſolchen Eindruck

auf die Hereros gemacht , daß ſie einen zweiten Angriff
dort nicht abwarten wollten . Nach kurzer Zeit zogen ſie
in nördlicher Richtung nach dem Waterberg ab . Major

von Eſtorff folgte mit den wenigen verfügbaren be —

rittenen Truppen , um die Fühlung mit dem Gegner zu

halten .
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Der Angriff am Waterberg wurde von vier Seiten

konzentriſch unternommen . Man mag gehofft haben , daß
auf dieſe Weiſe die Hereros vollſtändig eingeſchloſſen werden

könnten . Bei näherer Beachtung von Zahl und Ent —

fernung war es unmöglich , einen ſolchen Erfolg zu erreichen .

Auf einer Peripherie von 40 km Länge können 1500

Mann nicht eine derartige Mauer bilden , daß nicht an

einer oder der anderen Stelle der Gegner durchbrechen
könnte , noch dazu , wenn die ganze von der Kreislinie

eingeſchloſſene Fläche mit Buſchwerk bedechkt iſt , welches
jede Art von Fernſicht oder Beobachtung verhindert . Das

Gefecht nahm einen derartigen Verlauf , daß an zwei
Stellen der Feind nach der Mitte hin zurükgedrängt wurde ,

daß an zwei Stellen unſere Truppen ſich nur mit Mühe

gegen die gewaltige Überlegenheit behaupten konnten , daß

durch die Zwiſchenräume der Feind mit Frauen , Kindern

und Vieh durchdrang und daß unter dem Schutze der

Nacht auch diejenigen , die gekämpft hatten , das Weite

ſuchten . Der Erfolg von Waterberg beſtand nicht darin ,

daß das ganze Volk der Hereros eingeſchloſſen und ver —

nichtet wurde , ſondern darin , daß ſeine Widerſtandskraft

gebrochen wurde und daß es das Vergebliche einer weiteren

Kriegführung einſah .
Um ſich zu retten , eilten die Hereros von allen anderen

Rückzugsrichtungen abgedrängt , nach Südoſten auf das

gefürchtete Durſtgebiet der Omaheke hin . Auf der Flucht

verbrauchten ſie das letzte vorhandene Waſſer der ſpär —

lichen Pfützen , den letzten zur Weide geeigneten Grashalm .

Unermüdliche Streifzüge kleinerer Abteilungen ſtöberten

vielfach vereinzelte Banden auf , und ſtellten immer wieder

feſt , daß ſich größere Maſſen Hereros in erreichbarer Ent —

fernung von den deutſchen Truppen nicht befanden .
Am 23 . Juli überfiel der Hererobaſtard Morenga

mit einer Bande von Hottentotten und Miſchlingen die

Werft Dawignab . Der Gouverneur , Oberſt Leutwein ,

befahl dem Major v. Lengerke , mit den ſchlagfertigen
Teilen ſeiner Truppen gegen Morenga vorzugehen und

ihn unſchädlich zu machen .
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Major v. Lengerke marſchierte mit einer Kompagnie
und einer Batterie in 2 Kolonnen nördlich und ſüdlich der

Kärasberge vor . Schon vorher war zum Schutze der

Oſtgrenze in die Gegend von Rietfontein ein Zug entſandt

worden , der mit Morenga zuſammenſtieß und hart von

ihm bedrängt wurde . Der noch rechtzeitig eintreffenden

nördlichen Kolonne des Majors v. Lengerke gelang es

jedoch , den Zug zu befreien .
Der inzwiſchen ausgebrochene Witboi - Aufſtand hatte

mit einer förmlichen Kriegserklärung begonnen , die Hendrik

Witboi am 3. Oktober dem Bezirkshauptmann v. Burgs⸗

dorff überſandt hatte . In der Hoffnung , den Hottentotten⸗

kapitän noch umſtimmen zu können , war Burgsdorff
ſogleich von Gibeon nach Rietmont aufgebrochen , jedoch

unterwegs von den Hottentotten ermordet worden . Die

gut berittenen und bewaffneten Aufſtändiſchen ſammelten

ſich in der Stärke von 5 - 600 Gewehren bei Rietmont

und Kalkfontein . Sie wurden alsbald durch die rote

Nation und die Franzmann⸗Hottentotten von Gochas ver —

ſtärkt . Auch ein Teil der Bethanier und die anfangs als

treu gemeldeten Veldſchoendrager ſchloſſen ſich dem Auf —

ſtand an .

Zur Bekämpfung des Feindes wurden ſofort 2 Kom⸗

pagnien vom Norden nach dem Süden geſchickt , von denen

die eine Hochachanas , die andere Kub und die Grenze des

Baſtard⸗Landes beſetzte . Dieſen folgten ſpäter 3 weitere

Kompagnien und 2½ Vatterie . Ein Bataillon zu 3 Kom⸗

pagnien wurde in der Heimat aufgeſtellt .

Sowohl bei Kub wie bei Hochachanas fanden im

Laufe des Oktober und November Gefechte ſtatt , welche
aber keine weſentliche Entſcheidung brachten . Erſt am

22 . November , nachdem Oberſt Deimling mit 2 Kompagnien
und ½ Batterie bei Kub eingetroffen war , wurden hier
die Witbois völlig zurückgeworfen . Da nach den ein⸗

gegangenen Nachrichten die Witbois in Gochas ſich wieder

verſtärken ſollten , ſo beſchloß der Oberſt , alle verfügbaren

Kräfte gegen dieſen Ort zuſammenzuziehen . Die Abteilung

Meiſter ſollte Auob abwärts , die Abteilung Ritter , mit
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welcher eine über Lüderitzbucht geſandte Erſatz - Kompagnie
und 1 Gebirgs - Batterie vereinigt worden war , von Gibeon

aus dorthin vorgehen , während Major v. Lengerke , der

von Keetmanshoop nach Koes marſchiert war , und hier die

Veldſchoendrager geſchlagen hatte , zur Mitwirkung über

Perſip heranmarſchieren ſollte . Im Vorgehen über Stam —

prietfontein hatte Major Meiſter zwiſchen dem 1. und 4.

Januar ſehr ernſte Gefechte gegen die Hottentotten unter

Hendrik Witboi , welche durch 250 Hereros verſtärkt waren ,

zu beſtehen . Ein 50⸗ſtündiger Kampf gegen den hart —

näckig Widerſtand leiſtenden Gegner endete mit einem

ſiegreichen Sturmlauf . Eine Verfolgung war aber infolge
Waſſer⸗ und Munitionsmangels nicht möglich . Oberſt

Deimling hat mit den Abteilungen Ritter und Lengerke
bei und ſüdlich Gochas am 3. und 5. Januar gegen Simon

Kopper⸗Leute , dann am 7. Januar gegen die vor Major
Meiſter zurückgegangenen Hottentotten ſiegreich gekämpft .
Der Auob⸗- Abſchnitt iſt vom Feinde geſäubert , die Hotten —
totten ſind mit einem Verluſt von 150 Toten zurückgeſchlagen .

Im Norden des Schutzgebietes haben die Truppen ,
welche die Omaheke umſtellt haben , durch weitere Vor —

ſtöße in das Sandfeld , die zum Teil mit übermenſchlichen

Anſtrengungen verbunden waren , verſucht , die dort noch
ſitzenden Hereros zur Übergabe zu veranlaſſen . In der

Omaheke und ſüdlich des Epuriko bis zur engliſchen Grenze
ſcheinen ſich entweder gar keine oder höchſtens nur ganz

ſchwache Hererobanden noch aufzuhalten . Jedenfalls ſtellen
ſich die Hereros nicht mehr zum Kampfe . Die wenigen
überlebenden Führer haben zumeiſt Zuflucht auf engliſchem
Gebiet gefunden , wie Samuel Maharero , der ſich am Ngami⸗
See in Britiſch - Betſchuanaland — Protektorat — befindet .

Das Volnk aber , ſoweit es nicht umgekommen oder gefangen
iſt , hat ſich in der Hauptſache ſeinen alten Wohnſitzen
wieder zugewandt und hält ſich im Buſch verborgen .

Im Süden des Schutzgebiets haben die ſiegreichen
Kämpfe im Januar gegen die Hottentotten am Auob nicht
in dem Maße ausgenutzt werden können , wie es wünſchens —
wert geweſen wäre . Der Grund hierfür lag in Ver⸗
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an Waſſer und der unter den Pferden , Eſeln und Maul⸗

tieren ausgebrochenen Sterbe . Anfangs März 1905 war

es General v. Trotha nach langen Vorbereitungen und

durch beſonders glückliche Umſtände gelungen , die Ver —

pflegungsſchwierigkeiten vorübergehend zu beſeitigen . Oberſt

Deimling erhielt daraufhin den Befehl , die Operationen

gegen die Banden Morengas und Morris ſofort wieder

aufzunehmen . Nach den übereinſtimmenden Nachrichten

hatten ſich Morenga und Morris vereinigt und hielten ſich
mit Weibern , Kindern und Vieh bei Rurudos im Mittel⸗

punkt der Karrasberge auf . Oberſt Deimling befahl den

konzentriſchen Vormarſch auf Nurudos , der am 5. März

angetreten wurde . Die Abteilung des Major v. Kamptz
— 2 Kompagnien , 4 Geſchütze , 4 Maſchinengewehre —,
die bisher in Keetmanshoop geſtanden hatte , ſollte von

Weſten her angreifeu . Die Abteilung Kamptz , die Oberſt

Deimling begleitete , erreichte am 9. März die Gegend
öſtlich Gurub und ſetzte , nachdem Geſchütze und Maſchinen⸗

gewehre auf Tragtieren verladen waren , unter Zurück —

laſſung der Pferde am 10 . auf Saumpfaden den Marſch
uf Nurudos fort , ohne an dieſem Tage auf den Feind

zu treffen . Dieſer hatte anſcheinend mit der Hauptmacht
am Nordrand der Berge eine ſtarke Stellung bezogen , auf

die der über Koſis vorbeimarſchierende Hauptmann Kirchner
am 10 . März ſtieß . Unter ſchweren Verluſten mußte die

Stellung geſtürmt , eine zweite , dahinterliegende konnte aber

wegen der einbrechenden Dunkelheit nicht mehr angegriffen
werden . Die kleine Schar , die höchſtens 160 —170 Mann

ſtark geweſen war , hatte ihren Erfolg mit dem Tode ihres

Führers und einem Geſamtverluſt von 4 Offizieren und

41 Mann erkauft . Der Vormarſch auf ungebahnten
Pfaden , der Kampf in den wilden , zerklüfteten Bergen ,
der quälende Durſt , zu deſſen Stillung nur ſehr wenig
Waſſer vorhanden war , hatten an die Leiſtungsfähigkeit
der Truppe hohe Anforderungen geſtellt , denen ſie ſich
aber , wie in allen früheren Fällen , vollkommen gewachſen
gezeigt hat .
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So ſchmerzlich die Verluſte auch ſind , dem deutſchen
Volke haben ſie gezeigt , daß ſeine Offiziere und Soldaten

in treuer Pflichterfüllung alle Laſten zu tragen bereit ſind ,
daß unſer Heer im 35jährigen Frieden nicht verweichlicht
iſt und das iſt neben den vielen Opfern eine nicht zu

unterſchätzende Genugtuung . Die Beratung des Kolonial —

etats dauerte in der Budgetkommiſſion über 14 Tage .
Die Zentrumsabgeordneten Dr . Spahn , Dr . Bachem und

Erzberger rügten hierbei inſonderheit , daß alle Lieferungen
für die Expeditionen an die Firma Tippelskirch vergeben
worden ſeien , daß mit der Otavi - Eiſenbahngeſellſchaft ein

ſo ungünſtiger Vertrag behufs früherer Fertigſtellung der

Otavibahn abgeſchloſſen wurde , der dem Reiche alle Laſten ,
der Geſellſchaft alle Vorteile gibt , darunter 15/ Million Unter —

ſtützungsgelder , obwohl die Eröffnung dieſer Linie nicht
auf dem vorgeſchriebenen Termin erfolgt iſt . Der Vertrag
mit der Geſellſchaft war ein Muſter eines Vertrages , wie

er ſeitens des Reiches nicht abgeſchloſſen werden ſoll . Wenn

die Summe ſchließlich doch genehmigt worden iſt , ſo geſchah
es in der Erwägung des Umſtandes , daß General Trotha
500 Eiſenbahnarbeiter telegraphiſch forderte und das Ko —

lonialamt glaubte , durch Verhandlungen mit der Otavige —

ſellſchaft raſcher zum Ziele zu kommen und ſo eine zweite
leiſtungsfähige Eiſenbahn zu erhalten . Auf Antrag des

Abg . Dr . Bachem wurde aber der Bewilligung dieſer
Summe beigefügt : „ Soweit aus dieſer Summe Ausgaben

beſtritten worden ſind , welche nicht lediglich durch die

Mehrkoſten der Beſchleunigung des Baues verurſacht ſind ,

ſondern zu dauernden Anlagen verwendet wurden , ſind

dieſelben zurückzuerſtatten . “
Reichskanzler Graf Bülow teilte am 5. Dezember 1904

im Reichstage mit , daß für Südweſtafrika die Zivilver⸗

waltung in Ausſicht genommen ſei und daß die Selbſt —
verwaltung mehr ausgebaut werden ſolle .

Eine ſehr wichtige Frage dieſes Nachtragsetats war

die der Entſchädigung der Anſiedler , wofür die Regierung
5 Millionen Mark forderte ; in der Kommiſſion wurden

3 Millionen Mark als Unterſtützungsgelder für das geſamte
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Schutzgebiet bewilligt . Wie der Kolonialdirektor in der

Budgetkommiſſion mitteilte , ſollen noch weitere 6 Millionen

Marnk für Schäden des Witboiaufſtandes gefordert werden .

Abg . Erzberger betonte bei der zweiten Leſung im

Plenum , daß das Zentrum es grundſätzlich ablehne , Ent —

ſchädigungen an Anſiedler zu geben ; einen Rechtsanſpruch
der Anſiedler anerkenne es nie . Gebe man jetzt eine Ent⸗

ſchädigung , ſo könnte dieſe bei künftigen Aufſtänden nicht
mehr verweigert werden . Auch ſei der Schaden viel zu

hoch eingeſchätzt , der Fragebogen habe den Anſiedlern
förmlich die Anſprüche auf die Naſe gebunden . Zwei
Beamte und drei Anſiedler hätten dann die Nachzählung

vorgenommen und nur 3 % aller Anſprüche abgeſtrichen .
Bei Manöverſchäden ſei man gegen unſere Bauern nicht
ſo entgegenkommend . Der Anſiedler müſſe das Riſiko der

Unternehmung tragen , das Reich könne und dürfe dieſes
nicht übernehmen ; es geſchehe dieſes für Unternehmungen
im Illande ja auch nicht . Auch ſei ein Teil der Anſiedler
und Händler ſelbſt ſchuld an dem Aufſtande ; für dieſe ſei
die Entſchädigung eine Prämie für die Hervorrufung des

Aufſtandes .
Um der größten Not vorzubeugen , genehmige das

Zentrum Notſtandsgelder ; aber 3 Millionen ſeien ge⸗

nügend . ( 130. Sitzung vom 31 . Januar 1905 , S . 4146 . )
Dr . Spahn betonte hierbei auch , daß es ſehr verkehrt
ſein würde , gerade jetzt mehr zu geben ; erſt müſſe der

Aufſtand niedergeſchlagen ſein , ehe an die Aufnahme des

Betriebes zu denken ſei ; deshalb ſeien auch jetzt 3 Millionen

ausreichend . Der Antrag des Zentrums reſp . der Kommiſſion
fand Annahme .

Die Frage der Landgeſellſchaften in Südweſt —
afrika iſt in der Budgetkommiſſiion eingehend beraten

und darauf hin folgende Reſolution angenommen worden :

„die Reichsregierung zu erſuchen , eine aus Vertretern der

Regierung und des Reichstags , aus Kolonialrechtslehrern
und Kennern der ſüdweſtafrikaniſchen Verhältniſſe der

Land⸗ und Minengeſellſchaften und zur Prüfung , ob und
in welcher Weiſe gegen dieſe Geſellſchaften vorgegangen
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werden kann , inſoweit ſie in einer die Kolonie ſchädigenden
Weiſe gearbeitet haben , zuſammenzurufen “ .

Das Plenum ſtimmte dem Antrage zu ; am 28 . Februar
1905 ging bereits dem Reichstage eine Denhſchrift über

die in Südweſtafrika tätigen Land - und Minengeſellſchaften
zu ( Nr . 683) , die jedoch die gewünſchte Kommiſſion nicht

überflüſſig machen ſoll . Die Kommiſſion iſt jedoch noch

nicht gewählt .
2. Die Umwandlung des Kolonialamtes in eine

ſelbſtändigere Reichsbehörde kündigte Graf Bülow am

5. Dezember 1904 an , da der heutige Zwitterzuſtand nicht
haltbar ſei . Im kommenden Etat ſoll die Löſung der

Frage erfolgen . Das Zentrum genehmigte auch einen

Kolonialattaché in London , um dadurch der Regierung
die Möglichkeit zu geben , die Erfahrungen der älteſten

Kolonialmacht an der Zentrale ſtudieren zu laſſen , wo ſich
das Material anſammelt .

3. In Deutſch⸗Oſtafrika iſt eine Bank errichtet worden

mit dem Recht der Notenausgabe . Das Fehlen einer

Bank in Deutſch⸗Oſtafrika hat ſich ſchon ſeit längerer Zeit

nachteilig fühlbar gemacht . Der beiläufige Betrieb von

Geld⸗ und Wechſelgeſchäften durch die größeren in Oſt —

afrika anſäſſigen Handelsfirmen konnte für die kauf⸗

männiſchen , landwirtſchaftlichen und gewerblichen Unter —

nehmungen im Schutzgebiete die Wirkſamkeit einer Bank

nicht erſetzen . Abgeſehen davon , daß der Geldverkehr des

Schutzgebietes im Innern und nach Außen die Erleichte —

rungen entbehren mußte , welche nur eine Bank gewähren

kann , trug das Fehlen einer Bank weſentlich dazu bei ,
die kommerzielle Abhängigkeit des deutſchen Schutzgebiets
von Zanzibar zu verſtärkken . Mehr noch als der Waren —

handel konzentrierte ſich der Geldverkehr von Deutſch - Oſt —

afrika auf der ſeiner Küſte vorgelagerten Inſel , die über

Filialen einiger britiſch - indiſcher Banken verfügt und auf
der auch die größeren deutſchen Firmen , die in Deutſch —

Oſtafrika nebenbei Bankiergeſchäfte betreiben , namentlich
die Deutſch⸗Oſtafrikaniſche Geſellſchaft und Hanſing u. Co

ihren Hauptſitz haben . Der Abg . Erzberger betonte
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die Wichtigkeit einer Bank , bedauerte aber ſehr leb —

haft , daß dieſe durch eine Geſellſchaft errichtet werde , in

welcher die Mehrheit der Anteilſcheine in den Händen der

D. ⸗O. ⸗A. ⸗G. ſich befinden ; dieſe habe ſchon 1890 ſich das

Bankmonopol vom Reiche geben laſſen , habe es aber 13

Jahre hindurch nicht ausgeübt . Im Jahre 1903 hätte ihr
das Reich dieſes Monopol ſehr teuer abgekauft und nun

erhalte ſie es indirekt wieder zurück ! Eine ſolche Politik
mache das Zentrum nicht mit ; es könne leider nichts hier⸗
gegen unternehmen , da der Reichskanzler nach dem Schutz⸗
gebietsgeſetz von 1900 dieſe Sache allein regeln könne ; aber
es werde auf eine Reviſion des Geſetzes über die Schutz —
gebiete hinarbeiten . Gleichzeitig rügte der Abg . Erzberger ,
daß die Deutſch⸗Oſtafrikalinie , die vom Reich mit 1350000
Mk . jährlich ſubventioniert wird , die Frachttarife für portu⸗
gieſiſche Häfen billiger ſtellt als für deutſche , obwohl erſtere
weiter entfernt ſind ; ſelbſt madagiſſiſche Häfen hätten ebenſo
billige Sätze als näher gelegene deutſche . ( 167 . Sitzung
vom 18 . März 1905 , S . 5375 . )

4. Die Verhältniſſe in Kamerun ſind bei zwei An⸗
läſſen ſehr eingehend beſprochen worden . Ein Nachtrags⸗
etat forderte für die Verſtärkung der Schutztruppe
723732 Mk . mit der Begründung : „ Nach einem tele⸗

graphiſchen Berichte des Gouverneurs ſind in der aller —

letzten Zeit bei einzelnen Stämmen , die ſich bisher ruhig
verhalten hatten , Anzeichen drohender Unruhen aufgetreten .
Da die auf den Stationen im Innern befindlichen Teile
der Schutztruppe von dort nicht fortgenommen werden

können , hat der Gouverneur , um allen Eventualitäten ge⸗
wachſen zu ſein , telegraphiſch eine vorübergehende Ver —

ſtärkung der Schutztruppe um 2 Kompagnien beantragt .
Die Mittel für dieſe Verſtärkung werden unter den ein —

maligen Ausgaben angefordert , weil endgültig über die

zukünftige Stärke der Truppe erſt nach Eintreffen der

ſchriftlichen Berichterſtattung bei Aufſtellung des Etats für
das Rechnungsjahr 1906 entſchieden werden kann . “ Der

Reichstag genehmigte dieſe Forderung ; er ſtrich nur
100 000 Mk . ab , da ihm die Forderung von 200 000 Mk .

6



— — —— ——— ͥ — —— ⁊᷑ —

—

für Unterbringung der Truppen zu hoch war und auch

aus anderem Anlaß bekannt wurde , wie verſchwenderiſch
in Kamerun gewirſchaftet wird . Der Titel „ Bureau⸗

bedürfniſſe “ im Etat 1902 in der Höhe von 5000 Mk . iſt

nämlich um 22 000 Mk . überſchritten worden . Als die Rech⸗

nungskommiſſion näheren Aufſchluß ſich erbat , erhielt ſie

folgende Mitteilung :

Die zu Laſten des Etats für Kamerun auf das Rechnungjahr

1902 für „ Bureau⸗ , Zeichenmaterialien und Formulare “ verausgabten

22000 Mk . ſetzen ſich wie folgt zuſammen :

Formulare , einſchließlich derjenigen für die Ge⸗

ſchäftsbücher der Kaſſen und Gerichte rund . 6800 Mk .

Kanzlei⸗ und Konzeptpapier rund . . 28655

Briefumſchläge aller Art rund . . . 2500 ,

Löſchpapier rund . SSSSS . . . · . . . · . · . . ·
Tinten aller Art rund . . 4560

Schreibfedern und Federhalter rund 450 „
Bleis und Buntſtifte kund 280

Radiergummi rund . . 90 „
Eine Schreibmaſchine nebſt Zubehör rund
Schreibzeuge und Tintenfäſſer aller Art rund . 330 „

Notizbücher , Notizblöcke ,
Kalender aller Art rund . . 152 200 „
Aktendeckel und Antenſchwänze rund 0 „

Farbſtempel nebſt Stempelfarben , Siegelmarken 420 „
Bureauleim nebſt zugehörigen Pinſeln rund . . 200 „

Siegellack , Siegellampen , Siegelleuchter rund . . 4

Zeichenmaterialien , wie Pausleinwand , Paus —

papier , Heftzwecken , Tuſche uſw . rund . . 1790

Packmaterialien rund .

Materialien für die Steindruckpreſſe rund ä

Tropenkoffer , Blechhülſen uſw . zur Aufbewahrung
von Dokumenten und zum Befördern der Poſt

410

Sonſtige Gegenſtände,
r

wie Heftzangen, Heftzwirn,
Heftnadeln , Aktenſtecher , Papierſcheren , Lineale ,

Radiermeſſer , Briefbeſchwerer , Briefordner ,

Löſcher , Falzbeine , Linienblätter uſw . rund . 1250 „

( Nr . 795 ) . zuſammen rund . . . 22000 Mk .

Eine Kritik des Bureaukratismus nun , der für 450 Mk .

Schreibfedern , für 400 Mk . Löſchpapier , für 200 Mk .

Bureauleim braucht , iſt an dieſer Stelle überflüſſig !
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5. Die Kameruneiſenbahnvorlage ( Nr. 776 ) konnte

im Plenum nicht verabſchiedet werden . Die Notwendig⸗
keit der Eiſenbahn ergibt ſich aus folgendem : An Ver⸗

kehrswegen fehlt es in der Kolonie faſt vollſtändig ; der

Handel ſteigt aber ſehr raſch , obwohl er ſich nur auf die

Küſte erſtreckt . Der Geſamthandel ſtieg von 8,8 Millionen

im Jahre 1899 auf 21,5 Millionen im Jahre 1903 .

An der Ausfuhr waren in erſter Linie Palmkerne ,
Palmöl , Kautſchuk und Elfenbein beteiligt . Erſt im Laufe
der letzten Jahre iſt Kakao mit größeren Werten hinzu⸗
getreten .

Trotz der beträchtlichen Steigerung , welche die Aus —

fuhr von Kautſchuk infolge der Aufſchließung des ſüd —
lich Teiles von Kamerun gegenüber der erſten Hälfte der

90er Jahre erfahren hat , beruht die wirtſchaftliche Zukunft
von Kamerun für die nächſten Jahrzehnte , abgeſehen von
dem Kakao , zweifellos in erſter Linie auf der Nutzbar —
machung der enormen Beſtände von Olpalmen , die das

Hinterland von Duala ſowohl in dem breiten Talbecken

des Mungo und Wuri als auch an den Hängen des Rand⸗

gebirges bis hinauf in das Grasland in einer Ausdehnung ,
die jeder Schätzung ſpottet , aufweiſt .

Neben der Nutzbarmachung der großen Beſtände von

Olpalmen wird die geplante Bahn die Möglichkeit einer

ausgiebigeren Verwertung des im Schutzgebiete vorhandenen
Reichtums an Nutz⸗ und Edelhölzern ſchaffen . Wie ſich
aus den oben mitgeteilten Zahlen ergibt , iſt der Export
von Hölzern ſpeziell aus dem Dualabezirke heute ſchon
nicht unerheblich . An Edelhölzern kommen vor allem in

Betracht Ebenholz , Mahagoni und Rotholz .
Die Bahn wird ferner die Möglichkeit geben , die

Kamerunküſte aus dem viehreichen Innern in ausreichender
und regelmäßiger Weiſe mit Schlachtvieh zu verſorgen . Bei

den heutigen Verkehrsverhältniſſen geht ſtets ein großer
Teil des aus dem Innern nach der Küſte getriebenen
Viehes bereits auf dem Marſche oder binnen kurzer Zeit
nach der Ankunft am Beſtimmungsort ein . Der Grund

liegt zum Teil darin , daß das Vieh auf dem langen

6
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Marſche durch den Urwaldgürtel nicht die genügende Weide⸗

nahrung findet ; zum Teil erliegt das Vieh während des

Transports dem Stiche der Tſetſefliege . Durch die Be⸗

ſeitigung dieſer Hinderniſſe wird nicht nur einem wichtigen

Produkte des Hinterlandes ein Abſatz eröffnet , ſondern

auch eine Verbeſſerung in den Ernährungsverhältniſſen und

damit in dem Geſundheitszuſtande der an der Küſte an⸗

ſäſſigen Europäer , die heute unter dem häufigen Mangel

an friſchem Fleiſche zu leiden haben , herbeigeführt .
Soweit eröffnet die geplante Eiſenbahn die Ausſicht

auf die wirtſchaftliche Ausnutzung der bereits vorhandenen

Produkte . Die Bahn wird aber darüber hinaus wichtige

Kulturen , für die alle natürlichen Vorausſetzungen gegeben

ſind , ins Leben rufen .

Nicht hoch genug anzuſchlagen iſt ſchließlich die politiſche

und militäriſche Bedeutung der Bahn . Für die Beherrſchung

des Binnenlandes und für die raſche Niederwerfung von

etwaigen Aufſtänden iſt es von unſchätzbarem Vorteile ,

daß der unwegſame Urwaldſtreifen , der einer Verwendung

organiſierter Truppen keinerlei Vorteile läßt und deſſen

Überwindung heute eine Reihe anſtrengender Tagemärſche

erfordert , in einer nach Stunden zu bemeſſenden Zeit paſſiert

werden kann . Die zentrale Linienführung der Bahn bringt

es mit ſich , daß von dem Endpunkt aus ohne jede weitere

Schwierigkeit eine Verwendung der Truppen nach allen

Richtungen des offenen Graslandes hin möglich iſt . So

wird die Bahn dazu beitragen , die deutſche Herrſchaft in

den erſt in den letzten Jahren unterworfenen wertvollen

Gebieten von Adamaua zu befeſtigen .

Dieſe Eiſenbahn ſollte durch eine Geſellſchaft gebaut

werden , deren Kapital 17 Millionen Mk . beträgt , das ſich
in 170000 Anteile von je 100 Mk . gliedert . Die Anteile

werden in zwei Kategorien geteilt . Die Anteile Reihe A,

umfaſſend ein Kapital von 6 Millionen Mk. , genießen

weder hinſichtlich ihrer Verzinſung noch hinſichtlich einer

Rückzahlung des Kapitals eine Reichsgarantie . Dagegen

ſind ſie mit Vorzugsrechten bei der Gewinnverteilung und

bei einer etwaigen Liquidation ausgeſtattet . Hinſichtlich
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der Anteile der Reihe B, umfaſſend ein Kapital von 11

Millionen Mk. , iſt dagegen eine Garantie des Reichs vor —

geſehen , und zwar vom erſten Geſchäftsjahr an für eine

jährliche Verzinſung in Höhe von 3 Prozent des einge⸗
zahlten Anteilskapitals und vom fünften Geſchäftsjahr an

für eine Rückzahlung des Anteilskapitals mit einem Zu⸗
ſchlage von 20 Prozent des Nennwerts nach dem der

Satzung beigefügten Tilgungsplane .
Die weiteren Rechte , mit denen die Konzeſſion die

Geſellſchaft ausſtattet , halten ſich in dem Rahmen der⸗

jenigen , welche der Oſtafrikaniſchen Eiſenbahngeſellſchaft
durch die nach Maßgabe des Geſetzes vom 31 . Juli 1904

erteilte Konzeſſion verliehen worden ſind ; ſie ſind jedoch —

vor allem , ſoweit das Recht auf Okkupation herrenloſen
Landes in Betracht kommt — von geringerem Umfang
als bei der Oſtafrikaniſchen Eiſenbahngeſellſchaft . Während
der Oſtafrikaniſchen Eiſenbahngeſellſchaft das Recht zuge⸗
ſtanden worden iſt , in einer Zone von je 100 km Breite

zu beiden Seiten der Bahn für jedes Kilometer der Eiſen⸗
bahn 2000 ha herrenloſes Land in Beſitz zu nehmen , be —

ſchränkt ſich das für die Kamerun⸗Eiſenbahngeſellſchaft
vorgeſehene Okkupationsrecht auf das herrenloſe Land in

ſchachbrettartig zu beiden Seiten der Bahn gelegenen
quadratiſchen Blöcken von je 2 km Länge und Breite ,
alſo im günſtigſten Falle — die Herrenloſigkeit der ſämt⸗
lichen Blöcke vorausgeſetzt — auf 200 ha für das Kilo⸗

meter . Dazu kommt allerdings am Endpunkte der Bahn
ein Okkupationsrecht auf 10000 ha , wodurch bei einer

Bahnlänge von 160 km der Betrag pro Kilometer auf
262,5 ha erhöht wird . Das Okhupationsrecht längs der

Bahn ſelbſt und an ihrem Endpunkte beläuft ſich im

günſtigſten Fall zuſammen auf nur 42000 ha .

Die erſte Leſung der Vorlage fand am 11 . Mai ſtatt ;
die Vorlage fand eine gute Aufnahme ; der Abg . Erz⸗
berger ſtellte ſich für das Zentrum freundlich zu der Linie ,
brachte zwar eine Anzahl Bedenken vor , von denen er

jedoch hoffte , daß ſie durch die Kommiſſionsberatungen
zerſtreut werden konnten . Die Kommiſſion beriet die Vorlage

— —
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in 5 Sitzungen ; Prinz von Arenberg erſtattete einen aus⸗

führlichen Kommiſſionsbericht ( Nr . 833) ÿ. In der Kom⸗

miſſion wie im Plenum wurde namentlich von dem anti⸗

ſemitiſchen Abg . Lattmann die Frage aufgeworfen , wes —

halb das Reich nicht ſelbſt die Linie bauen ſollte . Hier⸗

gegen wandte ſich beſonders der Abg . Erzberger ( 192.

Sitzung vom 25 . Mai 1905 , S . 6174 ) mit dem Hinweiſe ,

daß das Reich viel teurer baue als die Privatgeſellſchaften ;
da hörten Etatsüberſchreitungen gar nicht auf . Man er⸗

innere ſich nur an die Uſambarabahn und an die Linie

Swakopmund —Windhuk ; bei der letzten Bahn iſt allein

in den Jahren 1900 und 1901 eine Etatsübertretung von

3,2 Millionen Mk . im Bau eingetreten ! ( Nr 853 der

Druckſachen . ) Auch ſind die Betriebskoſten beim Reich

viel teurer , wie es die Uſambarabahn aufweiſt . Ferner

müßte das Reich ſchließlich als Konſequenz auch die wirt⸗

ſchaftliche Erſchließung der Kolonie ſelbſt in die Hand

nehmen . Intereſſant ſei auch eine engliſche Parlaments⸗

druckſache vom Dezember 1904 über Baukoſten von afrika —

niſchen Eiſenbahnen leinſchließlich Brücken , Verwaltungs —

gebäuden und rollendem Materiah ) .

Nach der engliſchen Parlamentsdruckſache „ Papers

relating to the construction of railways in Sierra Leone ,

Lagos and the Gold - Coast , presented to both Houses

Of Parliament , Dec . 1904 . “

Spur⸗ Geſamt⸗ [ 2 ] Koſten
weite koſten SIMk .

mMk km pro km

E . . . . . . . . . 1,06 35 771 000274 130 500

Lagos 3332 1,06 18 012 000 201 89 600

St . Louis — Dakar 88 1,00 31 462 000 264119 200

Kayes Niger 1,00 u. 0,60 68 363 000 563121 500

Konagry Niger ( im Bau 1,00 — 150 77 300

Dahomern 8 1,00 19 118 000 203 94 200

Fonda⸗Bahn 1,00 113 220 000 J940120 400

eein 53 040 000402131 900

Darnach ſtellte ſich die Kamerunbahn nach dem vor —

liegenden Koſtenvoranſchlag , bei dem ſich die reinen Bau —



koſten auf 89 300 Mk . für das Kilometer ſtellen , billiger
als ſämtliche übrigen Bahnen , ſoweit dieſelben im Bau

bisher vollendet ſind und feſtſtehende Reſultate bereits vor⸗

liegen . Dieſe Zahlen ſagen genug , zumal das Terrain in

Kamerun noch viel ungünſtiger iſt als in einer Anzahl
dieſer Kolonien .

Die zweite ſtrittige Frage war die über die Land —

konzeſſionen . Schon in der Kommiſſion wie auch im

Plenum wurde von den Abg . Prinz von Arenberg ,

Erzberger und Schwarze hervorgehoben , daß die Be —

deutung der Landkonzeſſionen für eine Eiſenbahngeſellſchaft
ſich weſentlich anders geſtalte als für eine Landgeſellſchaft ,
da die erſtere doch zunächſt den Zweck verfolgen müſſe ,

möglichſt bald Verkehr zu ſchaffen und deswegen auf Land⸗

ſpekulationen ſich nicht einlaſſen könne . Hier ſei das Maß
der Konzeſſion zudem noch ein ſo geringes , daß von

Kapitaliſtiſchem und Plantagenbetrieb nicht gut die Rede

ſein könne . Während die kleinſten Plantagen in Kamerun

ungefähr 2000 ha groß ſeien , die größeren 10 000 ha

und darüber bis nahezu 15000 ha , ſei hier die Ober⸗

fläche der konzedierten Blöcke auf 400 ha bemeſſen . Dazu

komme , daß der Eiſenbahngeſellſchaft eingeſtandenermaßen

beſonders daran liege , die Eingeborenenkulturen zu fördern .

Durch dieſe würde der Eingeborene nicht nur ſittlich und

materiell gehoben , weil im Gegenſatz zu Lohnarbeit ihm
bei eigenem landwirtſchaftlichem Betriebe der Ertrag ſeiner
Arbeit ungeſchmälert zugute komme , ſondern es würde

auch eine viel intenſivere und produktivere Arbeit bei den

Eingeborenen erzielt . Nach der kaiſerlichen Verordnung
vom 15 . Juni 1896 ſei nicht nur das Privateigentum des

einzelnen Eingeborenen und das Eigentum ſeines Stammes

gewahrt , ſondern auch ſogar auf den zukünftigen Be⸗

völkerungszuwachs Bedacht genommen . Da hiernach von

der geſamten Landkonzeſſion von 42 000 ha die für die

Eingeborenen auszuſcheidenden Landflächen abzuziehen ſeien ,

ſo bliebe tatſächlich nur eine im Verhältnis zu den in

derartigen Fällen ſonſt üblichen Landkonzeſſionen ganz

minimale Fläche übrig .



Zur Sicherung gegen jegliche Spekulation mit den

der Geſellſchaft zu überweiſenden Land - und Bergwerks —

gerechtſamen wurde von dem Abg. Erzberger folgender
Antrag geſtellt :

„ Die Aufſichtsbehörde hat die Friſten zu beſtimmen ,
innerhalb welcher bei Verluſt der Landgerechtſame die

Kultivierung der Landblöcke begonnen werden muß . “
Der Antrag fand Annahme ; ebenſo der weitere Antrag

Erzberger , den Herrn Reichskanzler zu erſuchen :
1. die für Kamerun erteilten Landkonzeſſionen einer

eingehenden Prüfung und Reviſion zu unterziehen ;
2. keinerlei Landkonzeſſion zu erteilen , in welcher

nicht ausreichende Vorſchriften über Aufſchließung
des Landes enthalten ſind , und die nicht den Ein⸗

geborenen genügend Land belaſſen .
Nun könnte für Kamerun die erteilte kleine Land —

konzeſſion nur dann zu einer Gefahr werden , wenn hier —
durch die Eingeborenen von ihrem Stammesland verdrängt
würden ; aber ſelbſt der Abg . Ledebour mußte erklären :

„ In der Kommiſſion haben die Herren [ von der Kolonial —

verwaltung ] erklärt , ſie würden nicht zugeben , daß den

Geſellſchaften Eingeborenenland überwieſen würde und der

Wortlaut der Kommiſſionsfaſſung ſchließt dieſe Möglich⸗
keit auch vollkommen aus . “ ( 192 . Sitzung vom 25 . Mai

1905 , S . 6159 . ) Damit hat alſo ſelbſt der Sozialdemokrat
zugegeben , daß eine Gefahr gar nicht mehr beſteht ; die

Eingeborenen behalten ihr Land ; für Aufſchließung des

herrnloſen Geländes kommen nur große Geſellſchaften in

Betracht , da deutſche Bauern ſich hier nicht niederlaſſen
können . Das Zentrum ſtimmte geſchloſſen für die Bahn ;
die Freiſinnige Volkspartei enthielt ſich der Abſtimmung .
Da das Haus beſchlußunfähig war und die Seſſion geſchloſſen
wurde , fiel die Vorlage .

— 8 — —
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